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MONATSBERICHT 04-2017

Liebe Leserinnen, liebe Leser!

Fast jeder kennt sie, fast jeder nutzt sie: Digitale Plattformen 
wie Google, Facebook, Amazon oder WhatsApp haben 
unseren Alltag erobert und erleichtern unser Leben in vie-
len Bereichen. Gleichzeitig bestimmen sie mit ihren inno-
vativen Geschäftsmodellen auch wirtschaftlich immer 
mehr den Takt. Sechs der zehn wertvollsten Unternehmen 
der Welt sind heute digitale Plattformen.

Aber: Gerade die Schlüsselspieler der Digitalisierung ent-
ziehen sich häufig durch ihre speziellen Eigenschaften den 
gängigen Regeln von Markt, Wettbewerb und Verbraucher-
schutz. Die Regeln und Werte, die sich in der analogen Welt 
bewährt haben, müssen jedoch auch in der digitalen Welt 
gelten. Deshalb brauchen wir eine digitale Ordnungspolitik. 
In unserem „Weißbuch Digitale Plattformen“ haben wir hier-
für am 20. März zur CeBIT konkrete Vorschläge vorgelegt.

So ist zum Beispiel vielen Nutzern noch nicht ausreichend 
klar, dass und wie ihre persönlichen Daten von vermeint-
lich kostenlosen Diensten verwertet werden. Daher wollen 
wir digitale Plattformen dazu verpflichten, in leicht ver-
ständlichen „One Pagern“ zu berichten, was sie mit den 
Daten ihrer Nutzer machen. Bei Fragen der Sicherheit und 
des Datenschutzes wollen wir gleiche Regeln für alle – für 
klassische Telekommunikationsunternehmen genauso wie 
für WhatsApp oder Skype. Datenschutzbedingungen, nach 
denen für Nutzer in Europa nur kalifornisches Recht gilt, 
sollen künftig nicht mehr zulässig sein.

Außerdem müssen Rechtsverletzungen wie „Hate Speech“ 
oder Manipulationen wie „Fake News“ im Internet genauso 
geahndet werden wie in der analogen Welt. Wir wollen, dass 
Internetplattformen ein EU-weites Beschwerdemanagement 
einführen, damit Nutzer rechtswidrige Inhalte melden 
können und die Plattformen rechtswidrige Inhalte löschen.

Editorial
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Klar ist schließlich auch: Um unser Ziel eines inklusiven 
Wachstums zu erreichen, müssen wir dafür sorgen, dass 
alle von der Digitalisierung profitieren können – quer 
durch alle Altersklassen und Bevölkerungsschichten; vom 
kleinen Handwerksbetrieb bis zum Großunternehmen.  
Ein möglichst flächendeckender Ausbau Gigabit-fähiger 
Internetleitungen bis 2025 spielt dabei eine wesentliche 
Rolle. Dazu planen wir einen Zukunftsinvestitionsfonds 
und „Gigabit-Voucher“, also Gutscheine für Zuschüsse für 
Gigabit-Anschlüsse in Verbindung mit innovativen Anwen-
dungen. Kleine und mittlere Unternehmen sowie Einrich-
tungen wie Schulen oder Arztpraxen sollen diese Gutscheine 
nutzen können.

Was aus unserer Sicht außerdem notwendig ist, um die 
Digitalisierung fair und erfolgreich zu gestalten, berichtet 
ein Artikel zum Weißbuch Digitale Plattformen in der  
vorliegenden Ausgabe der „Schlaglichter der Wirtschafts-
politik“.

Neue Wege zu einem inklusiven Wachstum standen auch bei 
der BMWi-Konferenz „Ungleichheit als wirtschaftspolitische 
Herausforderung“ am 16. März auf der Tagesordnung. Ob 
und ggf. weshalb die Ungleichheit in Deutschland gestiegen 
ist und welche Maßnahmen zu inklusivem Wachstum bei-
tragen können, fasst ein ausführlicher Konferenzbericht 
zusammen. In der Rubrik „Zur Diskussion“ steht in dieser 
Ausgabe die Frage im Mittelpunkt, ob die Stabilität des 
Euroraums durch Anleihen verbessert werden könnte – 
und welche Konzepte hierfür geeignet wären.

Ich wünsche Ihnen viel Freude bei der Lektüre!

Brigitte Zypries
Bundesministerin für Wirtschaft und Energie
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Auf einen Blick

Gründungsklima an deutschen Hochschulen hat sich verbessert

Im Fokus des aktuellen Gründungsradars des Stifterver-
bands für die Deutsche Wissenschaft stand die Frage, wie 
Hochschulen die Gründung von Unternehmen fördern – 
durch Gründungssensibilisierung, -unterstützung und durch 
institutionelle Verankerung einer nachhaltigen Gründungs-
kultur. In die Bewertung des Gründungsklimas ist aber 
auch eingeflossen, welche Gründungsaktivitäten tatsäch-
lich realisiert werden, d. h. welche Ergebnisse die Bemü-
hungen in der Gründungsförderung hervorbringen. Dabei 
zeigt sich deutlich: Hochschulen mit einer EXIST-Förde-
rung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
(BMWi) schneiden am besten ab.

Die Bedeutung von Unternehmensgründungen aus der 
Wissenschaft für den Standort Deutschland ist groß. Grün-
dungen tragen erheblich zu einem attraktiven und leben-
digen Innovationsökosystem bei. Sie sind ein wichtiger 
Weg, um den Wissenstransfer aus der Forschung in wirt-
schaftliche Wertschöpfung umzusetzen. Hochschulen als 
Ideenschmieden spielen in diesem Prozess eine heraus-
ragende Rolle, denn Innovationen entstehen gerade dort, 
wo intensiv geforscht wird und engagierte Studierende 
und Wissenschaftler ihr Know-how einbringen. Um dar-
aus Geschäftsideen zu entwickeln, ist ein entsprechendes 
Gründungsklima an den Hochschulen notwendig.

Ende Februar 2017 veröffentlichte der Stifterverband für 
die Deutsche Wissenschaft seinen dritten Gründungsradar. 
In dieser umfassenden – vom BMWi geförderten – Studie 
untersuchten die Experten des Stifterverbandes die Grün-
dungskultur an Hochschulen in Deutschland.

Von den insgesamt 390 deutschen Hochschulen beteiligte 
sich rund die Hälfte an der aktuellen Erhebung. Die gute 
Nachricht ist: Das Gründungsklima hat sich seit dem Grün-
dungsradar im Jahr 2012 weiter spürbar verbessert. Das 
zeigt sich unter anderem an der sehr viel breiteren institu-
tionellen Verankerung des Themas in den Hochschulen. In 
gut 90 Prozent der Hochschulen gibt es eine klare Zuord-
nung des Themas „Gründungen“ zu einem Mitglied der 
Hochschulleitung (2012: 50 Prozent). In knapp 80 Prozent 
der Hochschulen ist die Gründungsthematik in Zielverein-
barungen der Hochschule mit ihren Trägern verankert 
(2012: 55 Prozent).

Die Sieger des Gründungsradars 2016 sind die Hochschule 
München und die Technische Universität (TU) München 
bei den großen Hochschulen, die Leuphana Universität 
Lüneburg bei den mittleren Hochschulen und die HHL 
Leipzig Graduate School of Management bei den kleinen 
Hochschulen.
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Sowohl die Münchener Hochschulen als auch die Leuphana 
Universität Lüneburg wurden beziehungsweise werden 
über die Programmlinie „EXIST-Gründungskultur – Die 
Gründerhochschule“ (EXIST IV) bei der Umsetzung einer 
ganzheitlichen Strategie zur Gründungsunterstützung 
gefördert. 

Insbesondere bei den großen Hochschulen belegen Univer-
sitäten, die mit EXIST-Mitteln unterstützt werden, weitere 
Spitzenplätze. Denn neben dem Karlsruher Institut für Tech-
nologie (KIT) auf Platz zwei und der Universität Potsdam 
auf Platz drei erreichten die ebenfalls als EXIST-Gründer-
hochschule geförderte TU Berlin sowie die Universität 
Freiburg den vierten und fünften Platz. 

Insgesamt zeigt sich, dass es fast ausschließlich Universitä-
ten in das Ranking geschafft haben, die in der Vergangen-
heit mit der EXIST-Förderung Strukturen der Gründungs-
unterstützung an der Hochschule oder im Netzwerk mit 
regionalen Partnern aufgebaut haben.

Bei allen positiven Aspekten und Erfolgen der letzten Jahre 
zeigt der Gründungsradar aber auch die bestehenden Defi-
zite in der Gründungsförderung an deutschen Hochschu-
len auf: Drei von fünf Euro, die in die Gründungskultur der 
Hochschulen fließen, sind Drittmittel und damit nicht dau-
erhaft grundfinanziert. 

Weiteren staatlichen Unterstützungsbedarf sieht der Grün-
dungsradar vor allem bei der Stärkung der regionalen Ver-
netzung der Hochschulen. Die Zusammenarbeit von Hoch-
schulen, Kommunen und wirtschaftsnahen Einrichtungen 
hat sich an einigen Hochschulstandorten als besonders 
wichtiger Erfolgsfaktor herausgestellt. In vielen Regionen 
besteht in diesem Punkt aber noch Nachholbedarf. 

Start-ups werden gerade auch außerhalb der Metropolen 
Berlin, München und Hamburg für den regional veranker-
ten, etablierten deutschen Mittelstand zu Innovations-

quellen. Über F&E-Kooperationen und insbesondere Beteili-
gungen entstehen wichtige Wachstumsimpulse, die es 
weiter zu unterstützen gilt. Innovative Unternehmens-
gründungen aus der Wissenschaft sind ohne eine Investi-
tion in die Gründungskultur der Hochschulen aber kein 
Selbstläufer. Bund und Länder sind daher auf absehbare 
Zeit als Impulsgeber und Förderer gefragt.

Kontakt: Oliver Hunke
Referat: Inlandsbürgschaften, innovative Gründungen
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Digitale Geschäftsmodelle „Made in Germany“

Mit gut einer Million Betrieben stellt das Handwerk einen 
der wichtigsten Zweige der deutschen Wirtschaft dar. Das 
Handwerk beschäftigt rund 5,4 Millionen Menschen in 
ganz unterschiedlichen Gewerbezweigen. Somit sind 12,6 
Prozent aller Erwerbstätigen und 27,3 Prozent aller Auszu-
bildenden im Handwerk tätig. Sie erwirtschafteten im Jahr 
2016 mit einem Umsatz von 544 Milliarden Euro nahezu 
acht Prozent der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöp-
fung in Deutschland. Der Zentralverband des Deutschen 
Handwerks (ZDH) vermeldet eine sehr gute konjunkturelle 
Lage. Die Betriebe des Handwerks konnten die Auslastung 
der betrieblichen Kapazitäten auf 81 Prozent in 2016 erneut 
deutlich steigern.

Bei der Digitalisierung der betrieblichen Prozesse gibt es 
allerdings noch erheblichen Handlungsbedarf. Zwar sagen 
nach einer jüngst von den Verbänden ZDH und BITKOM 
durchgeführten Studie 1 vier Fünftel der Handwerksbe-
triebe (81 Prozent), dass sie generell aufgeschlossen gegen-
über dem Thema Digitalisierung sind. Auch geben zwei 
Drittel (69 Prozent) an, die Digitalisierung als Chance wahr-
zunehmen, und fast alle Unternehmen sehen den größten 
Vorteil in der optimierten Lagerung und der Verteilung von 
Betriebsmitteln (91 Prozent).

Doch trotz der Aufgeschlossenheit gegenüber digitalen 
Anwendungen kommen entsprechende Lösungen bislang 
nur bei rund einem Viertel der Handwerksbetriebe zum 
Einsatz. Nach den Ergebnissen der Studie verwendet bisher 
nur jeder zehnte Betrieb so genannte Tracking-Systeme. 
Damit können zum Beispiel Lagerbestände von Roh- und 
Werkstoffen ermittelt und deren Transport zeitnah am 
Computer nachverfolgt werden. Rund neun Prozent nutzen 
3D-Technologien, wie etwa 3D-Drucker oder 3D-Scanner. 
Erst drei Prozent der Betriebe setzen Roboter ein. Drohnen 
werden bislang nur von zwei Prozent der Betriebe genutzt.

Vor diesem Hintergrund stieß die am 9. und 10. März 2017 
vom Mittelstand 4.0-Kompetenzzentrum Digitales Hand-
werk durchgeführte Regionalkonferenz, die zeitgleich und 
in direkter Nachbarschaft zur Internationalen Handwerks-
messe durchgeführt wurde, mit über 200 Teilnehmern auf 
eine große Resonanz. Gleich zu Beginn der Veranstaltung 
machte Stefan Schnorr, Abteilungsleiter Digital- und Inno-
vationspolitik im Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie, in seiner Begrüßungsrede deutlich, dass das Hand-
werk im Umgang mit seinen Kunden vor einem Paradig-
menwechsel stehe. Nicht mehr länger dürfe die Wert -
erzeu gung vom Produkt her gedacht werden, sondern 

1 Vgl. ZDH/BITKOM (2017): Zwischen Tradition und Innovation: Das Handwerk wird digital, Berlin.

Stefan Schnorr, Abteilungsleiter Digital- und Innovationspolitik im BMWi bei seiner Eröffnungsrede
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ent  sche i dend sei das richtige Verständnis der Kundenbe-
dürfnisse: Kunden seien stets auf der Suche nach Antwor-
ten auf ihre konkreten Probleme und erwarteten vom 
Handwerksbetrieb passende und vor allem auch nachhal-
tige Lösungen. Es sei höchste Zeit, die Digitalisierung als 
Chance zu ergreifen und die Potenziale individuell für den 
eigenen Betrieb zu nutzen.

Drei Praxisdialoge mit Vertretern von Betrieben, die bei der 
Digitalisierung ihrer Geschäftsmodelle bereits weit voran-
geschritten sind, boten hilfreiche Informationen und Anre-
gungen für andere Betriebe. Anhand der Vorstellung einer 
Online-Plattform für Holzmöbel wurde beispielsweise 
deutlich, in welchem Maße Kunden bereits heute ihre 
Wünsche per Internet bis in die Details umsetzen und bis 
hin zur Lieferung beeinflussen können – angefangen bei 
der Auswahl des Holzes bis hin zur Gestaltung von Maßen, 
Formen und Design.

Ein ähnliches Beispiel wurde für eine 3D-gefertigte Brillen-
kollektion vorgestellt. Im Vortrag wurde deutlich, welche 
Potenziale eine (Teil-)Digitalisierung des Kundenservice im 
Wettbewerb der niedergelassenen Einzelhändler mit dem 
reinen Online-Versandhandel bieten kann. Danach wird 
vor Ort beim Einzelhändler ein 3D-Foto des Kunden ange-
fertigt. Anschließend kann der Kunde virtuell jedes belie-
bige Brillengestell aufsetzen und am Bildschirm ausgiebig 
von allen Seiten betrachten. Im Ergebnis steigt die Kunden-
zufriedenheit, Reklamationen gehen zurück, der Anbieter 
vertieft die Kundenbeziehung und steigert vor allem seine 
Wettbewerbsfähigkeit.

Das dritte Beispiel wurde vom Inhaber einer digitalisierten 
Backstube vorgestellt. Durch den Einsatz von 3D-Druckern 
kann der Betrieb Backwaren mit maßgeschneiderter Deko-
ration und beliebiger Stückzahl für alle erdenklichen Zwe-
cke, wie etwa Betriebsjubiläen, herstellen. Durch die inzwi-
schen erreichte Perfektion der Produkte erschließt der 
Backbetrieb mit Hilfe seines beständig wachsenden Sorti-
ments immer neue Kundengruppen.

Alles in allem zeigte auch die anschließende Podiumsdis-
kussion, dass die Digitalisierung bestehender Geschäftsmo-
delle kein Selbstzweck ist. Gerade in Zeiten wirtschaftlicher 
Prosperität sollten Handwerksbetriebe die Spielräume nut-
zen, um ihre bestehenden Prozesse weiter zu optimieren. 
Dabei geht es an erster Stelle um die Rekonfiguration der 
Prozesse und erst an zweiter Stelle um die Digitalisierung. 
Die Möglichkeiten der digitalen Transformation offenbaren 
sich fast von selbst, wenn die Bedürfnisse der Kunden in den 

Mittelpunkt gestellt und sie danach gefragt werden, welche 
Lösungen und Dienstleistungen ihr Leben erleichtern oder 
bereichern.

Die hohe Praxisrelevanz zeigte sich auch im letzten Teil 
der Veranstaltung. Hier wurden in Kleingruppen, jeweils zu 
den drei Branchen Metall-Handwerk, Ausbau-Handwerk 
sowie Gesundheitshandwerk, mit Hilfe des Business Model 
Canvas – einer Art Leitfaden zur Überprüfung und Neuaus-
richtung von Geschäftsmodellen – neue Ideen entwickelt. 
Bei der Präsentation der Ergebnisse zeigte sich, dass die kon-
sequente Ausrichtung kreativer Entwicklungsprozesse an 
den Problemlösungsbedürfnissen von Kunden sehr rasch 
zu guten und brauchbaren Ergebnissen führen kann. So 
lautete am Schluss ein zentrales Fazit, dass Betriebe durch-
aus ermuntert werden sollten, mit Hilfe externer Unter-
stützung entsprechende Kreativ- bzw. Innovationswork-
shops durchzuführen. Denn praktische Erfahrungen zeigen, 
wie groß oft das Erstaunen darüber ist, wie viele (bislang 
ungenutzte oder verschüttete) Ideen bei den Belegschaften 
vorhanden sind. Sie müssen nur gehoben und für die Digi-
talisierung genutzt werden.

Kontakt: Dr. Franz Büllingen  
Leiter der Begleitforschung Mittelstand-Digital  
und Juliette Melzow  
Referat: Mittelstand-Digital

3D-Druck im Backhandwerk
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Wirtschaftspolitische Termine des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie

In eigener Sache: Die „Schlaglichter“ als E-Mail-Abonnement

Der Monatsbericht des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie ist nicht nur als Druck -
exemplar, sondern auch im Online-Abo als elektro-
nischer Newsletter verfügbar. Sie können ihn  
unter der nachstehenden Internet- 
Adresse bestellen:
www.bmwi.de/abo-service

Darüber hinaus können auf der Homepage des  
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie  
auch einzelne Ausgaben des Monats berichts sowie 
Beiträge aus älteren Ausgaben online gelesen  
werden:
www.bmwi.de/schlaglichter

April 2017

06.04. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (Februar)

06.04. Informeller Wettbewerbsfähigkeitsrat (Binnenmarkt und Industrie)

07.04. Produktion im Produzierenden Gewerbe (Februar)

07./08.04. Informeller ECOFIN

12.04. Pressemeldung zur wirtschaftlichen Lage 

25.04. Kohäsionsrat

Ende April 2017 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)

Mai 2017

08.05. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (März)

09.05. Produktion im Produzierenden Gewerbe (März)

11.05. Handelsrat

15.05. Pressemeldung zur wirtschaftlichen Lage

18./19.05. Informeller Energierat

22./23.05. Eurogruppe und ECOFIN

29.05. Wettbewerbsfähigkeitsrat

Ende Mai 2017 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)

Juni 2017

08./09.06. Informeller Kohäsionsrat

09.06. TK-Rat

15./16.06. Eurogruppe und ECOFIN

22./23.06. Europäischer Rat

26.06. Energierat

Ende Juni 2017 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)
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Grafik des Monats

Wachstum und Ungleichheit …

… war das Thema einer hochrangigen BMWi-Konferenz „Ungleichheit als wirtschaftspolitische Herausforderung“ am 16. März 
2017 in Berlin. Denn: Der deutschen Wirtschaft geht es insgesamt zwar sehr gut. Das Wachstum der letzten drei Jahre lag merk-
lich über dem durchschnittlichen Wachstum der letzten zwei Jahrzehnte. Die Erwerbstätigkeit erreichte 2016 wieder einen 
neuen Rekordstand. Außerdem erleben wir erstmals seit fast zwei Jahrzehnten wieder eine längere Phase kräftiger Reallohn-
steigerungen. Gleichzeitig deuten verfügbare Daten bis zum Jahr 2013 darauf hin, dass sich die Ungleichheit der Einkommen 
auch nach Umverteilung durch das Steuer- und Transfersystem im Vergleich zum Beginn des Jahrtausends leicht erhöht hat. 
Auch empfinden viele die heutige Wohlstandsverteilung als ungerecht. Die Frage, ob und in welchem Ausmaß Ungleichheit 
Wachstumsbremse oder -beschleuniger ist, wird kontrovers diskutiert. Auf der Konferenz wurden die Wechselwirkungen zwi-
schen Wachstum und Ungleichheit sowie Wege zu einem inklusiv(er)en Wachstum diskutiert. Ein Bericht in der vorliegenden 
Ausgabe der Schlaglichter der Wirtschaftspolitik fasst die wesentlichen Erkenntnisse der Konferenz zusammen.
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Überblick über die wirtschaftliche Lage

 • Nach einem guten Start könnte die Wirtschafts-
leistung im ersten Quartal 2017 noch einmal 
beschleunigt expandieren.

 • Die Konjunktur in Deutschland hat sich im vierten 
Quartal 2016 belebt. Das Bruttoinlandsprodukt 
nahm um 0,4 % zu.

 • Die Produktion im Produzierenden Gewerbe 
wurde im Januar kräftig ausgeweitet. Die Auftrags-
situation ist dort trotz deutlich gesunkener  
industrieller Auftragseingänge im Januar gut  
und die Stimmungsindikatoren sind aufgehellt.

 • Die positiven Entwicklungen am Arbeitsmarkt  
setzen sich 2017 fort und stützen den privaten 
Konsum.

Die deutsche Wirtschaft ist gut in das Jahr 2017 gestartet.1 
Dies gilt insbesondere für die Industrie, deren Produktion 
sich im Januar aus ihrer Stagnation vom Jahresschlussquar-
tal 2016 löste. Sie wurde dabei durch Nachholeffekte unter-
stützt und kann trotz einer Gegenbewegung im Januar  
auf einer sehr erfreulichen Auftragsentwicklung aufbauen. 
In den übrigen Wirtschaftsbereichen, insbesondere in  
den meisten Dienstleistungsbereichen, setzt sich der Auf-
schwung ungebremst fort. Dies wurde Anfang März durch 
die von der Bundesagentur für Arbeit gemeldete beträcht-
liche Aufwärtskorrektur der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung nachdrücklich unterstrichen. Für einen 
guten Start in das Jahr 2017 sprechen auch die einschlägigen 
wirtschaftlichen Stimmungsindikatoren, die sich spürbar 
aufgehellt zeigen. Insofern ist nach der annähernden Stag-
nation der deutschen Wirtschaft im Sommer 2016 und der 
Belebung im Jahresschlussquartal eine weitere Beschleuni-
gung der Expansion im ersten Quartal 2017 wahrscheinlich. 
Im Jahresschlussquartal 2016 waren die maßgeblichen Nach-
frageimpulse erneut von der Binnenwirtschaft gekommen. 
Positiven Wachstumsbeiträgen durch die privaten und 
staatlichen Konsumausgaben, die Bauinvestitionen und 
durch Vorratsaufbau stand ein negativer Impuls des 
Außenbeitrags gegenüber.

Die globale Konjunktur dürfte in diesem Jahr etwas stärker 
als im Durchschnitt des Jahres 2016 expandieren. Zum Jahres-
ende 2016 hat sich die weltweite Aktivität gemessen an der 
Industrieproduktion und dem Welthandel bereits etwas 
belebt. Der globale Einkaufsmanager-Index von Markit 
hielt im Februar sein erhöhtes Niveau und das vom ifo Ins-
titut ermittelte Weltwirtschaftsklima hellte sich im ersten 
Quartal auf. Die Wirtschaftsleistung der Vereinigten Staaten 
dürfte trotz einer Wachstumsverlangsamung im vierten 
Quartal 2016 im Jahr 2017 stärker zunehmen als im Vor-
jahr. Auch im Euroraum bleiben die konjunkturellen Aus-
sichten leicht aufgehellt. Das Wirtschaftswachstum dürfte 
daher trotz gestiegener Risiken ähnlich hoch ausfallen wie 
im vergangenen Jahr. In Japan hat sich die konjunkturelle 
Entwicklung stabilisiert und die Wirtschaftsleistung dürfte 
in diesem Jahr moderat zunehmen. Von den SchwelIen-
ländern verzeichnete China wieder ein gleichmäßigeres 
Wachstum. Mit den anziehenden Rohstoffpreisen werden 
Russland und wohl auch Brasilien ihre Rezessionen hinter 
sich lassen. Die OECD etwa erwartet in ihrer Prognose vom 
März ein Wachstum der Weltwirtschaft von 3,3 % für dieses 
Jahr nach 3,0 % im vergangenen Jahr.

Nach den vorläufigen Ergebnissen aus der Zahlungsbilanz-
statistik der Deutschen Bundesbank wurden im Januar 
2017 in jeweiligen Preisen mehr Waren und Dienstleistun-
gen exportiert (+3,5 %) und importiert (+2,1 %) als im 
Dezember. Bei nominaler Betrachtung sind die Ausfuhren 
und noch deutlicher die Einfuhren im Trend aufwärtsge-
richtet. Dies ist aber zu einem guten Teil auf die beschleu-
nigt steigenden Aus- und Einfuhrpreise zurückzuführen. 
Die gestiegenen Preise für Energiegüter bewirken dabei 
auch, dass die Energierechnung steigt und der Leistungs-
bilanzsaldo sinkt. Die weltwirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen und die nationalen Indikatoren zur Außen-
wirtschaft deuten auf eine weiter moderate Expansion  
der deutschen Ausfuhren hin.

Das Produzierende Gewerbe hat seine Produktion im Januar 
um 2,8 % ausgeweitet.2 Vor allem die Industrieproduktion 
wurde zu Jahresbeginn kräftig gesteigert (+3,7 %), insbeson-
dere bei den Investitionsgüterproduzenten (+6,1 %). Die 
Umsatzentwicklung bestätigt das positive Bild. Das Aus-
landsgeschäft hat maßgeblich zur guten Entwicklung im 

1 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 16. März 2017 vorlagen.
2 Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie 

nach dem Verfahren Census X-12-ARIMA kalender- und saisonbereinigter Daten.
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Januar beigetragen. Der starke Jahresauftakt ist zum Teil 
eine Reaktion auf die ferienbedingt schwache Entwicklung 
im Dezember, kann aber auch als weiteres Signal für eine 
Belebung der Industriekonjunktur verstanden werden. Die 
Auftragseingänge wurden im vierten Quartal 2016 so stark 
ausgeweitet wie zuletzt vor über sechs Jahren, auch wenn 
dann im Januar ein spürbarer Dämpfer folgte. Auch die Stim-
mungsindikatoren und die Beschäftigungsentwicklung im 
Verarbeitenden Gewerbe zeichnen ein günstiges Bild. Die 
Baukonjunktur hatte sich nach einem soliden zweiten Halb-
jahr 2016 zuletzt zurückhaltend entwickelt. Im Dezember 
(-2,7 %) und Januar (-1,3 %) war die Bauproduktion sogar 
rückläufig. Witterungsbedingte Baubehinderungen dürften 
gemessen an Eistagen und Umfragen aber nicht maßgeb-
lich gewesen sein. Außerdem ist das Geschäftsklima in der 
Branche insgesamt gut. Die Rahmenbedingungen sprechen 
daher für eine weiterhin dynamische Baukonjunktur.

Der private Konsum nahm im Jahr 2016 preisbereinigt um 
2,0 % kräftig zu. Im Jahresschlussquartal erbrachte er erneut 
einen wichtigen Beitrag zum Wirtschaftswachstum. Zum 
Jahresbeginn ist der Umsatz im Einzelhandel (ohne Kfz) 
allerdings leicht um 1,0 % zurückgegangen und auch bei 
der Betrachtung der Dreimonatsdurchschnitte (+0,1 %)  
stagnierte die Entwicklung lediglich. Hier könnte sich die 

anziehende Inflationsrate von 1,9 % im Januar (Februar: 
+2,2 %) niedergeschlagen haben. Die Umsätze und die Neu-
zulassungen im Kfz-Handel entwickelten sich zum Jahres-
wechsel wieder stabiler. Die Stimmung sowohl unter den 
Einzelhändlern als auch unter den Verbrauchern blieb alles 
in allem sehr zuversichtlich.

Die positiven Entwicklungen am Arbeitsmarkt halten zu 
Beginn des Jahres 2017 an. Die Erwerbstätigkeit und die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung haben nach 
der Revision der Daten Anfang März seit letztem Juni deut-
lich kräftiger zugenommen, als bisher gemeldet wurde.  
Im Januar erhöhte sich die Zahl der Erwerbstätigen im 
Inland saisonbereinigt weiter um 59.000 Personen. Nach 
den Ursprungszahlen waren im Januar 43,6 Mio. Personen 
erwerbstätig, 1,4 % mehr als vor einem Jahr. Noch markan-
ter war die Entwicklung bei der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung. Im Dezember wurde der Vorjahres-
stand um 2,4 % überschritten. Die Frühindikatoren deuten 
weiterhin auf eine hohe Nachfrage nach Arbeitskräften hin, 
wobei es länger dauert, das knappe Angebot und die Nach-
frage zusammenzuführen. Die Arbeitslosigkeit sank im 
Februar saisonbereinigt um 14.000 Personen. Auch nach 
den Ursprungszahlen war die Arbeitslosigkeit leicht auf 
2,76 Mio. Personen gesunken.

Bruttoinlandsprodukt (Quartale)  (linke Skala)

Auftragseingang in der Industrie  (linke Skala)

Industrieproduktion (linke Skala)

ifo Geschäftserwartungen in der Gewerblichen Wirtschaft (rechte Skala)
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Konjunktur auf einen Blick*  
Entwicklung von Bruttoinlandsprodukt, Produktion und Auftragseingang in der Industrie sowie ifo Geschäftserwartungen

* zentrierte gleitende 3-Monatsdurchschnitte bzw. Quartale, saisonbereinigt, Veränderungen gegenüber Vorperiode in v. H. bzw. Salden bei ifo

Quelle: StBA, BBk, ifo Institut
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Zur Diskussion

Braucht die Eurozone neue Anleihen? Eine Diskussion unterschiedlicher Anleihen-Konzepte  
für die Währungsunion 

Staatsschuldenkrise zeigt Schwachstellen der 
Währungsunion auf

Zahlreiche Mitgliedstaaten hatten seit Beginn der Währungs-
union hohe Schuldenstände angehäuft – so hoch, dass diese 
bei Weitem die auf europäischer Ebene vereinbarte Schulden-
standsquote von 60 Prozent des BIP überschritten (s. Ab bil-
dung 1). Im Laufe der Wirtschaftskrise der Jahre 2008 bis 2010 
gerieten die öffentlichen Haushalte zunehmend unter Druck 
und das Zusammenspiel aus wirtschaftlichem Abschwung 
und hohem öffentlichen Schuldenstand erschwerte einigen 
Mitgliedstaaten der Währungsunion den Zugang zur Refi-
nan zierung am Kapitalmarkt. Die Risikoaufschläge auf Staats-
anleihen stiegen zum Teil erheblich an (s. Abbildung 2). 
Unsicherheiten im Hinblick auf den Umgang mit der Staats -
s chuldenkrise im Euroraum sorgten für einen weiteren 
Anstieg der Risikoaufschläge. Durch den starken Staaten-
Ban ken-Nexus innerhalb der Eurozone, also der Tatsache, 
dass Banken vor allem Staatsanleihen ihres eigenen Sitzstaa-
tes halten, zeigte sich zudem die Gefahr einer Rückkop plung 
zwischen Staatsschulden- und Bankenkrise.

Kasten 1: Warum eine starke Verbindung zwischen 
Banken und ihren Sitzstaaten problematisch ist

In der Eurozone wird von Banken ein hoher Anteil an 
Schuldtiteln ihres jeweiligen Heimatstaates gehalten. 
Kommt es zu einer Staatsschuldenkrise, dann werden 
Abschreibungen insbesondere bei den nationalen 
Banken ausgelöst, die wiederum zu Eigenkapitalver-
lusten führen. Handelt es sich um systemisch rele-
vante Banken, erhöht dies die Notwendigkeit, diese 
Banken mit staatlicher Hilfe zu retten – was aber den 
Staatshaushalt noch mehr belastet und eine Staats-
schuldenkrise noch weiter verschärfen kann.

Eine weitere wechselseitige Verstärkung von Krisen 
kann dadurch erfolgen, dass die Banken infolge von 
Eigenkapitalverlusten aus der Abschreibung auf 
Staatsanleihen ihre Kreditvergabe einschränken, was 
das Wirtschaftswachstum beeinträchtigt und so die 
Lage der Staatsfinanzen weiter verschlechtert.

Die Staatsschuldenkrise im Euroraum hat verschiedene Schwachstellen innerhalb der Währungsunion aufgezeigt – und sie 
hat eine Diskussion dahingehend angestoßen, wie die (Finanzmarkt-) Stabilität der Eurozone erhöht und die fiskalische Situ-
ation der Währungsunion verbessert werden kann. In diesem Rahmen sind verschiedene Konzepte entstanden, die unter-
schiedliche Formen von (Gemeinschafts-) Anleihen für den Euroraum vorsehen. Die EU-Kommission erwägt offensichtlich, 
solche Konzepte in die Debatte über die Reform der Eurozone einzuführen. Deswegen, und vor einem möglichen Auslaufen 
der expansiven Geldpolitik der EZB, könnte neuer Schwung in die Debatte kommen. Die einflussreichsten Vorschläge in  
dieser Diskussion werden im Folgenden dargestellt.
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Zentrale Ziele

Vor diesem Hintergrund entstand eine Vielzahl von Vorschlä-
gen, die in unterschiedlichem Ausmaß darauf abzielen, die 
Finanzmarkt-Stabilität der Währungsunion zu erhöhen 
und langfristig die fiskalische Situation der Eurozone zu 
verbessern. Je nach Konzept liegt der Fokus dabei darauf,

 • neue Anreizstrukturen zu schaffen bzw. Marktmechanis-
men wieder zur Geltung zu verhelfen, um einer erneu-
ten Überschuldung entgegenzuwirken,

 • eine sichere Anlagemöglichkeit und hohe Liquidität in 
einem integrierten Markt zu schaffen,

 • die starke Verbindung zwischen Banken und ihren Sitz-
staaten aufzubrechen,

 • die destabilisierende Flucht von Investoren zwischen 
(vermeintlich) schwachen und starken Schuldnern abzu-
mildern.

Übersicht über verschiedene Anleihen-Konzepte

Accountability Bonds

Der Vorschlag der so genannten Accountability Bonds 
(Fuest 2016) zielt in erster Linie auf eine Stärkung der fiska-
lischen Disziplin in der Währungsunion. Eine erneute Über-
schuldung der Mitgliedstaaten soll so vermieden werden.

Im Detail sieht der Vorschlag vor, dass Mitgliedstaaten der 
Eurozone, die das im Europäischen Fiskalpakt verankerte 
Ziel eines strukturellen, also um Konjunktur- und Einmal-
Ef fek te bereinigten Defizits von maximal 0,5 Prozent des BIP 
überschreiten, künftig den überschießenden Teil der Neu-
verschuldung mit nachrangigen Staatsanleihen (Ac  count   -
ability Bonds) finanzieren müssen. Diese nachrangigen 
Anleihen dürften von der EZB nicht erworben und von 
Banken nur mit hinreichender Eigenkapitalunterlegung 
gehalten werden. Falls die Staatsschuldenquote eines Mit-
gliedstaats 120 Prozent des BIP überschreiten sollte, würden 
für die Accountability Bonds die Zinszahlungen ausgesetzt 
und es würde eine automatische Verlängerung der Laufzei-
ten erfolgen. Bei einer Inanspruchnahme eines Programms 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) würden 
die Anleihen endgültig ihren Wert verlieren.
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Abbildung 1: Entwicklung der öffentlichen Schuldenstandsquoten in ausgewählten Eurozonen-Mitgliedstaaten

Quelle: EU-Kommission, AMECO-Datenbank
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Bei diesem Vorschlag steht allein die langfristig disziplinie-
rende Wirkung auf die nationale Haushaltspolitik im Fokus. 

Er sieht keine Form von gemeinschaftlichen Schulden vor. 
Kosten einer Neuverschuldung, die über die Regeln des Fis-
kalpakts hinausgehen, sollen allein dem Verursacher ange-
lastet werden. Kurzfristig ist von diesem Ansatz keine 
Finanzmarktstabilisierung (keine sichere Anleihe, keine 
Liquiditätsvorteile) der Eurozone zu erwarten. Hervorzuhe-
ben ist, dass der Vorschlag ausschließlich auf die Strom-
größe der „überschießenden“ Neuverschuldung abzielt, den 
aufgelaufenen Schuldenstand aber nicht berührt: Nur der 
Teil der laufenden Neuverschuldung, der nach den fiskali-
schen Regeln der Währungsunion ohnehin unzulässig wäre 
bzw. beschleunigt reduziert werden müsste, müsste in 
Form nachrangiger Anleihen begeben werden. Dadurch 
könnte das bei einigen anderen Vorschlägen angelegte Pro-
blem, dass bei Ländern mit hohen Schuldenständen plötz-
lich große Teile der Staatsschuld nachrangig finanziert wer-
den müssten, vermieden werden. Dies könnte die konkrete 
Umsetzung des Vorschlags erleichtern.

Übersicht über verschiedene Anleihen-Konzepte

Accountability Bonds

Der Vorschlag der so genannten Accountability Bonds 
(Fuest 2016) zielt in erster Linie auf eine Stärkung der fiska-
lischen Disziplin in der Währungsunion. Eine erneute Über-
schuldung der Mitgliedstaaten soll so vermieden werden.

Im Detail sieht der Vorschlag vor, dass Mitgliedstaaten der 
Eurozone, die das im Europäischen Fiskalpakt verankerte 
Ziel eines strukturellen, also um Konjunktur- und Einmal-
Ef fek te bereinigten Defizits von maximal 0,5 Prozent des BIP 
überschreiten, künftig den überschießenden Teil der Neu-
verschuldung mit nachrangigen Staatsanleihen (Ac  count   -
ability Bonds) finanzieren müssen. Diese nachrangigen 
Anleihen dürften von der EZB nicht erworben und von 
Banken nur mit hinreichender Eigenkapitalunterlegung 
gehalten werden. Falls die Staatsschuldenquote eines Mit-
gliedstaats 120 Prozent des BIP überschreiten sollte, würden 
für die Accountability Bonds die Zinszahlungen ausgesetzt 
und es würde eine automatische Verlängerung der Laufzei-
ten erfolgen. Bei einer Inanspruchnahme eines Programms 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) würden 
die Anleihen endgültig ihren Wert verlieren. European Safe Bonds 1

Zentrales Ziel dieses Ansatzes (Brunnermeier et al. 2011) ist 
die Schaffung eines sicheren Wertpapiers für den Euro-
Markt und das Durchbrechen des Staaten-Banken-Nexus. 
Letzteres ist insbesondere eine Voraussetzung für die Voll-
endung der Bankenunion.

Dem Vorschlag zufolge sollen European Safe Bonds (ESBies) 
strukturierte Wertpapiere sein, die – ähnlich wie bei einer 
Collaterised Debt Obligation – mit Staatsanleihen der Mit-
gliedstaaten unterlegt sind. Sie sollen regulatorisch so pri-
vilegiert werden, dass sie als alleinige sichere Anleihe der 
Eurozone dienen. ESBies sollen entweder von einer Euro-
päischen Schuldenagentur oder einem privaten Emittenten 
ausgegeben werden und durch eine hohe Liquidität und 
ein minimales Ausfallrisiko gekennzeichnet sein. Der Emit-
tent würde in einem festen Verhältnis Staatsschuldtitel der 
Mitgliedstaaten aufkaufen 2 und im Gegenzug wiederum 
zwei Wertpapiere ausgeben, denen die folgende Verbrie-
fungsstruktur zugrunde liegt: Die Senior-Tranche umfasst 

1 Das Konzept der European Safe Bonds kursiert derzeit auch unter dem Begriff Sovereign Bond Backed Securities (SBBS). Die Arbeitsgruppe 
des Ausschusses für Finanzstabilität (ESRB) plant, dazu einen Bericht vorzulegen. Auch die Europäische Kommission ist interessiert an dem 
Konzept.

2 Die Anteile der einzelnen Mitgliedstaaten könnten sich aus den nationalen Anteilen am EWU-BIP ergeben.
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die ESBies mit minimalem Ausfallrisiko. Die Junior-Tranche 
(European Junior Bonds, EJBies), das zweite Wertpapier, 
hingegen stellt eine mit (erheblichen) Risiken behaftete 
Anleihe dar und wäre im Verhältnis zu den ESBies nach-
rangig; die EJBies würden für die ersten X Prozent an Aus-
fällen herangezogen und sind somit eine Art Sicherheits-
puffer für die ESBies. Die Sicherheit der ESBies kommt 
folglich allein durch Diversifizierung und Tranchierung  
des Portfolios zustande.3 Damit sich die ESBies am Markt 
durchsetzen, müssten allerdings zwei Rahmenbedingungen 
geändert werden: Die EZB müsste im Rahmen ihrer Refi-
nanzierungspolitik ausschließlich ESBies als Sicherheiten 
akzeptieren, und im Rahmen der Bankenregulierung müss-
ten nationale Staatsanleihen mit Eigenkapital unterlegt 
werden. Für ESBies wäre dies nicht notwendig.

Der Hauptvorteil der ESBies liegt in der Schaffung einer 
sicheren Anleihe bei gleichzeitiger Wahrung der Marktdis-
ziplin 4 und ohne explizite Vergemeinschaftung des Risikos. 
Ein weiterer Vorteil des Ansatzes wird darin gesehen, dass 
die gegenwärtige regulatorische Fehlbewertung, nach der 
nationale Staatsanleihen einheitlich als risikofrei gelten, 
überwunden wird. Außerdem würde der hohe Anteil von 
Anleihen des Sitzstaates in den Bankbilanzen vermieden, 
weil bei der Suche nach sicheren Anlagen in verstärktem 
Maße auf ESBies zurückgegriffen würde. Die Nachfrage 
nach Staatsschuldtiteln wäre damit gleichmäßiger über die 
Banken der Eurozone verteilt. Nationale Anleihen könnten 
weiter ausgegeben werden, müssten aber von den Banken 
in Abhängigkeit vom Rating mit Eigenkapital unterlegt 
werden. Eine solche Reform würde das Finanzsystem lang-
fristig deutlich stabiler machen. Allerdings ist nicht gesichert, 
ob sich die neuen Wertpapiere zu „angemessenen“ Konditi-
onen absetzen lassen. Dies gilt insbesondere für die Junior- 
Tranchen. Zwar könnten sie in Anbetracht ihres höheren 
Ertrages gerade für renditeorientierte und weniger risiko-
sensible Anleger interessant sein. Falls dies aber nicht der 
Fall wäre, könnten sich ESM und/oder EZB genötigt sehen, 
als Käufer tätig zu werden, um eine Krise vom europäischen 
Bondmarkt abzuwenden. Insofern besteht die Gefahr, dass 
der Vorschlag implizit doch zu einer Vergemeinschaftung 
von Risiken führt.

Blue- und Red-Bonds

Bei diesem Vorschlag (Delpla und von Weizsäcker 2011) 
stehen die Sicherstellung der Finanzierung der Staats-
schuld zu zinsgünstigen Konditionen und die Schaffung 
einer sicheren Anleihe im Euro-Markt im Fokus.

Kasten 2: Rechtlicher Rahmen

Soweit die hier dargestellten Konzepte eine – wie auch 
immer geartete – Vergemeinschaftung von Staats-
schulden vorsehen oder bewirken, müssen sie sich am 
so genannten „Bail-out“-Verbot des Art. 125 Abs. 1  
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) messen lassen.

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH) lässt diese für die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion fundamentale Nichtbeistands-Klausel 
eine finanzielle Unterstützung bzw. Transferzahlungen 
zwischen den Mitgliedstaaten unter anderem nur dann 
zu, wenn dadurch der Anreiz für den Empfänger-
Mitgliedstaat, eine solide Haushaltspolitik zu betrei-
ben, nicht beeinträchtigt wird.

Aus dem Kontext des ESM-Vertrags ergibt sich aus 
der Rechtsprechung des EuGH zudem, dass eine 
Finanzhilfe letztlich wohl nur zulässig ist, wenn sie 
für die Wahrung der Finanzstabilität des gesamten 
Euro-Währungsgebiets unabdingbar ist und strengen 
Auflagen unterliegt.

Soweit nach diesen Maßstäben eine Unvereinbarkeit 
mit dem „Bail-out“-Verbot vorläge, könnte eine 
Umsetzung nur durch Änderung der europäischen 
Verträge erfolgen.

Im Detail sieht das Konzept vor, dass Schulden eines Mit-
glied staates in Höhe von bis zu 60 Prozent des BIP in 
gemein schaftliche Haftung begeben würden, die so ge nann-
ten Blue-Bonds. Für darüber hinausgehende Schulden 
müsste der Mitgliedstaat ausschließlich allein haften, über 
die so genannten Red-Bonds. Durch diese Aufteilung soll 

3 Legt man eine Aufteilung von 70 Prozent für ESBies und 30 Prozent für das zweite Wertpapier zugrunde, so haben Simulationsrechnungen 
der Autoren ergeben, dass Ausfälle bei den ESBies mit einer Wahrscheinlichkeit von 0,8 Prozent (oder alle 125 Jahre) auftreten würden.

4 Da Staatsanleihen, bei angemessener Begrenzung des ESBies-Volumens nach wie vor am Markt verkauft werden müssen, soll eine risikoge-
rechte Bepreisung stattfinden.
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eine sichere Anleihe mit großem Volumen – die Blue-
Bonds aller Mitgliedstaaten – geschaffen werden. Damit 
könnte die Verzahnung zwischen nationalen Banken und 
deren Sitzstaat aufgebrochen werden. Außerdem sollen 
über diese Aufteilung insgesamt geringere Refinanzie-
rungskosten für (schwächere) Schuldner erreicht werden. 
Eine ausreichende Marktdisziplinierung soll über die Red-
Bonds sichergestellt werden, die gegenüber den Blue-
Bonds nachrangig wären und deren Kosten weiterhin die 
nationale Kreditwürdigkeit reflektieren sollen. Darüber 
hinaus würden für Red-Bonds collective action clauses ein-
geführt, die bei einem Ausfall der Bonds ein geordnetes 
Verfahren ohne Gefährdung des Gesamtsystems ermögli-
chen sollen.

Zentral für den Vorschlag ist die Begrenzung des Volumens 
der Gemeinschaftsanleihen, da diese entscheidend für die 
hohe Bonität der Anleihe ist. Eine glaubwürdige Überprü-
fung und Einhaltung dieser Obergrenze ist daher Voraus-
setzung für das Funktionieren dieses Konzepts. Ob es – wie 
von den Autoren des Vorschlags behauptet – insgesamt  
zu einer günstigeren Finanzierung für die Mitgliedstaaten 
führt, ist unklar. Für hochsolvente Staaten wie Deutschland 
dürfte dies kaum möglich sein. Aber auch für andere Mit-
gliedstaaten ist dies fraglich.5

Eurobills

Ein ähnlicher Vorschlag, jedoch mit deutlich geringerem 
gemeinschaftlichen Haftungsvolumen, ist jener der so 
genannten Eurobills (Philippon und Hellwig 2011). Der 
Fokus dieses Konzepts liegt auf der Sicherstellung der 
kurzfristigen Refinanzierung der Staatsschuld zu zinsgüns-
tigen Konditionen sowie auf der Liquiditätsversorgung der 
Banken.

Dem Vorschlag zufolge sollen von einer neu zu gründen-
den Agentur gemeinschaftliche Anleihen ausgegeben wer-
den, die ausschließlich der kurzfristigen Kreditaufnahme 
dienen. Diese hätten bis zu einem Jahr Laufzeit und könnten 
bis zu zehn Prozent des BIP der Eurozone betragen. Die 

Mitgliedstaaten könnten im Gegenzug kurzfristige Anlei-
hen (wiederum bis zu maximal zehn Prozent des BIP) bei 
der Agentur aufnehmen. Sie müssten sich im Gegenzug 
dazu verpflichten, keine (eigenen) kurzfristigen Anleihen 
auszugeben. Die langfristige Kreditaufnahme bliebe unbe-
rührt.6 Die Folge wäre den Autoren des Vorschlags zufolge, 
dass sich schwächere Mitgliedstaaten zu günstigeren Kon-
ditionen (kurzfristig) refinanzieren könnten, während für 
solvente Staaten aufgrund des Liquiditätseffekts keine 
nennenswerten Anstiege der Finanzierungskosten zu erwar-
ten wären.7 Die Teilnahme am Eurobill-System wäre an die 
Einhaltung der fiskalischen Stabilitätskriterien der Wäh-
rungsunion gebunden. Dies soll die richtigen Anreize für 
eine langfristig stabile Finanzpolitik setzen.

Das Konzept adressiert in erster Linie Liquiditäts- und nicht 
Insolvenzprobleme von Staaten. Durch den Zugang zu 
einem hochliquiden Markt für kurzfristige Gemeinschafts-
anleihen bietet der Vorschlag (Krisen-) Staaten einen gewis-
sen Schutz vor übertriebenen Marktreaktionen sowie mög-
licherweise Zinseinsparungen – zumindest in Zeiten einer 
nicht sehr expansiven Geldpolitik.

Stabilitätsanleihen

Der Vorschlag der Stabilitätsanleihen geht auf Ángel Ubide 
zurück (Ubide 2015) und zielt auf die Schaffung einer Fis-
kalkapazität auf Eurozonenebene. Als Baustein für diesen 
neuen Ordnungsrahmen sieht das Konzept die Einführung 
von Gemeinschaftsanleihen vor, die durch Steuereinnah-
men gedeckt sind.

Ausgangspunkt für diesen Vorschlag ist die Einschätzung, 
dass auch die neu geschaffenen Rahmenbedingungen in 
der Währungsunion (z. B. der Europäische Stabilitätsmecha-
nismus) nicht ausreichen, um den Währungsraum zu sta-
bilisieren. Explizit wird daher die Schaffung einer Fiskal-
kapazität auf Eurozonenebene gefordert, um in Zeiten des 
Abschwungs expansive Impulse setzen zu können und nicht 
prozyklisch handeln zu müssen. Als ersten Schritt dort  hin 
wird die Einführung von Stabilitätsanleihen vorgeschlagen. 

5 So liegt etwa die bestehende Staatsschuld Italiens derzeit bei über 130 Prozent des BIP; weniger als die Hälfte könnte in Blue-Bonds getauscht 
werden und würde mit erheblichen Zinsvorteilen ausgestattet. Der übrige Teil müsste hingegen das ganze Insolvenzrisiko tragen, so dass mit 
höheren Renditen zu rechnen wäre. Ob im Durchschnitt die Zinslast sinken würde, ist fraglich.

6 Eurobills sollen bestehende kurzfristige Anleihen der einzelnen MS ersetzen, ohne das Gesamtvolumen der kurzfristigen Euroanleihen zu 
erhöhen.

7 Laut Berechnungen der Autoren aus dem Jahr 2011 würde die Gemeinschaftsgarantie auf kurzfristige Schuldtitel Italien zu direkten Zins-
einsparungen in Höhe von mindestens sechs Milliarden Euro verhelfen. Dazu kämen über die Stabilisierung der langfristigen Zinsen indirekte 
Einsparungen.
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Eine neu zu schaffende European Debt Agency (EDA) sollte 
demnach Gemeinschaftsanleihen von bis zu 25 Prozent des 
Eurozonen-BIP begeben. Die erforderlichen Rückzahlun-
gen sollen durch Steuereinnahmen sichergestellt werden. 
Dabei soll zuerst ein Teil nationaler Steuereinnahmen 
(bspw. der Mehrwertsteuereinnahmen) an die EDA zur Til-
gung weitergereicht werden. Langfristig soll ein Großteil 
der Tilgungszahlungen über eigene Steuereinnahmen der 
Eurozone sichergestellt werden. Die EDA würde jährlich 
eine Allokation der Stability Bonds vorschlagen, welche 
von einem parlamentarischen Komitee 8 angenommen wer-
den müsste. Darüber hinaus würde die EDA die von den 
Mitgliedstaaten zu leistenden Beiträge festlegen. Explizit 
soll es auch möglich sein, dass die EDA in Zeiten des wirt-
schaftlichen Abschwungs zusätzliche Stabilitätsanleihen 
ausgibt, um die Mittel für einen eurozonenweiten Impuls 
zur Verfügung zu stellen. Stabilitätsanleihen wären gegen-
über nationalen Anleihen vorrangig und würden daher auch 
für Banken eine sichere Anlage (mit allen bereits genann-
ten Vorteilen) darstellen.

Neben der Stärkung von Finanzmarktstabilität in der Euro-
zone steht bei diesem Ansatz auch ein fiskalisches Stabili-
sierungselement im Fokus. Er geht damit deutlich weiter 
als alternative Vorschläge. Der Vorschlag würde eine effek-
tive Stabilisierung ermöglichen, mit einem Anteil an Gemein-
schaftsanleihen von 25 Prozent des BIP der Eurozone (ca. 
2,5 Billionen Euro) allerdings eine politisch nicht einfach 
darzustellende Vergemeinschaftung nach sich ziehen.

Fazit

Die dargestellten Vorschläge haben grundsätzlich die 
gemein same Zielsetzung, die Eurozone weiter zu stabilisie-
ren und zukünftige Krisen zu vermeiden. Sie unterschei-
den sich allerdings im Hinblick darauf, wie diese Stabilisie-
rung erreicht werden kann. Die Konzepte illustrieren das 
Spannungsfeld in dieser Diskussion, die sich zwischen einer 
verschärften Marktdisziplinierung (Accountability Bonds) 
einerseits und einer Risikoteilung (z. B. Blue-Bonds) ande-
rerseits bewegt.

Ein Teil der vorgestellten Ansätze ist auf dem Höhepunkt 
der Staatsschuldenkrise, d. h. in den Jahren 2010 und 2011, 
entstanden. Einige der adressierten Probleme wurden 
inzwischen zumindest teilweise durch die Schaffung des 
Europäischen Stabilitätsmechanismus sowie durch die 
expansive Geldpolitik der EZB adressiert und haben ihre 
unmittelbare Dringlichkeit derzeit verloren. Allerdings 
wird – auch aufgrund der gestiegenen Inflation in der 
Eurozone – über ein Auslaufen der expansiven Geldpolitik 
diskutiert. Vor diesem Hintergrund könnten manche Kon-
zepte perspektivisch wieder an Relevanz gewinnen.

Schließlich ist allen Vorschlägen gemein, dass ihre Einfüh-
rung mit politischen und rechtlichen Herausforderungen 
verbunden wäre.

Kontakt: Sybille Lehwald
Referat Europäische Wirtschafts- und Währungs fragen
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Digitale Plattformen transformieren die 
Geschäftswelt

Deutschland ist ein Industrieland. Kernkompetenzen liegen 
in industrieller Produktion und industrienaher Dienstleis-
tung. In anderen europäischen Ländern ist es ähnlich. Die 
Entwicklung der Wirtschaft wird jedoch zunehmend durch 
die Digitalisierung bestimmt. Insbesondere digitale Platt-
formen haben sich zunehmend zu Hauptwachstumsträgern 
entwickelt. Zwischen diesen Plattformen und etablierten 
Marktakteuren muss ein fairer Wettbewerb sichergestellt 
werden. Grundelemente dieser digitalen Ordnungspolitik 
hat das BMWi im Weißbuch Digitale Plattformen formu-
liert. Es kann auf der Internetseite de.digital heruntergela-
den werden.

Digitale Plattformen

Digitale Plattformen sind internetbasierte Foren für 
digitale Interaktion und Transaktion. Die Welt digitaler 
Plattformen ist durch eine große Vielfalt und Dynamik 
geprägt. Zu den Plattformen gehören Suchmaschinen, 
Vergleichs- und Bewertungsportale, Marktplätze/
Handelsplattformen, Medien- und Inhaltedienste, 
Online-Spiele, Soziale Netzwerke sowie Kommunika-
tionsdienste. Dieser Definitionsansatz soll den Gegen-
stand der Debatte eingrenzen, für rechtliche Abgren-
zungen reicht er nicht aus.

Der digitale Wandel zeigt sich bislang vor allem auf ver-
braucherzentrierten Märkten – zum Beispiel im Online- 
Handel, bei Such-, Musik- und Videodiensten, Sozialen 
Medien sowie Reise- und Mobilitätsdienstleistungen. Es 
sind fast immer digitale Plattformen, die hier die Standards 
setzen und den Takt bestimmen. Plattformen mit innova-
tiven, hochskalierbaren Geschäftsmodellen kurbeln das 
Wachstum an: Sie stoßen gewohnte Abläufe um, greifen  
in Austauschprozesse und Dienstleistungsketten ein und 
erobern sich exklusive Zugänge zu Kunden, deren sich eta-
blierte Anbieter eben noch sicher glaubten. Sie eröffnen aber 
auch große Chancen für mehr Lebensqualität, effizienteres 
Wirtschaften und revolutionäre Geschäftsmodelle.

Die Dimensionen, um die es in der Gesamtbetrachtung geht, 
sind enorm: Nach Angaben der Europäischen Kommission 
könnte ein digitaler Binnenmarkt 415 Milliarden Euro  
jährlich zur Wirtschaftsleistung der Europäischen Union 
beitragen und Hunderttausende neue Arbeitsplätze schaf-
fen. Das Marktvolumen des Internets der Dinge wird bei-
spielsweise für das Jahr 2020 auf rund 1,9 Billionen Euro 
geschätzt.

Die Digitalisierung der Industrie könnte allein für Deutsch-
land bis 2025 ein zusätzliches kumuliertes Wertschöpfungs-
potenzial von 425 Milliarden Euro eröffnen. Prognostiziert 
werden Produktivitätssteigerungen von bis zu 30 Prozent, 
eine jährliche Effizienzsteigerung von 3,3 Prozent und Kos-
tensenkungen von jährlich 2,6 Prozent.

Eine digitale Ordnungspolitik für die 
Plattformökonomie
Durch die fortschreitende Entwicklung der deutschen und europäischen Wirtschaft hin zu einer digitalen Produktions- und 
Plattformökonomie ergeben sich große Chancen für Wachstum, Innovation, Produktivität und Beschäftigung. Das BMWi 
steckt mit dem aktuell vorliegenden Weißbuch Digitale Plattformen die digitale Ordnungspolitik für Schlüsselspieler der 
nächsten Digitalisierungsphase ab.
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Allein die bessere Kooperation zwischen Unternehmen und 
Start-ups könnte in Deutschland bis zum Jahr 2020 Wachs-
tumspotenziale von insgesamt 100 Milliarden Euro erbringen.

Die Dynamik der Entwicklung wird wesentlich bestimmt 
von amerikanischen und zum Teil auch asiatischen Platt-
formen. Europäische Plattformen sucht man unter den 
weltweiten Top Ten vergeblich.

Dabei wird die Plattformökonomie immer wichtiger: 
Längst sind die Plattformen auch in die Geschäftsabwick-
lung zwischen Unternehmen vorgedrungen und klopfen 
mit ihren Anwendungen an die Tür der Industrie. Darin 
liegt eine Chance: Das Ziel traditioneller Unternehmen  
in Deutschland und Europa muss es jetzt sein, ihre hohe 

Industriekompetenz auch in der neuen Digitalökonomie 
auszuspielen. Deutsche und europäische Unternehmen 
verfügen über die Ingenieurskunst, das Wissen und die 
(Führungs-) Erfahrung, diesen Qualitätssprung zu einer 
Plattformökonomie zu schaffen, die dann von der so 
genannten Old Economy geprägt würde.

Und sie können auf einen großen Pool an Digital-Talenten 
zurückgreifen. Europa zählt 4,7 Millionen Programmierer 
und Softwareentwickler – die USA kommen nur auf 4,1 
Millionen. Allein in den fünf führenden europäischen 
Tech-Hubs London, Paris, Berlin, Madrid und Amsterdam 
arbeiten mit rund 664.000 Software-Experten mehr als in 
der Silicon-Valley-Region mit 565.000.
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Abbildung 1: Die wertvollsten Unternehmen und Technologieunternehmen der Welt (nach Marktkapitalisierung)

Quelle: Roland Berger/Internet Economy Foundation: Fair Play in der digitalen Welt, 2016
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Abbildung 2: Produktionskompetenz als Plus (Industrieanteil in Prozent der Gesamtwirtschaftsleistung)

Quelle: Weltbank
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Ziele des Weißbuchs Digitale Plattformen

Aus Sicht des BMWi lautet die Kernfrage: Wie können wir 
inklusives Wachstum für eine demokratische Gesellschaft 
in einem wohlhabenden Europa erreichen? Auf Grundlage 
des Konsultationsprozesses zum Grünbuch Digitale Platt-
formen lautet die Antwort des BMWi: durch eine digital 
transformierte Wirtschaft mit starker industrieller Basis, 
durch digital souveräne Unternehmen und Bürgerinnen 
und Bürger. Und durch ein politisch, wirtschaftlich und 
sozial starkes Europa. Unsere Agenda ist nicht nur auf 
Deutschland ausgerichtet. Denn das Digitale macht an  
nationalen Grenzen nicht halt.

Beim Weißbuch haben wir uns dabei von vier Überzeu-
gungen leiten lassen:

 • Transformation statt Disruption:  
Deutschland und Europa brauchen einen politisch 
begleiteten und moderierten Prozess des digitalen  
Wandels. Es darf keine ungesteuerte Entwicklung der 
Digitalisierung geben. Wenn wir die Transformation 
erfolgreich gestalten wollen, müssen wir die Risiko-
bereitschaft der Unternehmen und der Menschen  
stärken und gleichzeitig Vertrauen in die digitale 
Zukunft der Volkswirtschaften in Deutschland und 
Europa schaffen.

 • Wachstumsdynamik und Teilhabe:  
Wachstumsimpulse müssen in erster Linie von der Wirt-
schaft selbst kommen. Der Staat soll die Entwicklungen 
zusätzlich positiv beeinflussen. Der Aufbau hochleistungs-
fähiger Breitbandnetze in der Fläche ist hier ein wichtiger 
Treiber. Bei aller Dynamik muss der Staat dafür sorgen, 
dass ein steigendes Wohlstandsniveau bei allen ankommt 
und der Digitalisierungsprozess möglichst vielen Men-
schen die Chance eröffnet, persönlich voranzukommen.

 • Sicherheit und klare Regeln für den demokratischen 
Diskurs:  
Deutschland und Europa brauchen eine digitale Zivil-
gesellschaft, die gemeinsame moralische Haltungen  
und Werte teilt. Es muss ein sicherer Raum abseits von 
Angebot und Nachfrage, ökonomischer Leistungsfähig-
keit und technologiegetriebenen Geschäftsmodellen 
geschaffen werden, in dem Bürger und Unternehmen 
vertrauensvoll agieren können.

 • Europäische Souveränität:  
Deutschland wird am meisten gewinnen, wenn der 
Schulterschluss mit Europa gelingt, um die Chancen  
der Digitalisierung zu nutzen. Es ist Zeit, den Flicken-
teppich an Bestimmungen hinter sich zu lassen und ein 
stringentes Regelwerk zu entwickeln. Die europäische 
Antwort auf globale digitale Märkte kann nur sein, als 
digitale Einheit aufzutreten.

Staatssekretär Matthias Machnig bei der Vorstellung des Weißbuchs Digitale Plattformen auf der CeBIT 2017
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Positionen und Instrumente

Der moderne Rahmen für eine digitale Ordnungspolitik 
muss über alle Ebenen fairen Wettbewerb fördern. Er muss 
Anreize setzen für eine zukunftsweisende Datenökonomie 
und flächendeckend Gigabit-fähige digitale Infrastrukturen. 
Alle Menschen müssen am Wachstum teilhaben können 
und zu einem souveränen, demokratischen Umgang mit 
den innovativen Technologien befähigt sein. Und schließ-
lich müssen staatliche Einrichtungen in einer digitalen und 
vernetzten Welt kompetent ihre Aufgaben erfüllen können.

Für einen fairen Wettbewerb sieht das Weißbuch unter 
anderem vor:

 • Ein „Level playing field“ in Telekommunikationsmärk-
ten herstellen. Messenger-Dienste und weitere Dienst-
leitungen von so genannten Over-the-Top-Playern (OTT), 
zu denen beispielsweise WhatsApp und Skype zählen, 
müssen den gleichen Regeln bei Kundenschutz, Daten-
schutz und Sicherheit unterliegen wie klassische Tele-
kommunikationsunternehmen, mit denen sie auf einem 
Markt konkurrieren.

 • Ein duales, proaktives Wettbewerbsrecht etablieren. 
Dazu werden die Elemente des allgemein eher reaktiv 
wirkenden allgemeinen Wettbewerbsrechts – definiert 
durch das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) – mit einer deutlich aktiveren und systemati-

schen Marktaufsicht und robusten Eingriffsbefugnissen 
verbunden. Ziel ist es, ein „Frühwarnsystem“ zu institutio-
nalisieren. Eine personell gut ausgestattete Behörde soll 
befugt sein, bei missbräuchlichem Verhalten proaktiv 
tätig zu werden. Der Nachweis einer marktbeherrschen-
den Stellung, wie es das GWB bisher verlangt, ist keine 
Voraussetzung mehr für ein Einschreiten. Vor allem soll 
die Behörde auch Verstöße gegen das allgemeine Lauter-
keitsrecht (Schutz des Wettbewerbs vor Verfälschungen 
durch unlautere geschäftliche Handlungen) unmittelbar 
sanktionieren können.

Eine moderne Datenökonomie soll unter anderem durch 
folgende Instrumente verwirklicht werden:

 • Einen klaren Rechtsrahmen für die Nutzung von Daten 
setzen. Das BMWi wird auf europäischer Ebene für 
Rechtssicherheit bei Verträgen werben, die das Nut-
zungsrecht an Daten zwischen beteiligten Parteien 
regeln, denn dieser privatrechtliche Weg hat sich allge-
mein bewährt. Zur Ausgestaltung des Rechtsrahmens 
gehört auch, wettbewerbshemmende Ausschließlich-
keitsrechte an Daten zu verhindern. Gleichzeitig soll der 
Zugang zu Daten gestärkt werden – durch die Anwen-
dung des Kartellrechts, aber auch durch sektorspezifi-
sche Regelungen.

 • Grundlegende Transparenz- und Informationspflich-
ten für digitale Plattformen einführen. Die Nutzer sol-
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Abbildung 3: SMS- und WhatsApp-Nutzung in Mobilfunknetzen in Deutschland von 2010 bis 2015 (Mio. Nachrichten pro Tag)

Quelle: Dialog Consult/VATM 2015
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len nachvollziehen können, wie zum Beispiel Such-
ergebnisse und Angebote zustande kommen. Das BMWi 
wird von digitalen Plattformen künftig verpflichtend 
digitale Informationsblätter („One-Pager“) einfordern, 
welche die relevanten Leistungs- und Vertragsinhalte 
verständlich zusammenfassen. Auch über eine kommer-
zielle Verwendung persönlicher Daten müssen die 
Unternehmen informieren, damit stärker ins Bewusst-
sein der Nutzer rückt, dass vermeintlich kostenlose 
Dienste sich über Datenverkäufe finanzieren.

 • Online-Geschäftsabschlüsse und E-Government 
umfassend einfacher und sicherer machen. Die Euro-
päische Union hat für diese so genannten Vertrauens-
dienste einheitliche Anforderungen entwickelt – mit 
Regeln unter anderem für elektronische Signaturen,  
Siegel und Einschreiben. Auf dieser Grundlage werden 
wir ein Vertrauensdienstegesetz (VDG) auf den Weg 
bringen, das wichtige Vereinfachungen für Bürger, 
Unternehmen und Behörden schafft, Identitäten medien-
bruchfrei sicherzustellen.

 • Experimentierräume für innovative digitale, vernetzte 
Geschäftsmodelle einrichten. Experimentierräume – 
oder Reallabore – ermöglichen die Erprobung von Inno-
vationen im Zusammenspiel mit regulatorischen Instru-
menten und unter realen Marktbedingungen in einem 
befristeten und möglicherweise örtlich begrenzten, ver-
änderten rechtlichen Rahmen („Experimentierklauseln“). 
Aufgrund hoher, aber noch nicht ausgeschöpfter Digita-
lisierungspotenziale eignet sich die Gesundheitswirtschaft 
besonders gut als Einsatzfeld.

Grundlage der Digitalisierung ist ein flächendeckender 
Ausbau Gigabit-fähiger digitaler Infrastrukturen. Das BMWi 
schlägt hierfür diese Instrumente vor.

 • Den Netzausbau über die Nachfrageseite vorantreiben. 
Ein gangbarer Weg sind „Gigabit-Voucher“, d. h. Gut-
scheine in Form zeitlich befristeter Zuschüsse für Gigabit- 
Anschlüsse in Verbindung mit innovativen Anwendun-
gen. Adressaten dieses Ansatzes sollten kleine und mitt-
lere Unternehmen sowie wichtige Einrichtungen (Schu-
len, Arztpraxen, Verwaltungen usw.) in ländlichen und 
strukturschwachen Räumen sein. Derartige Gutscheine 
eröffnen die Chance für potenziell unbürokratische und 
sehr schnell verfügbare Gigabit-Anschlüsse.

 • Die staatliche Förderung auf hohem Niveau sichern. 
Zur Erreichung von Infrastrukturen im Gigabit-Bereich 
sind Mittel in Höhe von rund zehn Milliarden Euro für 

den Zeitraum von 2018 bis 2025 einzusetzen. Einen Teil 
dieser Förderung soll der einzurichtende „Zukunftsinves-
titionsfonds Digitalisierung“ abdecken.

 • Einen virtuellen Verbund fragmentierter lokaler Gigabit- 
Infrastrukturen vorantreiben. Kommunale Netze sind 
oftmals aufgrund ihrer geringen Größe für international 
tätige Telekommunikationsunternehmen sowohl als 
Nachfrager nach Netzzugangsprodukten wie auch als 
Anbieter von Telekommunikationsdiensten unattraktiv. 
Mit einem virtuellen Verbund dieser Netze – gegebenen-
falls mit Beteiligung des Bundes – können in Deutsch-
land u. a. vermehrt homogene Vorleistungen (Wholesale) 
zentral angeboten werden. Damit wird die Auslastung 
und indirekt die Finanzierung von lokalen Gigabit- 
Netzen verbessert.

 • Stärkere Investitionsanreize in der sektorspezifischen 
Regulierung setzen. Schließen sich beispielsweise 
Marktakteure zusammen, um gemeinsam den Ausbau 
von Gigabit-Netzen voranzubringen, sind sie zu belohnen, 
indem sie von sämtlichen Vorabverpflichtungen freige-
stellt werden. Der Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion wird unterstützt. Über Kooperationsmodelle hinaus 
sollen auch in anderen Fällen Gigabit-Infrastrukturen 
unter bestimmten Voraussetzungen nicht der Regulie-
rung unterworfen werden.
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Ein weiteres Handlungsfeld ist die demokratische Digital-
kultur:

 • Den Grundrechtsschutz im Internet stärken. Rechts-
verletzungen jeder Art müssen im Internet genauso 
nachhaltig geahndet werden wie in der analogen Welt. 
Strafrechtlich relevantes Verhalten, wie etwa Volksver-
hetzung, Beschimpfung von Bekenntnissen, Religions-
gesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen oder 
üble Nachrede und Beleidigung, ist auch im Internet 
konsequent zu verfolgen. Den Staat trifft hier grundsätz-
lich eine Schutzpflicht, der er sich nicht aus Kostengrün-
den durch eine Übertragung auf Private entledigen 
kann. Eine privatisierte Rechtsdurchsetzung bei Straf-
taten lehnt das BMWi ab.

 • Internetplattformen die Einführung eines europaweit 
einheitlichen Beschwerdemanagements auferlegen.  
An diese zentralen Anlaufstellen sollen Nutzer rechts-
widrige Inhalte melden können. Der Plattformanbieter 
überprüft dann auf Rechtswidrigkeit und löscht die 
Inhalte gegebenenfalls. Einen solchen Vorstoß unter-
nimmt das BMWi gegenüber der Europäischen Kom-
mission. Zur Umsetzung des Plans ist es erforderlich, 
dass die Kommission unbestimmte Rechtsbegriffe kon-
kretisiert und zudem verdeutlicht, welche freiwilligen 
Maßnahmen ein Plattformbetreiber ergreifen kann, 
ohne seine neutrale Rolle als Vermittler aufzugeben.

Schließlich ist die digitale staatliche Kompetenz auszu-
bauen und sind die institutionellen Strukturen zu stärken. 
Eine Digitalagentur soll unter anderem den Digitalisie-
rungsprozess in den jeweiligen Politik- und Anwendungs-
bereichen unterstützen, eine kontinuierliche Marktbeo-
bachtung einrichten und damit ein rasches Eingreifen 
insbesondere bei Wettbewerbs- oder Regulierungsverstö-
ßen ermöglichen. Vorhandene obere Bundesbehörden kön-
nen insbesondere die Think-Tank-Aufgaben nur begrenzt 
übernehmen und damit diese Kompetenzlücke nicht über-
winden. Komplementär zu Aufgaben der Bundesnetzagen-
tur oder des Bundeskartellamtes könnte die Digitalagentur 
auch mit spezifischen hoheitlichen Aufgaben beauftragt 
werden – und unter anderem Verstöße gegen das Lauter-
keitsrecht (UWG) effektiv und zügig ahnden.

Weiterer Prozess

Der digitale Wandel kann für Deutschland ein qualitativer 
Sprung nach vorn sein, wenn die richtigen Weichen gestellt 
werden. Die Debatte über Digitale Plattformen ist mit dem 
Weißbuch daher nicht abgeschlossen. Das BMWi ist auch 
weiterhin offen für schriftliche Stellungnahmen, Diskussio-
nen und Gespräche. Hierfür steht die Kommentarfunktion 
auf de.digital/weissbuch bereit. Zudem können Stellungnah-
men per E-Mail an weißbuch@de.digital gesendet werden.

Kontakt: Andreas Hartl
Referat: Grundsatzfragen der TK- und Postpolitik, 
wettbewerbs- und regulierungspolitische Fragen der 
Digitalisierung, Fachaufsicht BNetzA
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Wege zu einem inklusiveren Wirtschaftswachstum
Ergebnisse der Konferenz „Ungleichheit als wirtschaftspolitische Herausforderung“

Auf Einladung des BMWi diskutierten Expertinnen und Experten am 16. März 2017 über die Verteilung von Einkommen und 
Vermögen in Deutschland. Es herrschte weitgehende Einigkeit, dass die Einkommensungleichheit bis Mitte der 2000er Jahre 
zugenommen habe. Am aktuellen Rand sei die Entwicklung der Ungleichheit weniger eindeutig. Eine Ursache für die 
Zunahme der Einkommensungleichheit sei die Zunahme der Lohnspreizung, wofür wiederum technischer Fortschritt und die 
Veränderung der Zusammensetzung der Beschäftigten ursächlich seien. Umstritten war der Einfluss der Globalisierung und 
des Rückgangs der Tarifbindung auf die Lohnungleichheit. Es gebe Hinweise, dass sich Ungleichheit negativ auf das Wirt-
schaftswachstum und den Arbeitsmarkt auswirke, wenngleich diese Auswirkungen methodisch schwer zu messen seien. 
Schließlich wurden Reformoptionen im Steuer- und Abgabensystem sowie bei öffentlichen Investitionen zur Schaffung von 
inklusiverem Wachstum vorgestellt und diskutiert.

Stand und Entwicklung der Ungleichheit

Im ersten Teil der Konferenz ging es darum, Fakten und 
Trends bei der Entwicklung der Ungleichheit herauszuarbei-
ten und Erklärungsansätze zu finden. Dabei unterschieden 
die Vorträge zwischen der Ungleichheit der Markteinkom-
men, der (bedarfsgewichteten) Haushaltsnettoeinkommen 
und des Vermögens.

Der Vortrag von Dr. Markus Grabka vom Deutschen Insti-
tut für Wirtschaftsforschung (DIW) galt der Entwicklung 
der Ungleichheit der Haushaltsnettoeinkommen und der 
Nettovermögen. Auf Basis des SOEP (s. Kasten Einkom-
menskonzepte) zeigte Grabka zunächst (s. Abbildung 1), 
dass Haushalte mit niedrigen Einkommen (d. h. die unters-
ten zehn Prozent) zwischen 1991 und 2014 (bedarfsgewich-
tet) reale Einkommenseinbußen in Höhe von fünf bis zehn 
Prozent hinnehmen mussten, während Haushalte mit mitt-
leren Einkommen (d. h. die zehn Prozent der Einkommen 

direkt unterhalb des Medians) Gewinne in einer ähnlichen 
Größen ordnung aufwiesen. Haushalte mit hohen Einkom-
men (d. h. die obersten zehn Prozent) konnten sogar reale 
Einkommenszuwächse in Höhe von über 25 Prozent erzie-
len. Die Ungleichheit der Haushaltsnettoein kommen ist 
demnach – gemessen an den Dezilabständen – zwischen 
1991 und 2014 insgesamt gestiegen.

Auch anhand der Entwicklung des Gini-Koeffizienten belegte 
Grabka einen Anstieg der Einkommensungleichheit in 
Deutschland, wobei dieser vor allem zwischen den späten 
90er Jahren und 2005 erfolgte. Nach einer gewissen Stabili-
sierung seien am aktuellen Rand wieder Hinweise auf einen 
weiteren Anstieg erkennbar. Im OECD-Vergleich sei die 
Ungleichheit in Deutschland mit einem Gini-Koeffizienten 
von 0,29 derzeit unterdurchschnittlich. Da die Ungleichheit 
aber in fast allen OECD-Ländern deutlich zugenommen 
habe, könne dies nur vorsichtig positiv gewertet werden.
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Einkommenskonzepte als Grundlage für die Messung 
der Ungleichheit, Datenquellen und Ungleichheitsmaße

Wie ungleich eine Gesellschaft ist, lässt sich nicht auf 
Grundlage eines einzelnen Einkommenskonzepts 
beurteilen. Eine wichtige Grundlage für die Messung 
der Ungleichheit ist der tatsächliche Zufluss der ver-
fügbaren Mittel eines Haushalts innerhalb eines Jah-
res (Nettoeinkommen, verfügbares Einkommen). 
Berücksichtigt wird dabei häufig noch die Haushalts-
größe, da größere Haushalte für dasselbe Konsum-
niveau in der Regel geringere Ressourcen pro Person 
benötigen (bedarfsgewichtetes Nettoeinkommen, 
bedarfsgewichtetes verfügbares Einkommen). Mög-
licherweise bewerten Haushalte auch die Mittelher-
kunft unterschiedlich: Es ist ihnen nicht gleichgültig, 
ob die Mittel als Entgelt für eigene Arbeitsleistung 
zufließen oder als Unterstützungszahlung vom Sozial-
amt. Daher sind für die Messung der Ungleichheit 
auch die Markteinkommen, also die Einkommen vor 

Steuern und Transfers, relevant. Schließlich ist nicht 
nur der Zufluss innerhalb einer bestimmten Periode 
relevant, sondern auch die Verfügbarkeit von Ressour-
cen insgesamt, also das Vermögen des Haushalts.  
Darüber hinaus sind auch die Einkommensverhält-
nisse der Menschen über den Lebenszyklus hinweg 
relevant, die sich allerdings empirisch sehr viel 
schwieriger ermitteln lassen als Querschnittsver-
gleiche zu einem gegebenen Zeitpunkt.

Zur Messung von Einkommen können unterschiedli-
che Datenquellen herangezogen werden. Die Meldun-
gen zur Sozial versicherung sind eine zuverlässige 
Quelle für das Markteinkommen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigter (IAB-Daten) ebenso wie die  
(in größeren Abständen durchgeführte) Gehalts- und 
Lohnstrukturerhebung des Statistischen Bundesamtes. 
Auch der Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes 
und das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) des DIW 
ermöglichen die Messung von Einkommen. Werden 
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Quelle: Grabka und Goebel, 2017
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Daten auf Haushaltsebene oder Daten zu Nettoein-
kommen benötigt, wird häufig auf das SOEP zurück-
gegriffen. Während Daten des SOEP zu den Einkom-
men als zuverlässig gelten, sind die Informationen zu 
Vermögen mit Vorsicht zu interpretieren. Hier liefern 
Befragungen nur ein unvollständiges Bild, gerade bei 
sehr wohlhabenden Haushalten. Dies gilt auch für  
die (alle fünf Jahre durchgeführte) Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundesamtes 
sowie entsprechende Erhebungen der Bundesbank.

Als Ungleichheitsmaß wird häufig der Gini-Koeffizient 
(GK) verwendet. Der GK liegt zwischen null und eins. 
Dabei nimmt der GK der Einkommen den Wert null an, 
wenn alle Mitglieder einer Gesellschaft über dasselbe 
Einkommen verfügen (absolute Gleichverteilung), und 
den Wert eins, wenn eine einzige Person das gesamte 
Einkommen auf sich vereinigt. Ein weiteres Maß ist 
das Verhältnis zwischen den hohen und den niedrigen 
Einkommen einer Verteilung. Operationalisiert wird 
das zum Beispiel durch so genannte Dezilverhältnisse: 
Dabei wird zum Beispiel das Durchschnittseinkommen 
der obersten zehn Prozent der Einkommensbezieher 
(oberstes Dezil) zu dem der untersten zehn Prozent in 
Beziehung gesetzt.

Aufgrund der schlechten Datenlage sind nach Ansicht von 
Grabka Aussagen über die Entwicklung der Vermögensun-
gleichheit nur sehr eingeschränkt möglich. Unstrittig sei, 
dass die Vermögensungleichheit in Deutschland sehr viel 
stärker ausgeprägt ist als die Einkommensungleichheit. 
Mit Werten des Gini-Koeffizienten um 0,8 liege sie wohl 
auch höher als der europäische Durchschnitt. Da einerseits 
Vermögen der Reichsten ungenügend erfasst seien und 
andererseits Rentenanwartschaften aus umlagefinanzierten 
Systemen nicht zum Vermögen gezählt werden, seien inter-
nationale Vergleiche aber auch vorsichtig zu interpretieren.

Prof. Bernd Fitzenberger, Ph.D., von der Humboldt-Univer-
sität zu Berlin präsentierte Erkenntnisse zur Veränderung 
der Lohnungleichheit und deren Ursachen anhand von 
Daten des Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung 
(IAB) und des Statistischen Bundesamtes. Nach Fitzenberger 
ist die Lohnungleichheit zwischen Mitte der 90er Jahre und 
2010 deutlich angestiegen und hat sich seitdem stabilisiert. 
Als Ursachen des Anstiegs nannte Fitzenberger hauptsäch-
lich eine veränderte Zusammensetzung der erwerbstätigen 
Bevölkerung: Hätten die 1995 erwerbstätigen Personen die-

selben Charakteristika aufgewiesen wie diejenigen, die 2010 
beschäftigt waren, so wäre auch 1995 die Ungleichheit erheb-
lich höher gewesen. Dieser Kompositionseffekt könne über 
die Hälfte des Anstiegs der Lohnungleichheit erklären.

Über den Kompositionseffekt hinaus spiele insbesondere 
der technische Fortschritt, der vor allem die besser Qualifi-
zierten begünstigt habe, eine wichtige Rolle bei der Zunah-
 me der Lohnungleichheit. Weniger bedeutsam sind aus 
Sicht von Fitzenberger die Globalisierung und der Rückgang 
der Tarifbindung gewesen, die Flexibilisierung innerhalb 
des Tarifsystems habe dagegen schon eine Rolle gespielt. 
Die Erkenntnisse zum (fehlenden) Einfluss des Rückgangs 
der Tarifbindung sind aber nach Darstellung von Fitzenber-
ger umstritten. Die Zunahme der Lohnungleichheit hat aus 
Sicht von Fitzenberger zu einer Verbesserung der deutschen 
Wettbewerbsfähigkeit und zu einer Beschäftigungssteige-
rung geführt. Auch diese Erkenntnis sei aber in der Wissen-
schaft umstritten.

Schließlich präsentierte Prof. Gabriel Felbermayr, Ph.D., 
vom ifo Institut München seine Einschätzungen zur Ent-
wicklung von Ungleichheit, Lebenszufriedenheit sowie  
zur Rolle der Globalisierung für die Lohnungleichheit.  
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Felbermayr argumentierte auf Basis der SOEP-Daten, dass 
die durchschnittliche Lebenszufriedenheit der Befragten 
bis 2005 ab- und seit 2005 merklich zugenommen habe. Bei 
den Ursachen dieser Entwicklung wies Felbermayr darauf hin, 
dass Arbeitslosigkeit einen sehr großen Effekt auf Lebens-
zufriedenheit habe und dass das Nettoeinkommen wichti-
ger als das Bruttoeinkommen sei. Bezüglich der Entwick-
lung der Ungleichheit der Bruttoeinkommen sei zudem 
relevant, ob arbeitslose Personen mit Brutto(markt-)ein-
kommen von null erfasst würden, statt wie üblich nicht in 
der Statistik berücksichtigt zu werden. Wenn man sie berück-
sichtigt, zeige sich weiterhin ein Anstieg der Ungleichheit 
bis 2005, danach allerdings ein deutlicher Rückgang.

Hinsichtlich des Einflusses der Globalisierung (gemessen 
durch zunehmenden internationalen Handel) auf die Lohn-
ungleichheit ließen sich keine eindeutigen Aussagen treffen. 
Es gebe aber Hinweise darauf, dass zunehmende Import-
konkurrenz Flächentarifverträge zurückgedrängt habe. Aus 
Sicht von Felbermayr hatte die Globalisierung bis 2005 vor 
allem über einen Anstieg der Arbeitslosigkeit negative Fol-
gen für die Menschen. Dieser Trend konnte laut Felbermayr 
durch die Hartz-Reformen durchbrochen werden. Somit 
seien Handelsbarrieren nach seiner Ansicht auch keine 
Option zur Senkung der Ungleichheit.

In der anschließenden Podiumsdiskussion, an der neben den 
Referenten auch Prof. Dr. Martin Biewen von der Eberhard  
Karls Universität Tübingen teilnahm, wurde zunächst ein 
Konsens zu Stand und Entwicklung der Ungleichheit in 
Deutschland gesucht. Einig waren sich die Podiumsteilneh-
mer darin, dass die Ungleichheit der Löhne und der Ein-
kommen zwischen Mitte/Ende der 90er Jahre und 2005 
deutlich angestiegen sei. Es herrschte jedoch kein einheitli-
ches Bild über die Entwicklungen am aktuellen Rand, weder 
mit Blick auf die Lohnungleichheit noch auf die Einkom-
mensungleichheit. Felbermayr bewertete die jüngere Ent-
wicklung positiv mit dem Hinweis, dass die zunehmende 
Ungleichheit bis 2005 vor allem Ausdruck steigender Arbeits-
losigkeit gewesen sei und dass diese seit 2005 sinke. Biewen 
wies allerdings darauf hin, dass der Beschäftigungsboom seit 
2005 nur zu einer Stabilisierung und nicht zu einer Senkung 
der Ungleichheit beigetragen habe, da er alle Bereiche der 
Lohnverteilung (und nicht nur den unteren Bereich) umfasst 
habe. Zudem hätten neben dem starken Anstieg der Lohn-
ungleichheit auch Änderungen des Steuersystems zum 
Anstieg der Ungleichheit der Nettoeinkommen beigetragen. 
Grabka wertete die Entwicklung insgesamt nicht als positiv 
und stellte heraus, dass die günstige Entwicklung der 
Beschäf tigung keinesfalls einen vorausgehenden deutlichen 
Anstieg der Ungleichheit vorausgesetzt hätte.

Ungleichheit: Wachstumstreiber oder  
Hemmnis?

Im zweiten Teil der Konferenz wurden Wechselwirkungen 
zwischen Ungleichheit und Wachstum sowie anderen makro-
ökonomischen Größen diskutiert.

Dr. Christian Kastrop, Leiter der Wirtschaftsabteilung der 
OECD, stellte jüngere Arbeiten der OECD zu inklusivem 
Wachstum dar. Diese Thematik werde in diesem Jahr erst-
mals auch im Rahmen des Going-for-Growth-Berichts auf-
gegriffen und länderspezifische Empfehlungen für ein sozial 
inklusiveres Wachstum in den OECD-Mitgliedsländern vor-
gelegt. Dabei werden neben der Entwicklung von Einkom-
mensungleichheit auch nicht-monetäre Dimensionen wie 
z. B. die Arbeitsqualität, Bildung und Qualifikation, die Dif-
fusion von Technologie und Wissen sowie aktive Arbeits-
marktpolitik mit dem Ziel, Arbeitnehmer nach einem 
Arbeitsplatzverlust schnell wieder in Arbeit zu vermitteln, 
berücksichtigt.

Durch den neuen Fokus seien viele der diesjährigen Länder-
empfehlungen auch dem Bereich Arbeits- und Sozialpolitik 
zuzuordnen. Insbesondere integrierte Reformpakete, z. B. 
die gleichzeitige Reform von Arbeits- und Produktmärkten, 
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könnten dazu beitragen, dass mehr Wachstum entstehe und 
gleichzeitig die Ungleichheit abnehme. Studien der OECD 
zeigten, dass gut die Hälfte aller betrachteten integrierten 
Reformpakete beide Ziele erreichen. Bei weiteren 30 bis 40 
Prozent sei der Effekt unklar. Weniger als zehn Prozent die-
ser Pakete würden ein Abwägen zwischen Wachstum und 
Gleichheit erfordern. Leider nutzten bisher nur wenige 
Länder das Konzept integrierter Reformpakete und schöpf-
ten so weder das Potenzial für Wachstum noch für die 
Rückführung der Ungleichheit aus.

Dr. Judith Niehues präsentierte eine Studie des Instituts der 
deutschen Wirtschaft (IW) in Köln zu den Auswirkungen 
von Ungleichheit auf Wachstum. Dabei sind aus ihrer Sicht 
grundsätzlich sowohl positive als auch negative Zusammen-
hänge vorstellbar. Ungleichheit könne zum einen höhere 
Innovations- und Arbeitsanreize setzen und somit zu mehr 
Wachstum führen. Gleichzeitig sei es möglich, dass ein 
hohes Maß an Ungleichheit zu geringeren Bildungsinvesti-
tionen im unteren Einkommensbereich führe, was einen 
dämpfenden Effekt auf das Wirtschaftswachstum hätte.

Ein zentraler Punkt ihres Vortrags war eine Methodenkritik 
an bisherigen länderübergreifenden Studien, die ausschließ-
lich Durchschnittseffekte abbildeten. Niehues verwies  
darauf, dass der Zusammenhang zwischen Ungleichheit und 
Wachstum vom Entwicklungsstand eines Landes abhängig 
sei. Während sich ein Anstieg der Ungleichheit in Entwick-
lungsländern mit einem hohen Niveau an Ungleichheit 
negativ auf das Wachstum auswirken könne, sei in Indus-

trieländern mit vergleichsweise geringer Ungleichheit ein 
positiver Effekt möglich. Allerdings sei der kausale Zusam-
menhang zwischen den beiden Größen insgesamt schwer 
zu bestimmen. Um valide Aussagen treffen zu können, soll-
ten zukünftige Studien versuchen, theoretische Wirkungs-
kanäle anhand von Mikrodaten zu überprüfen.

Zum gleichen Thema, aber auf Grundlage einer anderen 
Methodik präsentierte Dr. Ferdinand Fichtner eine Studie 
des DIW. Mithilfe eines speziell für Deutschland aufgesetz-
ten makroökonomischen Simulationsmodells untersuchte 
er den Einfluss von Ungleichheit auf das Bruttoinlandspro-
dukt und andere makroökonomische Größen. In dem 
Modell seien drei Kanäle erfasst, über die Ungleichheit auf 
gesamtwirtschaftliche Entwicklungen wirke: (i) Ungleich-
heit könne sich negativ auf Bildungsinvestitionen und 
damit die Produktivität auswirken, (ii) Ungleichheit könne 
sich positiv auf den Arbeitseinsatz und die Produktivität 
der Beschäftigten auswirken, da mit Anstrengungen grö-
ßere Aufstiegsmöglichkeiten verbunden seinen, und (iii) 
Ungleichheit könne sich auf die Sparquote auswirken, da 
untere Einkommensgruppen tendenziell geringe und obere 
Einkommensgruppen hohe Sparquoten aufwiesen. Eine 
Verschiebung der Einkommen zugunsten von Hochein-
kommensbeziehern würde die Sparquote damit durch-
schnittlich erhöhen.

Die Ergebnisse des Simulationsmodells legten nahe, dass 
die gestiegene Ungleichheit in Deutschland vor allem auf-
grund verminderter Bildungsinvestitionen das Produktions-
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potenzial verringere. Das Bruttoinlandsprodukt im Jahr 
2015 wäre um gut 40 Milliarden Euro höher gewesen, wenn 
die Ungleichheit in Deutschland seit 1991 unverändert 
geblieben wäre (s. Abbildung 2). Allerdings sei dieser Effekt 
in seiner Höhe und Richtung mit großer Unsicherheit 
behaftet, da das Modell die historische Entwicklung nur 
begrenzt erklären könne. Klarer sei das Bild mit Blick auf 
Außenhandel und Konsum: Den Ergebnissen zufolge habe 
die gestiegene Ungleichheit zu einer signifikanten Erhö-
hung des Außenhandelssaldos sowie mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zu einer deutlichen Dämpfung des privaten 
Konsums geführt. Da dieser besser als das Bruttoinlands-
produkt als Maßstab für den Wohlstand einer Gesellschaft 
geeignet sei, bedeute dies, dass die gestiegene Ungleichheit 
negative Auswirkungen auf das Wohlergehen der Men-
schen in Deutschland gehabt habe.

Zum Abschluss präsentierte Prof. Dr. Enzo Weber vom Ins-
titut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) in Nürn-
berg ein makroökonomisches Modell für Deutschland, mit 

dessen Hilfe er die Auswirkungen von Lohnungleichheit 
auf den Arbeitsmarkt analysierte. Dabei wurden die Effekte 
von Ungleichheit im oberen und unteren Einkommens-
bereich getrennt untersucht. Zudem wurden die Auswir-
kungen von technischem Fortschritt, der qualifizierte 
Arbeitnehmer begünstigt, isoliert berücksichtigt.

Die Ergebnisse zeigten, dass ein solcher verzerrter techni-
scher Fortschritt, der die Lohnungleichheit erhöhe, zwar 
die Produktivität und das Lohnniveau steigere, zugleich 
aber das Arbeitsvolumen senke. Dagegen wiesen Verände-
rungen der Lohnungleichheit, die nicht auf technischem 
Fortschritt beruhten, sowohl einen negativen Effekt auf das 
Arbeitsvolumen als auch auf die Produktivität auf. Ungleich-
heit im unteren Lohnbereich habe zudem eine etwas stär-
kere Auswirkung als im oberen Bereich. Diese Ergebnisse 
legten nahe, dass eine steigende Lohnungleichheit keines-
wegs Voraussetzung für einen Arbeitsmarktaufschwung sei 
und auch in den letzten zehn Jahren in Deutschland nicht 
gewesen sei.

Anmerkungen: Die blaue Linie (linke Achse) gibt tatsächliche Werte des realen BIP (in Mrd. Euro, verkettet) an. Die rote Linie stellt simulierte Werte dar, die aus dem Modell bei seit 1991 konstant 
gehaltener Ungleichheit folgen. Die grüne Linie (rechte Achse) ist die Differenz und der grau schattierte Bereich kennzeichnet das durch die Schätzunsicherheit des Modells bestimmte Intervall, in 
dem die Differenz mit 95-prozentiger Wahrscheinlichkeit liegt.
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Abbildung 2: Reales Bruttoinlandsprodukt in Deutschland: Tatsächlicher Verlauf und simulierte Entwicklung bei über  
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Quelle: Albig et al., 2017
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In der anschließenden Paneldiskussion bestand grundsätz-
lich Einigkeit, dass mehr Wachstum und weniger Ungleich-
heit nicht unbedingt im Gegensatz zueinander stünden. So 
führte Weber aus, dass sich mit Blick auf die letzten zehn 
Jahre nicht die Frage stelle, ob die Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes notwendig gewesen sei oder nicht, sondern 
ob diese durch andere Maßnahmen hätte begleitet werden 
können, wie zum Beispiel die frühere Einführung eines 
Mindestlohns oder den Ausbau der Kinderbetreuung. Kast-
rop unterstrich die Bedeutung von konsistenten Reform-
paketen, die sowohl das Wachstum steigerten als auch eine 
möglichst breite soziale Teilhabe an den Wohlstandssteige-
rungen sicherstellten. Ein modernes Konzept für inklusives 
Wachstum sei als Integration von wachstums- und vertei-
lungswirksamen Politiken und nicht mehr als Wirtschafts-
wachstum mit anschließender Umverteilung zu verstehen, 
selbst wenn auf Umverteilungsmechanismen über Steuern 
und Transfers nicht verzichtet werden könne. Vielmehr 
müssten Wachstum und Verteilung gleichzeitig in den 
Blick genommen werden, wie Fichtner zum Abschluss der 
Diskussion zusammenfasste.

Die Rolle der Politik

Der dritte Teil der Konferenz beschäftigte sich mit der Rolle 
der Politik und den Handlungsoptionen, die sich vor dem 
Hintergrund der gestiegenen Ungleichheit stellten.

Zunächst fokussierte Prof. Dr. Andreas Peichl vom Zentrum 
für Europäische Wirtschaftsforschung Mannheim (ZEW) 
sich auf Verteilungspolitik auf der Grundlage von Steuern, 
Abgaben und Transfers. Im internationalen Vergleich zeige 
sich, dass das deutsche Steuer- und Transfersystem der 
Ungleichheit der Markteinkommen relativ stark entgegen-
wirke und die Ungleichheit der verfügbaren Einkommen 
daher auf einem unterdurchschnittlichen Niveau liege. 
Dennoch sei die Mittelschicht seit Anfang der 90er Jahre 
zunehmend geschrumpft.

Reformbedarf sah Peichl besonders bei der vergleichsweise 
hohen (Grenz-) Steuerbelastung von unteren und mittleren 
Einkommen. Zudem weise der Verlauf einige Sprungstellen 
auf, die zu deutlichen Fehlanreizen mit Blick auf das Arbeits-
angebot führten. In Deutschland gebe es kein harmonisier-
tes Steuer- und Transfersystem. Einzelne Instrumente und 
Maßnahmen würden nicht optimal ineinandergreifen. Peichl 
stellte daher als Gedankenexperiment ein konsolidiertes 
System vor, das zu einer niedrigeren und geglätteten Grenz-
steuerbelastung im unteren Einkommensbereich führen 
würde. Seine Ergebnisse zeigten, dass hierdurch nicht nur 
die Ungleichheit verringert und die Beschäftigung erhöht 
würde, sondern dass eine solche Reform gleichzeitig fiskali-
sche Mehreinnahmen bedeuten würde. Auch wies Peichl 
auf die Notwendigkeit einer verbesserten Datenlage hin, 
um Verteilungsfragen angemessen analysieren und eine 
verbesserte wirtschaftspolitische Beratung leisten zu können.
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Prof. Dr. Timm Bönke von der Freien Universität Berlin 
konzentrierte sich in seinem Vortrag auf Staatsfonds als 
alternatives Instrument zur derzeitigen Förderung von Ver-
mögensbildung, die bisher hauptsächlich von Gutverdie-
nern genutzt würden. Als Staatsfonds bezeichnet Bönke 
öffentlich verwaltetes Vermögen ohne explizite Verbind-
lichkeiten. Er verwies zunächst darauf, dass viele der 79 
heute existierenden nationalen Staatsfonds durch Einnah-
men aus dem Rohstoffhandel (z. B. Öl) finanziert würden 
und die Aufgabe hätten, Erträge aus diesen Ressourcen 
langfristig anzulegen. Ausschüttungsverfahren, die gezielt 
zu Umverteilung und der Reduzierung der Ungleichheit 
führten, seien jedoch bei den meisten Staatsfonds derzeit 
nicht Zielsetzung. Eine Ausnahme stelle der Alaska Perma-
nent Fund dar, aus dem jede Bürgerin und jeder Bürger 
eine jährliche Auszahlung erhalte.

Als Ausschüttungsoption für einen deutschen Staatsfonds 
analysierte Bönke eine soziale Dividende, ähnlich dem 
Alaska Permanent Fund, in Höhe von jährlich 800 Euro für 
Erwachsene und 400 Euro für Kinder. Vorteile gegenüber 
der derzeitigen Vermögenspolitik sah Bönke in einer brei-
ten Teilhabe und der Einbeziehung von bisher nichtvermö-
genden Haushalten, die immerhin knapp die Hälfte aller 
Haushalte in Deutschland darstellten. Allerdings wies 
Bönke darauf hin, dass die reine Umverteilungswirkung im 
Verhältnis zu den notwendigen Ressourcen von ca. zwei 
Billionen Euro zum Aufbau eines solchen Fonds relativ 
gering sei. Dennoch würde eine soziale Dividende zu einem 
inklusiveren Wachstum beitragen, indem sie zu deutlich 
höheren relativen Einkommenszuwächsen für Haushalte 
im unteren Einkommensbereich führe. Insgesamt sei 
Umverteilung nur eines von vielen Zielen, die durch einen 
Staatsfonds adressiert werden könnten. Ein solches Instru-
ment könne langfristig zu einem Umbau des Wirtschafts-
systems beitragen.

In dem letzten Vortrag der Konferenz ging Prof. Tom Krebs, 
Ph.D., von der Universität Mannheim der Frage nach, ob es 
Reformen gibt, die inklusives Wachstum schaffen, gleich-
zeitig aber auch fiskalisch nachhaltig sind. Gerade aufgrund 
des demografischen Wandels sei die Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen von zentraler Bedeutung. Als eine 
Reform, die beide Ziele miteinander verbinde, schlug Krebs 
die Ausweitung öffentlicher Investitionen im Bildungsbe-
reich vor.

Konkret analysierte er eine dauerhafte Steigerung der staat-
lichen Ausgaben für Kitas und Schulen um jährlich 15 Mil-
liarden Euro für einen Ausbau der Ganztagsbetreuung und 

eine Verbesserung des Personalschlüssels. Dadurch würde 
der Staat in die notwendigen Fachkräfte für morgen inves-
tieren und gleichzeitig die Erwerbsmöglichkeiten von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern mit Kindern unterstüt-
zen. Anhand eines Modells der deutschen Volkswirtschaft 
zeigte Krebs die mittel- und langfristigen Wachstumseffekte 
auf. Demnach läge das reale Bruttoinlandsprodukt 2050 um 
1,9 Prozent und die Beschäftigung um 750.000 vollzeitäqui-
valente Stellen höher. Dieses Wachstum würde auch inklu-
siv wirken, da die Anzahl der Personen in Grundsicherung 
bzw. im Niedriglohnbereich deutlich niedriger wäre. Auch 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen wäre gegeben, 
da die Investitionen sich nicht nur mittelfristig selbst finan-
zieren, sondern langfristig sogar deutliche fiskalische Mehr-
einahmen erzeugen würden. Investitionen in Bildung und 
Betreuung seien daher eine effiziente Maßnahme, um 
zugleich den Ursachen der Wachstumsschwäche und der 
Ungleichheit in Deutschland zu begegnen.

Auf dem Abschlusspodium der Konferenz diskutierten 
Steffen Kampeter, Hauptgeschäftsführer der Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA),  
Dr. Dierk Hirschel, Bereichsleiter für Wirtschaftspolitik, 
Europa und Internationales bei der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft (ver.di), die Professoren Dr. Alexandra 
Spitz-Oener, Humboldt-Universität zu Berlin, und Tom 
Krebs, Ph.D., gemeinsam mit Dr. Philipp Steinberg, Leiter 
der Grund satzabteilung im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie.
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Bei der Auftaktfrage „Geht es Deutschland gut?“ wurde 
deutlich, dass sich die Bewertungen zunächst nicht  
wesentlich unterschieden. Alle Podiumsteilnehmer waren 
sich einig, dass viele makroökonomische Indikatoren ein 
positives Bild für Deutschland zeigten. Allerdings unter-
schieden sich die Einschätzungen auf den zweiten Blick. 
Einerseits wurde argumentiert, dass die Realität am deut-
schen Arbeitsmarkt weitaus positiver sei als von manchen 
dargestellt und vor allem das mittelfristige Wachstums-
potenzial und die Nachhaltigkeit der sozialen Sicherungs-
systeme auf die Tagesordnung in Deutschland gehörten, 
insbesondere aufgrund neuer Wettbewerber und der revo-
lutionären Veränderungen, die die Digitalisierung mit sich 
bringe. Andere hoben erhebliche soziale Ungleichgewichte 
hervor, die durch die guten makroökonomischen Kennzif-
fern nur verschleiert würden – eine systematische Schwä-
chung der Arbeitsmarktinstitutionen und ein Rückgang der 
Tarifbindung habe die ungünstige Entwicklung für viele 
Arbeitnehmer erst möglich gemacht. Mit Verweis auf den 
aktuellen Jahreswirtschaftsbericht wurde darüber hinaus 
darauf hingewiesen, dass sich Wachstum und Inklusivität 
nicht widersprächen und dass die Bundesregierung schon 
einiges getan habe, um sowohl eine breitere Teilhabe am 
Wachstum selbst als auch eine stärkere Beteiligung an den 
Wohlfahrtsgewinnen zu ermöglichen.

Mit Blick auf die Rolle von Bildung gab es grundsätzlich 
Einigkeit, dass Chancengerechtigkeit sowohl zentral für das 
Wachstum als auch für die Verteilungsgerechtigkeit sei. Dies 
war auch bereits Tenor verschiedener Vorträge und voran-
gegangener Diskussion während der Konferenz. In der 
Nuance unterschied sich die Bewertung aber dennoch. So 
wurde darauf hingewiesen, dass mehr Geld alleine für bes-
sere Bildungserfolge nicht ausreichend sei. Zudem wurde 
über die Rolle des Bundes und vor allem über die Zuständig-
keit der einzelnen Bundesländer bei den Bildungsaufgaben 
diskutiert. Auch bestand keine breite Übereinstimmung zu 
einer Ausweitung von Bildungsangeboten durch die Bundes-
agentur für Arbeit.

Bei der Frage, wie überschüssige Haushaltsmittel verwen-
det werden sollten, unterschieden sich die Meinungen 
ebenfalls. Während einerseits argumentiert wurde, dass an 
der fiskalischen Konsolidierung zur Wahrung der Generati-
onengerechtigkeit konsequent festgehalten werden solle, 
betonten andere Podiumsteilnehmer, dass durch heutige 
Investitionen in Bildung und Infrastruktur zukünftig ins-
gesamt höhere Einnahmen für den Staat erwirtschaftet 
werden könnten. Das stärke die Tragfähigkeit des Finanz-
systems insgesamt. Investitionen könnten daher ebenso zur 
Gerechtigkeit zwischen heutigen und zukünftigen Genera-
tionen beitragen.

Die jeweiligen Präsentationen sowie die Aufzeichnung des 
Abschlusspodiums sind unter folgendem Link verfügbar: 
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Veranstaltungsarchiv/ 
20170316-wege-zu-einem-inklusiverem-wirtschaftswachs-
tum.html

Kontakt: Dr. Alexandra Effenberger, Dr. Alfred Garloff  
Referat: Wirtschaftspolitische Analyse
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Energiesteuerermäßigung für Erdgas als Kraftstoff 
wird bis Ende 2026 verlängert
Bundesregierung beschließt Novelle des Energie- und des Stromsteuergesetzes

Das Bundeskabinett hat am 15. Februar 2017 den Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Energie- und des Strom-
steuergesetzes (im Folgenden: Gesetzentwurf) verabschiedet. Anlass für die Neuregelung war die Ende 2018 auslaufende 
Energiesteuerermäßigung für Gaskraftstoffe. Die Bundesregierung hat dabei die Chance ergriffen, für weitere thematisch 
verwandte Fragen wirtschafts- und fiskalpolitisch sinnvolle Regelungen für Industrie und Privatverbraucher zu beschließen.

Bedeutung des Energie- und des Stromsteuer-
gesetzes als ökologisches Lenkungsinstrument

Die Steuern auf Energieerzeugnisse und Strom treffen als 
Verbrauchsteuern sowohl die privaten Haushalte als auch 
die Industrie. Sie zielen auf die Senkung des Verbrauchs und 
damit einen sparsamen Umgang mit Strom und anderen 
Energieerzeugnissen ab. Bei der Energie- und der Stromsteuer 
handelt es sich um Bundessteuern, deren Verwaltung durch 
den Bund erfolgt und deren Aufkommen ausschließlich 

dem Bund zugutekommt. Im Rahmen der Ökologischen 
Steuerreform der rot-grünen Regierung im Jahr 1999 wurden 
die Energiesteuersätze im damaligen Mineralölsteuergesetz 
erhöht und erstmalig eine Steuer auf den Stromverbrauch 
eingeführt. Gleichzeitig wurde beschlossen, mit dem zusätz-
lichen Steueraufkommen den Faktor Arbeit zu entlasten. 
Deshalb fließt das Aufkommen in die Rentenversicherungs-
kasse und senkt die Beitragssätze. Das Aufkommen der 
Energiesteuer betrug im Jahr 2016 rund 39,6 Milliarden 
Euro. Die Stromsteuer brachte 6,6 Milliarden Euro ein.

Tabelle 1: Entwicklung des Steueraufkommens in Mio. Euro

1997 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2015
Energiesteuer  
(bis 2005 Mineralölsteuer)

33.749 42.192 43.188 41.782 40.101 39.916 38.955 39.248 39.822 39.838 40.036 39.305 39.593

Stromsteuer – 5.097 6.531 6.597 6.462 6.273 6.355 6.261 6.278 6.171 7.247 6.973 6.592
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Die europäische Energiesteuerrichtlinie 2003/96/EG legt 
seit 2003 neben den Besteuerungstatbeständen Mindest-
steuersätze für die verschiedenen Energieerzeugnisse und 
Strom fest, die bei der Umsetzung in nationales Recht von 
den Mitgliedstaaten zu beachten sind. Die deutschen Energie- 
und Stromsteuersätze sind im europäischen und internati-
onalen Vergleich sehr hoch. Für die Industrie sind deshalb 
Entlastungen von der Energie- und der Stromsteuer unent-
behrlich, um international wettbewerbsfähig zu bleiben. 

Darstellung der bedeutsamsten Neuregelungen

Die Änderungen sind aufgrund mehrerer Entwicklungen 
erforderlich geworden, denen im Gesetzentwurf Rechnung 
zu tragen war. Im Folgenden werden die wirtschaftspoli-
tisch bedeutsam sten Änderungen im aktuellen Gesetzent-
wurf dargestellt.

Verlängerung der Energiesteuerermäßigung für Erdgas als 
Kraftstoff

Anlass des vom Bundesfinanzministerium vorgelegten 
Gesetzentwurfs war maßgeblich die zum Ende 2018 aus-
laufende Energiesteuerermäßigung für Gaskraftstoffe. Die 
Förderung von Erdgas als Kraftstoff trägt zur Erreichung 
der Klimaziele im Verkehrssektor bei. Außerdem kann Bio-

methan in beliebigen Anteilen beigemischt werden. Syn-
thetisches Methan, das durch Elektrolyse aus Strom aus 
erneuerbaren Energien mit anschließender Methanisierung 
gewonnen wird, kann als umweltfreundlicher Kraftstoff 
genutzt werden. Damit können sektorübergreifende Lösun-
gen aus den Bereichen Energie, Industrie und Verkehr ent-
wickelt werden. Allerdings ist die Marktentwicklung insbe-
sondere bei Erdgasfahrzeugen noch nicht hinreichend weit 
fortgeschritten. Weder die Fahrzeugherstellung noch die 
Versorgungsinfrastruktur sind gesichert. Daher ist es not-
wendig, Planungssicherheit zu gewährleisten.

Bereits im Koalitionsvertrag wurde festgelegt, dass die  
Förderung für Erdgas und Flüssiggas als Kraftstoffe verlän-
gert werden soll. Mit Beschluss vom 2. Juli 2015 hatte der 
Bundestag der Bundesregierung eine Frist bis „Frühjahr 
2016“ gesetzt, einen entsprechenden Vorschlag „mit valider 
Gegenfinanzierung“ vorzulegen. Die Sicherstellung der 
Gegenfinanzierung war der entscheidende Punkt für die 
Dauer der Ressort abstimmung. Mit dem vorgelegten 
Gesetzentwurf wird die Steuerermäßigung für Erdgas bis 
2026 verlängert und beginnend im Jahr 2024 stufenweise 
abgeschmolzen. Der mit allen beteiligten Ministerien 
gefundene Kompromiss schafft Sicherheit für die Entwick-
lung von näherungsweise zwei Fahrzeuggenerationen 
sowie für den Ausbau der Versorgungsinfrastruktur. Die 
Ermäßigung für Flüssiggas wird nach dem Entwurf dage-
gen Ende 2018 aus laufen.
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Europarechtliches Erfordernis der Besteuerung fremdbezo-
gener Energieerzeugnisse im Rahmen des so genannten 
Herstellerprivilegs

Die Ausgestaltung des Energie- und des Stromsteuergesetzes 
bewegt sich im Spannungsfeld der Vorgaben der Energie-
steuerrichtlinie und des europäischen Beihilferechts. Dieses 
Zusammenspiel machte eine Anpassung des so genannten 
Herstellerprivilegs erforderlich. Die Energiesteuerrichtlinie 
legt fest, dass Energieerzeugnisse, die selbst bei der Herstel-
lung von Energieerzeugnissen verwendet werden, nicht zu 
besteuern sind. Der Verbrauch von Erdöl oder Erdgas bei 
der Herstellung von Diesel und Benzin in Raffinerien bleibt 
demnach steuerfrei. Damit wird eine Doppelbelastung mit 
der Energiesteuer verhindert. Allerdings unterscheidet die 
Richtlinie zwischen Energieerzeugnissen, die vom Herstel-
lerbetrieb auf dem Betriebsgelände gefördert bzw. hergestellt 
werden, und fremdbezogenen Erzeugnissen. Für fremd-
bezogene Energieerzeugnisse sieht die Richtlinie nur eine 
fakultative Befreiung vor. Für eine Befreiung fremdbezoge-
ner Energieerzeugnisse wäre deshalb eine beihilferechtliche 
Genehmigung der Europäischen Kommission erforderlich 
gewesen. Durch die Befreiung kann der Anreiz gesetzt wer-
den, fremdbezogene umweltfreundliche Energieerzeugnisse 
wie Erdgas anstelle eigenerzeugter Kohle oder eigenerzeug-
ten Schweröls zu verwenden. Obwohl die Bundesregierung 
mit diesem Umweltschutzaspekt argumentierte, verwei-
gerte die Europäische Kommission die Genehmigung. Folg-
lich müssen fremdbezogene Energie erzeugnisse besteuert 
werden. Der Gesetzentwurf sieht die Besteuerung in Höhe 
der in der Energiesteuerrichtlinie festgelegten Mindest-
steuersätze vor. Damit wird einerseits die Vereinbarkeit mit 
dem europäischen Beihilferecht sichergestellt und anderer-
seits die Belastung der Herstellerbetriebe gering gehalten.

Die nächste Gelegenheit der Überarbeitung der Energie-
steuerrichtlinie sollte genutzt werden, um das Hersteller-
privileg als obligatorische Steuerbefreiung auf fremdbezo-
gene Energieerzeugnisse zu erweitern. Dadurch würde die 
Doppelbesteuerung von Energieerzeugnissen konsequent 
vermieden werden, wie das die Mineralölsteuerrichtlinie 
ursprünglich auch vorsah.

Der Gesetzentwurf muss noch durch Anpassungen der 
Durchführungsverordnung zum Energiesteuergesetz ergänzt 
werden. Dort sollte zum einen definiert werden, was der 
Begriff des Betriebsgeländes umfasst. Außerdem ist eine 
Möglichkeit des bilanziellen Nachweises zur Verwendung 
von Erdgas zu erwägen, das durch ein Versorgungsnetz 
geleitet wird und dessen Herkunft deshalb beim Verbrau-
cher in der Regel nicht mehr nachweisbar ist.

Anrechnung von Investitionsbeihilfen auf die Energiesteuer-
entlastung für hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 
europarechtlich erforderlich

Die Energiesteuerentlastung für hocheffiziente Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlagen (KWK-Anlagen) in § 53a Energiesteuer-
gesetz (EnergieStG) musste ebenfalls an europarechtliche 
Vorgaben angepasst werden. So hatte die Europäische Kom-
mission in der Genehmigung der vollständigen Energie-
steuerentlastung eine Anrechnung von Investitionsbeihilfen 
vorgesehen, die durch den Gesetzentwurf umgesetzt wird.

Darüber hinaus fasst der Entwurf die Regelungen zur teil-
weisen und zur vollständigen Entlastung in einem Paragra-
phen zusammen. Damit bleibt es den Unternehmen erspart, 
Hilfsanträge für den Fall zu stellen, dass die KWK-Anlage 
nicht hocheffizient ist und die Voraussetzungen für die 
vollständige Entlastung nicht erreicht werden. Die Förderung 
nach dem Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz (KWKG) sowie 
die Stromsteuerbefreiung für kleine Anlagen tragen eben-
falls dazu bei, dass Deutschland sein KWK-Ziel von 110 
Terawattstunden bis 2020 sowie 120 Terawattstunden bis 
2025 im Interesse der Energieeinsparung sowie des Umwelt- 
und Klimaschutzes erreicht.
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Definition des Verwenders soll Ermittlung des Begünstigten 
erleichtern

Der Gesetzentwurf definiert an zahlreichen Stellen den 
Begriff des Verwenders von Energieerzeugnissen. Dieser  
ist insbesondere für die Feststellung des Begünstigten bei 
Steuerentlastungen entscheidend, z. B. für die Verwendung 
von Energieerzeugnissen für die Stromerzeugung in § 53 
EnergieStG. Der Verwenderbegriff musste mangels Defini-
tion bisher im Einzelfall ausgelegt werden, was z. B. der 
Bundesfinanzhof (BFH) kritisiert hatte. Aufgrund unter-
schiedlicher Betreiberkonzepte war die Feststellung des 
Verwenders zum Teil schwierig. Der Betrieb einer Anlage 
konnte zeitweise durch mehrere Betreiber erfolgen oder im 
Auftrag eines Betreibers in der Ausgestaltung als Contract-
ing. Die Formulierung im Entwurf orientiert sich nun an 
einem Urteil des BFH (25.09.2013, VII R 64/11) und beur-
teilt den Verwender als Inhaber der Sachherrschaft über die 
Energieerzeugnisse. Dadurch soll die Auslegung einheitlich 
erfolgen und eine sachgerechte Entlastung gewährleistet 
werden.

Berücksichtigung der Entwicklungen in der Elektromobilität

Der Gesetzentwurf reagiert außerdem auf die Entwicklun-
gen im Bereich Elektromobilität. So wird eine Ermächti-
gungsgrundlage geschaffen, um Verfahrenserleichterungen 
einzuführen, insbesondere um Betreiber von Ladesäulen 
von der Stellung eines Stromversorgers und den damit ver-
bundenen Pflichten auszunehmen. Darüber hinaus soll in 
der Durchführungsverordnung zum Stromsteuergesetz 
definiert werden, welche Fahrzeuge vom Begriff der Elektro-
mobilität erfasst sind. Das ist für die Entlastungen des Pro-
duzierenden Gewerbes in §§ 9b und 10 StromStG entschei-
dend. Der jeweils für Elektromobilität genutzte Strom wird 
von der Entlastung ausgeschlossen. Dies widerspricht den 
Zielen der Bundesregierung zur Förderung der Elektromo-
bilität, ist aber dem Sinn und Zweck der Entlastungen für 
das Produzierende Gewerbe geschuldet. Diese sollen ledig-
lich den Produktionsbereich entlasten und damit Fahr-
zeuge wie Gabelstapler, die auf dem Betriebsgelände einge-
setzt werden, nicht aber die Dienstwagenflotte. Das soll 
durch eine Änderung der Stromsteuerverordnung klarge-
stellt werden.

Längerfristig wird es erforderlich sein, die Förderung der 
Elektromobilität in der europäischen Energiesteuerrichtlinie 
zu verankern. Die Energiesteuerrichtlinie aus dem Jahr 
2003 konnte diese technischen Entwicklungen naturgemäß 
noch nicht berücksichtigen.

Vermeidung der Doppelbesteuerung bei Speichertechnologien

Der Gesetzentwurf sieht eine Entlastung von der Strom-
steuer für stationäre Batterie speicher vor. Dadurch wird 
eine Doppelbelastung mit der Stromsteuer bei Ein- und 
Ausspeicherung vermieden. Allerdings gilt die Regelung 
lediglich für stationäre Batteriespeicher, die mit dem Netz 
der allgemeinen Versorgung verbunden sind. Die Strom-
steuerverordnung soll darüber hinaus genutzt werden, um 
eine Doppelbelastung von Speichermedien zu vermeiden. 
Dadurch würden alternative Lösungen der Kopplung von 
Stromerzeugern, Speichern und Letztverbrauchern in 
anderen Sektoren gefördert.

Beibehaltung der Stromsteuerbefreiungen für erneuerbare 
Energieträger und Kleinanlagen

Bei der Ausarbeitung des Gesetzentwurfs stellte sich die 
Frage, ob Steuerbefreiungen für Strom aus erneuerbaren 
Energieträgern und aus Kleinanlagen bis zwei Megawatt 
beibehalten werden sollten. Diese Steuerbefreiungen in § 9 
Abs. 1 Nr. 1 und 3 StromStG gelten bereits seit Einführung 
der Stromsteuer 1999 durch die Ökologische Steuerreform, 
aber sie stehen unter einem fiskalpolitischen und europa-
rechtlichen Begründungszwang. Letztlich setzte sich die 
Auffassung durch, dass eine Einschränkung ein falsches 
Signal für den Ausbau erneuerbarer Energieträger und effi-
zienter KWK-Anlagen bedeuten würde. Eine Schmälerung 
der Stromsteuerbefreiung würde zahlreiche Bestandsanla-
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gen treffen und könnte diese Investitionen nachträglich 
unwirtschaftlich machen. Eine Gewährung von EEG- 
Vergütung und Stromsteuerbefreiung für dieselbe Strom-
menge wird durch eine Anrechnungsregel in § 53c EEG 
2017 ausgeschlossen, um insbesondere eine Überförderung 
zu verhindern. Damit betrifft die Steuerbefreiung Strom, 
der im Wesentlichen zum Eigenverbrauch und zur Versor-
gung Dritter im räumlichen Zusammenhang dient. Die  
Beibehaltung dieser Stromsteuerbefreiungen ist allerdings 
noch abschließend europarechtlich zu würdigen.

Uneingeschränkte Stromsteuerbefreiung für energieintensive 
Prozesse

Ebenso wurde die uneingeschränkte Stromsteuerbefreiung 
für energieintensive Prozesse, wie Metallherstellung oder 
Elektrolyse, in § 9a StromStG beibehalten. Die zunächst 
erwogene Einschränkung der Befreiung auf den so genann-
ten Heizstrom hätte sowohl Umspannungsverluste als auch 
Strom, der zum Betrieb der Anlage (Kräne, Ventilatoren) 
benötigt wird, ausgeschlossen. Eine entsprechende Ausle-
gung hatte der BFH (30.06.2015, VII R 52/13) vorgenom-
men. Allerdings würde dadurch ein einheitlicher Vorgang 
der Elektrolyse in befreiten und zu versteuernden Strom 
aufgespalten, indem die mechanische Verwendung von 
Strom, etwa zum Transport der Chemikalien zur Elektro-
lyse, von der Befreiung ausgenommen würde. Eine solche 

Aufteilung ist in der Energiesteuerrichtlinie nicht vorgese-
hen. Das nationale Recht sollte den von der europäischen 
Richtlinie gewährten Spielraum nutzen, um die Wettbewerbs-
fähigkeit deutscher Unternehmen auf dem internationalen 
Markt zu gewährleisten. Klarheit zur Auslegung der Energie-
steuerrichtlinie soll der Europäische Gerichtshof in einem 
derzeit anhängigen Fall bringen.

Fazit und Ausblick

Mit dem Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Energie- und des Stromsteuergesetzes konnten gute und 
notwendige Lösungen für wichtige Fragen der Energie- 
und Strombesteuerung für Industrie und private Haushalte 
gefunden werden. Die Anpassung an europarechtliche  
Vorgaben und die Einfügung von Definitionen schaffen 
Rechtssicherheit für die Steuerpflichtigen. Mit dem Kabi-
nettsbeschluss im Februar ist gewährleistet, dass das 
Gesetzgebungsverfahren noch in dieser Legislaturperiode 
abgeschlossen werden kann. Im parlamentarischen Ver-
fahren können noch Änderungen erfolgen. Das Änderungs-
gesetz soll am 1. Januar 2018 in Kraft treten.

Kontakt: Olga Milanin
Referat: Industriepolitische Aspekte der Energie-
versorgung, Energiebesteuerung
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Bessere Datengrundlage für die amtliche Energiestatistik
Die Novellierung des Energiestatistikgesetzes bildet den deutlich veränderten Energiesektor ab

Am 10. März 2017 ist das novellierte Energiestatistikgesetz (EnStatG) in Kraft getreten.1 Damit wird den veränderten Anfor-
derungen an Energiedaten auf nationaler und auf internationaler Ebene Rechnung getragen. Gleichzeitig achtet das neue 
Gesetz darauf, Auskunftspflichtige nicht übermäßig zu belasten und keine unnötige Bürokratie aufzubauen. Die Erhebungen 
nach dem neuen EnStatG starten im Berichtsjahr 2018.

Energiestatistikgesetz als Fundament für 
umfassende Energiedaten

Eine evidenzbasierte Wirtschaftspolitik, die ihre Ziele maß-
geblich an Daten und Fakten zur Lebensrealität der Men-
schen ausrichtet, ist auf eine belastbare Datenbasis ange-
wiesen. Nur wenn solche Daten aktuell, im erforderlichen 
Umfang und in hoher Qualität vorliegen, lässt sich das 
Erreichte messen und eine Vorstellung darüber formulie-
ren, was noch zu erreichen ist. Auf diesem Fundament  
lassen sich bestehende wirtschaftspolitische Maßnahmen 
verbessern und zukunftsgerichtete Strategien aufbauen.

Für die Energiepolitik trifft das in besonderem Maße zu: 
Das Generationenprojekt Energiewende kann nur erfolg-
reich sein, wenn eine verlässliche Datenbasis Richtschnur 
für künftige Politik ist. Gleiches gilt für die zunehmende 
europäische Integration der nationalen Strom- und Gas-

märkte. Der Erfolg bisheriger Maßnahmen muss sich stets 
in der Rückschau und anhand aktueller Daten beweisen; 
künftige Ziele müssen solche Daten als Grundlage nehmen 
und daran ausgerichtet und gemessen werden.

In der Energiepolitik sind die Energiebilanzen als konsoli-
dierte empirische Datengrundlage von zentraler Bedeutung: 
Sie stellen das gesamte Energieangebot sowie die Energie-
nachfrage konsistent gegenüber (s. Abbildung 1). Für Deutsch-
land werden sie jährlich von der Arbeitsgemeinschaft Ener-
giebilanzen (AGEB) erarbeitet und bauen auf der amtlichen 
Statistik als zentraler Datenquelle auf. Die amtliche Statis-
tik setzt sich zusammen aus einem breiten Spektrum an 
Energiedaten, die die Statistischen Ämter von Bund und 
Ländern auf Basis des EnStatG für die Bereiche Elektrizität, 
Gas, Kraft-Wärme-Kopplung, Kohlenimporte, erneuerbare 
Energien sowie für die Energieverwendung in der gewerb-
lichen Wirtschaft in verschiedenen Zeitabständen erheben.

1 Energiestatistikgesetz vom 26. Juli 2002 (BGBl I S. 2867), das zuletzt durch Gesetz vom 6. März 2017 (BGBl I S. 392) geändert worden ist.
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Die Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen (AGEB) ist 
eine privatwirtschaftlich organisierte Vereinigung 
verschiedener Fachverbände und Forschungsinstitute 
und wurde am 26. März 1971 gegründet. Gegenwärtig 
sind jeweils fünf Energiewirtschaftsverbände und 
Forschungsinstitute Mitglied der Arbeitsgemeinschaft.

Die AGEB wertet die vorhandenen Statistiken aus allen 
Gebieten der Energiewirtschaft nach wissenschaftlichen 
Gesichtspunkten aus, erstellt jedes Jahr eine Energie-
bilanz für die Bundesrepublik Deutschland und macht 
diese der Öffentlichkeit zugänglich. Die Energiebilan-
zen haben die Form einer Matrix und bieten eine klare 
Übersicht über die energiewirtschaftlichen Verflech-
tungen. Sie erlauben damit nicht nur Aussagen über 
den Verbrauch von Energieträgern in den einzelnen 
Sektoren, sondern geben ebenso Auskunft über ihren 
Fluss von der Erzeugung bis zur Verwendung in den 
unterschiedlichen Erzeugungs-, Umwandlungs- und 
Verbrauchsbereichen. Die Energiebilanzen der AGEB 
nehmen eine zentrale Stellung im Energiedatensys-
tem Deutschlands ein.

Neben den jährlich veröffentlichten Energiebilanzen 
verfolgt die AGEB das Ziel, die Öffentlichkeit mög-
lichst aktuell über die energiewirtschaftliche Entwick-
lung zu informieren, beispielsweise durch die in 
jedem Quartal des jeweils laufenden Jahres vorge-

nommenen Schätzungen des Primärenergiever-
brauchs oder durch die Vorlage von Zeitreihen  
(Auswertungstabellen) mit stark differenzierten  
sektoralen Angaben zum Energieverbrauch.

Die Arbeitsgemeinschaft arbeitet dabei eng mit dem 
Länderarbeitskreis Energiebilanzen zusammen, der 
Energiebilanzdaten für die Bundesländer veröffent-
licht. Außerdem arbeitet sie in der Arbeitsgruppe 
Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) sowie in 
der von der Bundesregierung einberufenen Experten-
kommission innerhalb des Monitoring-Prozesses 
„Energie der Zukunft“ mit.

Da das EnStatG nicht alle Datenbedarfe abdeckt, werden 
für die Energiebilanzen weitere Datenquellen außerhalb 
der amtlichen Statistik genutzt; diese Daten kommen  
insbesondere aus dem Bundesamt für Wirtschaft und  
Ausfuhrkontrolle (BAFA), der Bundesnetzagentur, der  
Statistik der Kohlenwirtschaft e. V., aus verschiedenen  
Fachverbänden sowie der Arbeitsgruppe Erneuerbare  
Energien-Statistik (AGEE-Stat). Teilweise helfen auch Son-
dererhebungen dabei, auftretende Datenlücken zu schlie-
ßen. Das EnStatG als zentrale Rechtsgrundlage ist jedoch 
das Rückgrat der Energiestatistik in Deutschland, ohne  
das umfassende, verlässliche und zeitnahe Energiebilanzen 
nicht denkbar wären.

Der Anteil der erneuerbaren Energieträger am Primärenergieverbrauch liegt bei 12,5 %. Abweichungen in den Summen sind rundungsbedingt.
* Alle Zahlen vorläufig/geschätzt
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Abbildung 1: Energieflussbild 2015 für die Bundesrepublik Deutschland in Petajoule

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen (AGEB) 07/2016
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Sich wandelndes energiepolitisches Umfeld 
braucht neue Datenbasis

Das ursprüngliche EnStatG ist bereits im Jahr 2003 in Kraft 
getreten. Seitdem hat sich auf den Energiemärkten einiges 
verändert: Strom- und Gasmärkte wurden liberalisiert, 
nukleare und fossile Brennstoffe werden im Rahmen der 
Energiewende zunehmend von erneuerbaren Energien 
ersetzt und der effiziente Umgang mit Energie nimmt 
einen immer höheren Stellenwert ein. Zudem ist Europa 
auf dem Weg, die Ziele der Energieunion umzusetzen.

Diese Entwicklungen ließen sich mit dem ursprünglichen 
Gesetz nicht mehr adäquat abbilden, denn bislang existie-
rende Wirtschaftsstrukturen, Organisationsformen und 
Fachbegriffe sind inzwischen zum Teil obsolet geworden. 
Beispielsweise gibt es einige nach dem ursprünglichen 
Gesetz Auskunftspflichtige in der Zwischenzeit gar nicht 
mehr oder sie verfügen nicht mehr über die von ihnen 
geforderten Informationen. Andere Berichtskreise wie 
Händler, Netzbetreiber, Gasspeicher- und -transportgesell-
schaften dagegen waren gar nicht oder nur unzureichend 
in den Erhebungen berücksichtigt.

Bruttostromerzeugung 2016 in TWh* (insgesamt 648,4)

Geothermie aufgrund der geringen Menge in Photovoltaik (PV)
*vorläu�g, **regenerativer Anteil
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Bruttostromerzeugung 2003 in TWh* (insgesamt 608,8)

Steinkohle
24,1 % 

Braunkohle
26,0 % 

Wasserkraft**
2,9 % 

Photovoltaik
0,1 % 

Biomasse
1,1 % 

Windkraft
3,1 % 

Hausmüll **
0,4 % 

Erdgas
10,3 % 

Mineralöl
1,7 % 

Sonstige
3,3 % 

Erneuerbare
7,5 % 

Kernenergie
27,1 % 

147 63

46

20
10

0,3

19

18 7

2

158

165

Abbildung 2: Veränderung der Struktur der Bruttostromerzeugung in Deutschland

Quelle: AG Energiebilanzen, Stand: März 2017
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Neben den Marktbedingungen haben sich auch die Anfor-
derungen an Umfang, Qualität und Aktualität der Daten 
geändert. Mit dem Energiekonzept hat die Bundesregierung 
im Jahr 2010 verschiedene qualitative und quantitative Ziele 
zur Gestaltung der Energiewende gesetzt. So sollen z. B. bis 
zum Jahr 2050 der Primärenergieverbrauch halbiert, der 
Bruttostromverbrauch um 25 Prozent gesenkt und der aus 
erneuerbaren Energien stammende Anteil am Bruttostrom-
verbrauch auf 80 Prozent erhöht werden. Im Monitoring- 
Prozess „Energie der Zukunft“ wird der Fortschritt auf dem 
Weg hin zu den Zielen überprüft (s. Schlaglichter der Wirt-
schaftspolitik Februar 2017). Hierzu wird eine umfangreiche 
Datengrundlage benötigt, der die Energiestatistik Rechnung 
tragen muss.

Auch international ist der Bedarf an qualitativ hochwerti-
gen, kohärenten Daten gestiegen. Viele Herausforderungen 
der Energie- und der Klimapolitik erfordern über den  
nationalen Rahmen hinausgehende Lösungen, für die ein 
solides Datenfundament unerlässlich ist.

Vor diesem Hintergrund war eine Novellierung der gesetz-
lichen Grundlage für die amtliche Energiestatistik drin-
gend erforderlich. Gemeinsam mit Experten aus nachge-
ordneten Behörden, dem Statistischen Bundesamt, den 
Ländern und Fachverbänden wurden Merkmale, Begriff-
lichkeiten, Häufigkeit der Erhebungen und Berichtskreise 
den aktuellen Gegebenheiten angepasst. Ziel dabei war ein 
Gesetz, das von vielfältigem Expertenwissen profitiert und 
auf breite Akzeptanz trifft. Wesentliche Neuregelungen 
sehen vor, dass

 • neue Marktteilnehmer wie Strom- und Gashändler, 
Netzbetreiber, Speicher- und Transportgesellschaften  
als Auskunftspflichtige einbezogen werden,

 • die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien  
nunmehr monatlich statt jährlich erhoben wird und

 • neue Datenbedarfe aus internationalen Berichtspflich-
ten berücksichtigt werden.

Schließlich wurde der amtlichen Energiestatistik mit dem 
neuen EnStatG mehr Flexibilität eingeräumt, damit sie in 
Zukunft noch schneller und ohne zeitaufwändige Gesetz-
gebungsverfahren auf Veränderungen auf den Energie-
märkten reagieren kann. Dazu soll die Bundesregierung 
mittels Verordnung Berichtskreise, Merkmale und Häufig-
keit der Erhebungen ändern können, wenn dies aufgrund 
internationaler Verpflichtungen oder innerhalb des Moni-
torings „Energie der Zukunft“ erforderlich ist.

Die Daten aus dem neuen EnStatG werden erstmalig für 
das Berichtsjahr 2018 zur Verfügung stehen.

Höhere Informationsqualität, ohne unnötig zu 
belasten

Das novellierte EnStatG wahrt die Balance zwischen not-
wendiger Informationsqualität auf der einen Seite und dem 
Grundsatz, Berichtspflichtige, insbesondere Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft, von entbehrlichem Aufwand 
zu entlasten, auf der anderen Seite. Deshalb verzichtet das 
neue Gesetz auf einzelne Erhebungselemente, die nicht 
unbedingt benötigt werden; hier seien beispielhaft die Eng-
passleistung, d. h. die maximale im Dauerbetrieb erreich-
bare Leistung einer Erzeugungseinheit, und die Höchstlast, 
d. h. die nur kurzfristig maximal benötigte elektrische Leis-
tung in einem Versorgungsgebiet, genannt.

Außerdem schafft es Möglichkeiten, Daten zu nutzen, die 
bereits an anderer Stelle erhoben wurden. Dies betrifft  
insbesondere Verwaltungsdaten, die auf der Grundlage 
anderer energierechtlicher Vorschriften erhoben und ver-
öffentlicht wurden. Auch Daten, die im so genannten 
Marktstammdatenregister gespeichert sind, gehören dazu. 
Auf diese Weise werden Doppelerhebungen vermieden.
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Ganz ohne zusätzlichen Erfüllungsaufwand kommt die 
Novellierung des EnStatG jedoch nicht aus: Insgesamt wird 
die Wirtschaft mit rund 2,4 Millionen Euro belastet. Davon 
gehen rund 85 Prozent auf die Umsetzung europarecht-
licher Anforderungen zurück, die dem größeren Bedarf  
an verlässlichen Energiedaten auf EU-Ebene geschuldet 
sind. 15 Prozent des Aufwandes entstehen durch nationale 
Berichtspflichten. Gemäß der so genannten „One in, one 
out“-Regel gleicht die Bundes regierung den national 
bedingten Erfüllungsaufwand aus, indem an anderer Stelle 
im selben Umfang entlastet wird.

Der Nutzen einer belastbaren Datenbasis für die politischen 
Akteure liegt auf der Hand, wenn es darum geht, den Erfolg 
einer zielgerichteten Energie- und Umweltpolitik zu bewer-
ten. Jedoch kann auch und gerade die Wirtschaft von einem 
novellierten EnStatG profitieren. Denn eine bessere Daten-
basis macht es leichter, zukunftsträchtige Investitions-
möglichkeiten zu identifizieren, Einsparpotenziale auszu-
schöpfen und die Energieeffizienz zu steigern. Vor diesem 
Hintergrund erscheint der entstehende Mehraufwand ver-
tretbar.

Erhebungen mit Augenmaß

Wie bereits im ursprünglichen EnStatG sind auch in der 
Novellierung im Wesentlichen Erhebungen vorgesehen, die 
die Aufkommensseite der Energie betreffen. Die Verbrauchs-
seite wird allein bei Industrieunternehmen erfasst. Ursprüng-
lich sollten auch die Erhebungslücken, die das Gesetz aus 
dem Jahr 2003 beim Energieverbrauch in anderen Sektoren 
ließ, geschlossen werden. Hierbei sind insbesondere die  
privaten Haushalte, die Landwirtschaft und der Bereich 
Gewerbe, Handel, Dienstleistungen (GHD) zu erwähnen. 
Dies hätte allerdings zu einem erheblich größeren zusätz-
lichen Erhebungsaufwand für Bürger, Wirtschaft und  
Verwaltung geführt. Deshalb wurde diese Option letztlich 
verworfen. Stattdessen werden nun alternative Schätzmetho-
den geprüft, mit deren Hilfe man den Energieverbrauch  
in den privaten Haushalten und im Bereich GHD belastbar 
ermitteln kann.

Aber auch auf der Aufkommensseite wurden im Laufe des 
Novellierungsprozesses spezifische Datenbedarfe angemel-
det, insbesondere im Bereich der Mineralöldaten. Eine zeit-
weise diskutierte länderscharfe Erhebung dieser Daten im 

vollen Umfang hätte Wirtschaft und Verwaltung jedoch 
ebenfalls erheblich belastet. Aus diesem Grund wurde die 
Erhebung nach dem neuen EnStatG auf Heizöle und Flug-
kraftstoffe beschränkt. Daten von Tankstellen und Raffine-
rien werden dagegen nicht abgefragt, da sie anderweitig 
verfügbar sind.

Gemeinsam effiziente Energiestatistik gestalten

Der Energiesektor befindet sich weiterhin im Wandel. 
Denn die mit der Energiewende verbundenen Veränderun-
gen sind so weitreichend, dass uns der Umsetzungsprozess 
noch viele Jahre begleiten wird. Das novellierte EnStatG 
schafft mit aktuellen und zielgenauen Daten die Grundlage 
für künftige Maßnahmen im Rahmen der Energiewende.

Der Kurs der Energiewende ist vorgegeben; das genaue Bild 
der Energielandschaft in einigen Jahrzehnten – etwa in 
einem energiepolitisch stärker integrierten Europa – kann 
heute jedoch noch nicht im Detail gezeichnet werden. Um 
auf kommende Marktveränderungen und neue Berichts-
pflichten zeitnah reagieren zu können, wurde beim neuen 
EnStatG besonderes Augenmerk auf die Flexibilität gelegt. 
Denn in Zukunft könnte aufgrund von technischem Fort-
schritt oder Marktentwicklungen ein Mehrbedarf an Daten 
z. B. zu erneuerbaren Energien entstehen, für den ein neues 
Erhebungsmerkmal sinnvoll wird.

Dennoch sollten Berichtspflichten immer nur mit Augen-
maß erweitert werden, um Unternehmen nicht über 
Gebühr zu belasten. Diese Balance zu halten zwischen not-
wendigen Informationen und möglichst geringem Auf-
wand, setzt eine enge Zusammenarbeit aller in die Energie-
statistik involvierten Akteure voraus – auf nationaler wie 
auf internationaler Ebene. AGEB, Fachverbände, nachge-
ordnete Behörden, Forschungsinstitute sowie internatio-
nale Einrichtungen der Energiestatistik sind dabei gefor-
dert, gemeinsam geeignete Methoden zu entwickeln, um 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft möglichst effizient die 
benötigten Daten an die Hand zu geben.

Kontakt: Dr. Katja Gerling
Referat: Monitoring und Energiestatistik und  
Matthias Pannhorst
Referat: Wachstum; Demografie; Statistik
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Weltwirtschaft: Abwartende Haltung.

Die Aussichten für die Weltwirtschaft haben sich etwas auf-
gehellt.1 Nach der leichten Abschwächung im vergangenen 
Jahr dürfte die Dynamik in diesem Jahr etwas zunehmen. 
In den Vereinigten Staaten hat sich das Expansionstempo 
im vierten Quartal 2016 allerdings erst einmal verlangsamt. 
Dennoch dürfte das Wachstum im laufenden Jahr etwas 
höher ausfallen als im Vorjahr. Im Euroraum setzt sich die 
gemäßigte Entwicklung fort. Die japanische Wirtschafts-
leistung dürfte weiter mit geringem Tempo zunehmen. Von 
den SchwelIenländern verzeichnete China zuletzt wieder 
ein gleichmäßigeres Wachstum. Mit den anziehenden Roh-
stoffpreisen werden Russland und Brasilien ihre Rezessio-
nen verlassen.

Die monatlichen Indikatoren zur Lage der Weltwirtschaft 
deuten auf eine leicht anziehende Dynamik hin. Die welt-
weite Industrieproduktion hat in der Tendenz deutlich 
zugenommen. Der globale Einkaufsmanager-Index von 
Markit hält sich auf hohem Niveau. Das vom ifo Institut 
ermittelte Weltwirtschaftsklima hellte sich im ersten Quar-
tal deutlich auf. Insgesamt deuten die Indikatoren damit 
auf ein leicht anziehendes Expansionstempo der Weltwirt-
schaft hin.

Die OECD erwartet in ihrer Interim-Prognose vom März 
ein Wachstum der Weltwirtschaft von 3,3 % für dieses Jahr 
nach 3,0 % im Jahr 2016. Die Risiken für die globale Wirt-
schaft bleiben allerdings beachtlich. Die Austrittsverhand-
lungen mit dem Vereinigten Königreich stellen Neuland für 
die Europäische Union dar und die Ausrichtung der Politik 
in den Vereinigten Staaten ist noch nicht festgelegt. Die 
realwirtschaftlichen Akteure verharren daher in einer eher 
abwartenden Haltung.

USA: Hohe Erwartungen an den Märkten.

Das Wachstumstempo in den Vereinigten Staaten hat sich 
im vierten Quartal auf saison- und kalenderbereinigt 0,5 % 
im Vergleich zum Vorquartal verlangsamt. Insbesondere die 
angesichts des starken Dollars schwachen Ausfuhren belas-
teten die wirtschaftliche Dynamik. Positiv entwickeln sich 
dagegen die Ausrüstungsinvestitionen. Im Gesamtjahr 2016 
nahm das Bruttoinlandsprodukt um 1,6 % zu.

Im Januar hat sich die Industrieproduktion zwar geringfü-
gig abgeschwächt, doch die Aufträge nahmen den zweiten 
Monat in Folge recht deutlich zu. Die Industrieproduktion 
dürfte demnach aufwärts tendieren. Der zusammengesetzte 

Internationale Wirtschaftsentwicklung

1 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 16. März 2017 vorlagen.
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Internationale Wirtschaftsentwicklung

Bruttoinlandsprodukt
Veränderung gegen Vorzeitraum (preis- und saisonbereinigt)

2015
Q4

2016
Q1

2016
Q2

2016
Q3

2016
Q4

Euroraum 0,5 0,5 0,3 0,4 0,4

USA 0,2 0,2 0,4 0,9 0,5

Japan -0,2 0,5 0,5 0,3 0,3

Arbeitslosenquote
Abgrenzung nach ILO (saisonbereinigt)

Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.

Euroraum 9,8 9,7 9,6 9,6 -

USA 4,8 4,6 4,7 4,8 4,7

Japan 3,0 3,1 3,1 3,0 -

Verbraucherpreise
Veränderung gegen Vorjahreszeitraum (Ursprungswerte)

Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.

Euroraum 0,5 0,6 1,1 1,8 2,0

USA 1,6 1,7 2,1 2,5 2,7

Japan 0,1 0,5 0,3 0,4 -

Quellen: Eurostat, OECD, Macrobond
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Markit Einkaufsmanager-Index für Industrie und Dienst-
leistungen hat sich auf hohem Niveau im Februar zwar 
etwas abgeschwächt, signalisiert aber deutliches Wachstum. 
Der nationale Einkaufsmanagerindex des Institute for  
Supply Management (ISM) für das Verarbeitende Gewerbe 
erreichte im Januar den höchsten Stand seit dem Jahr 2014.

Die Beschäftigung nahm im Februar um 235.000 Personen 
kräftig zu. Die Arbeitslosigkeit verringerte sich auf niedrige 
4,7 %. Der gute Arbeitsmarkt, die bessere Investitionstätig-
keit der Unternehmen und die hohen Stimmungswerte 
deuten auf eine anhaltende wirtschaftliche Dynamik hin. 
Da die Ausrichtung der Politik in den Vereinigten Staaten 
noch nicht festgelegt ist, bleibt Unsicherheit, in welche 
Richtung die Realwirtschaft steuern wird. Die OECD geht 
in ihrer Prognose alles in allem von einer beschleunigten 
Zunahme des Bruttoinlandsprodukts in Höhe von 2,4 % in 
diesem Jahr aus.

Japan: Mit moderatem Wachstum.

Im vierten Quartal 2016 ist das BIP in Japan revidiert mit 
0,3 % gegenüber dem Vorquartal gestiegen. Damit war die 
Zuwachsrate vier Quartale in Folge positiv, allerdings mit 
rückläufiger Tendenz. Die privaten Konsumausgaben stag-
nierten. Die Unternehmensinvestitionen sowie die Exporte 
wurden kräftig ausgeweitet.

Die Produktion im Verarbeitenden Gewerbe ist im Januar 
etwas gefallen. Auch die Bestellungen waren rückläufig. 
Der Markit Einkaufsmanager-Index für das Verarbeitende 
Gewerbe konnte im Februar jedoch den zweiten Monat in 
Folge zulegen. Er befindet sich seit September durchgehend 
oberhalb der Wachstumsschwelle. Der Tankan-Index blieb 
im ersten Quartal 2017 zum zweiten Mal in Folge stabil.

Angesichts des fortgesetzten BIP-Wachstums der letzten 
Quartale hat die OECD im März ihre Prognose für die 
Zunahme des BIP um 0,2 Prozentpunkte auf 1,2 % nach 
oben korrigiert. Die konjunkturellen Aussichten bleiben 
verhalten.

Euroraum und EU: Stabile Aussichten.

Das Wirtschaftswachstum im Euroraum ist mit 0,4 % im 
vierten Quartal stabil geblieben. Die gemäßigte Erholung 
dürfte sich fortsetzen. In der Europäischen Union erhöhte 
sich das BIP im vierten Quartal leicht beschleunigt um 
0,5 %. Nach den vorliegenden Daten wiesen alle Mitglied-
staaten außer Griechenland und Finnland positive Raten 
auf. Die Wirtschaftsleistung im Vereinigten Königreich 
nahm im Jahresschlussquartal mit 0,7 % deutlich zu. Die 
konjunkturelle Dynamik hat sich damit noch erhöht, trotz 
des Brexit-Votums.

Die Industrieproduktion im Euroraum ist im Januar im 
Vergleich zum Dezember um 0,9 % gestiegen. Die Stim-
mungsindikatoren befinden sich mehrheitlich auf einem sehr 
hohen Niveau. Der Economic Business Climate Indicator 
der Europäischen Kommission hat sich im Februar leicht 
verbessert. Der Einkaufsmanager-Index von Markit konnte 
im Februar erneut zulegen. Die saisonbereinigte Arbeits-
losenquote lag im Januar weiter bei 9,6 %.

Die OECD erwartet in ihrer Prognose vom März für das 
Wirtschaftswachstum im Eurogebiet eine Zunahme um 
1,6 %. Es bleibt jedoch weiterhin abzuwarten, ab wann  
und wie stark der Brexit-Prozess die Wirtschaftsaktivität  
in Europa beeinträchtigen wird.

Geschäftsklima, BCI (linke Skala)

BIP Euroraum, Veränderung gegen Vorquartal in % (rechte Skala)

  2014 2015 2016 2017 
 0,00,0 

0,20,5 

0,41,0 

0,61,5 

0,82,0 

1,02,5 

Euroraum: BIP und Geschäftsklima  
(saisonbereinigt)

Quellen: Eurostat, Europäische Kommission
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Wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland

1. Gesamtwirtschaft

Der Aufschwung setzt sich fort.

Die deutsche Wirtschaft ist gut in das Jahr 2017 gestartet.2 
Dies gilt insbesondere für die Industrie, deren Produktion 
sich im Januar aus ihrer Stagnation vom Jahresschlussquar-
tal 2016 löste. Sie wurde dabei durch Nachholeffekte unter-
stützt, kann aber trotz einer Gegenbewegung im Januar  
auf einer sehr erfreulichen Auftragsentwicklung aufbauen. 
In den übrigen Wirtschaftsbereichen, insbesondere in  
den meisten Dienstleistungsbereichen, setzt sich der Auf-
schwung ungebremst fort. Dies wurde Anfang März durch 
die von der Bundesagentur für Arbeit gemeldete beträchtli-
che Aufwärtskorrektur der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung nachdrücklich unterstrichen. Für einen 
guten Start in das Jahr 2017 sprechen auch die einschlägi-
gen wirtschaftlichen Stimmungsindikatoren, die sich spür-
bar aufgehellt zeigen. Insofern ist nach der annähernden 
Stagnation der deutschen Wirtschaft im Sommer 2016 und 
der Belebung im Jahresschlussquartal auf eine Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts von 0,4 % gegenüber dem 

Vorquartal eine weitere Beschleunigung der Expansion im 
ersten Quartal 2017 wahrscheinlich.3 Im Jahresschlussquar-
tal 2016 waren die maßgeblichen Nachfrageimpulse erneut 
von der Binnenwirtschaft gekommen. Positiven Wachs-
tumsbeiträgen durch die privaten und staatlichen Konsum-
ausgaben, durch die Bauinvestitionen und durch Vorrats-
aufbau stand ein negativer Impuls des Außenbeitrags 
gegenüber.

2. Produzierendes Gewerbe

Die Industrieproduktion ist dynamisch ins Jahr gestartet.

Die Auftragseingänge sind aufwärtsgerichtet, trotz Gegen-
bewegung im Januar.

Das Produzierende Gewerbe ist schwungvoll in das neue 
Jahr gestartet. Im Januar wurde das Produktionsvolumen 
um 2,8 % ausgeweitet. Hierfür war die Industrie ausschlag-
gebend. Nach dem schwachen Dezemberergebnis war eine 
entsprechende Gegenbewegung zu erwarten.

2 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 16. März 2017 vorlagen.
3 Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie 

nach dem Verfahren Census X-12-ARIMA kalender- und saisonbereinigter Daten.

 Inländische Verwendung (ohne Vorratsveränderungen)

 Vorratsveränderungen

 Außenbeitrag
 Reales BIP gegen Vorquartal in %

2013 2014 2015 2016
-1,0

-0,5 

0,5 

1,0 

1,5

0,0 

Quelle: StBA

Wachstum des Bruttoinlandsprodukts  
(Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten,  preis-,  
kalender- und saisonbereinigt)

2014 2015 2016 2017

 Produzierendes Gewerbe insgesamt

 Industrie

 Baugewerbe

 

97

100

103

106

109

112

115

Produktion im Produzierenden Gewerbe   
nach Wirtschaftszweigen  
(Volumenindex 2010 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: StBA, BBk 

48



MONATSBERICHT 04-2017

Die Industrieproduktion wurde im Januar um 2,8 % ausge-
weitet. Der Rückgang im Dezember (-2,4 %), der auch auf 
urlaubsbedingte Produktionsausfälle zwischen den Jahren 
zurückzuführen sein dürfte, wurde damit überkompensiert. 
Einen kräftigen Zuwachs gab es bei den Investitionsgütern 
(+6,1 %), aber auch die Erzeugung von Konsum- und Vor-
leistungsgütern wurde ausgeweitet. Auch wenn sich noch 
kein robustes Bild einer beschleunigten Industriekonjunk-
tur ergibt, sendet das Produktionsergebnis im Januar nach 
drei schwachen Quartalen ein sehr positives Signal.

Auch die Umsätze in der Industrie zogen im Januar spürbar 
an (+3,7 %). Dabei zeigt sich, dass vor allem das Auslands-
geschäft für die volatilen Ergebnisse im Dezember (-4,4 %) 
und Januar (+5,3 %) verantwortlich war. Die Inlandsumsätze 
nahmen im Januar um 1,8 % zu. Im Bereich der Investitions-
güter wurden sie recht deutlich um 5,1 % ausgeweitet.  
Insbesondere das Geschäft mit Datenverarbeitungsgeräten 
sowie elektronischen und optischen Erzeugnissen zog in 
den letzten Monaten kräftig an.

Die Auftragseingänge haben sich Ende letzten Jahres sehr 
dynamisch entwickelt. Mit einem Quartalszuwachs von 
4,0 % nahmen die Bestellungen so stark zu wie zuletzt vor 
über sechs Jahren, als sich die Wirtschaft von der globalen 
Finanzkrise erholt hatte. Dies spricht für eine kurzfristige 
Belebung der Industrieproduktion, auch wenn die Auf-
tragseingänge im Januar einen Dämpfer erfahren haben.  
Zu Jahresbeginn ging das Bestellvolumen um 7,4 % zurück. 
Insgesamt erschweren die zuletzt ausgeprägten Schwan-
kungen der Auftragseingänge das Erkennen von trend-
haften Entwicklungen, aber die Dreimonatsvergleiche  
sprechen für eine leichte Aufwärtsbewegung.

Industrie

Veränderung gegen Vorzeitraum in % 
(Volumen, saisonbereinigt)

Q3 Q4 Nov. Dez. Jan.

Produktion

Insgesamt 0,1 0,0 0,4 -2,7 3,7

Vorleistungsgüter 0,0 0,7 0,9 -1,1 1,7

Investitionsgüter 0,3 -0,4 0,0 -4,3 6,1

Konsumgüter -0,1 -0,5 0,6 -2,5 2,3

Umsätze

Insgesamt -0,2 0,4 0,8 -2,8 3,7

Inland -0,7 0,7 0,8 -1,1 1,8

Ausland 0,3 0,1 0,9 -4,4 5,3

Auftragseingänge

Insgesamt 0,7 4,0 -3,6 5,2 -7,4

Inland -1,9 5,8 -3,0 7,4 -10,5

Ausland 2,6 2,8 -4,1 3,7 -4,9

Vorleistungsgüter 0,4 2,8 0,6 0,3 -4,0

Investitionsgüter 1,2 4,9 -6,8 9,4 -9,9

Konsumgüter -2,2 3,4 2,2 -1,9 -2,0

Quellen: StBA, BBk
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Die Stimmung in den Industrieunternehmen ist Umfragen 
zufolge überdurchschnittlich gut. Das ifo Geschäftsklima 
legte im Februar noch einmal leicht zu. Allerdings spiegelt 
sich darin vor allem die sehr positive Bewertung der aktu-
ellen Lage wider, während die Geschäftserwartungen seit 
letzten Oktober tendenziell abgenommen haben. Der  
Markit/BME Einkaufsmanager-Index ist im Februar eben-
falls gestiegen und unterstreicht das insgesamt gute Stim-
mungsbild.

Die Bauproduktion ging im Januar um 1,3 % und damit den 
zweiten Monat in Folge zurück. Vor allem der Tiefbau fiel 
im Januar schwach aus (-9,2 %). Die recht solide Dynamik 
der letzten beiden Quartale wurde unterbrochen. Witte-
rungsbedingte Bauausfälle dürften dabei allerdings keine 
Rolle gespielt haben. In beiden Monaten gaben in Umfra-
gen des ifo Instituts unterdurchschnittlich viele Unterneh-
men an, durch witterungsbedingte Umstände beeinträch-
tigt worden zu sein.

Die Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe bewegen sich 
weiterhin auf sehr hohem Niveau. Im Dezember gab es 
zwar lediglich ein kleines Plus von 0,5 %, aber im gesamten 
vierten Quartal 2016 stieg das Volumen der Neuaufträge 
um 8,8 % an. Im Tiefbau gab es im Schlussquartal einen 
Auftragszuwachs von 14,6 %. Die Nachfrageimpulse kamen 

2014 2015 2016 2017

 Geschäftsklima

 Geschäftslage

 Geschäftserwartungen

-10

0

10

-5

5

15

25

20

30

ifo Geschäftsklima für das Verarbeitende Gewerbe  
(saisonbereinigt, Salden)

Quelle: ifo Institut 

Baugewerbe

Veränderung gegen Vorzeitraum in %
(Volumen, saisonbereinigt) 

Produktion

Q3 Q4 Nov. Dez. Jan.

Insgesamt 0,6 1,2 2,1 -2,7 -1,3

Bauhauptgewerbe 2,0 3,1 3,7 -2,4 -5,6

Ausbaugewerbe -0,9 -1,0 0,0 -2,9 3,7

Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe

Q3 Q4 Okt. Nov. Dez.

Insgesamt -5,2 8,8 9,0 -1,0 0,5

Hochbau -5,8 4,2 3,6 -0,1 1,3

Wohnungsbau* -0,8 2,1 -8,8 11,6 -16,1

Gewerblicher* -10,7 4,8 16,8 -11,5 24,0

Öffentlicher* -1,8 9,5 5,9 4,4 -10,9

Tiefbau -4,7 14,6 15,3 -1,9 -0,5

Straßenbau* -0,6 10,9 5,5 12,2 -8,9

Gewerblicher* -8,9 19,7 19,8 0,2 -2,5

Öffentlicher* -4,7 13,5 23,4 -20,5 16,3

Öffentlicher Bau insg. -2,2 11,5 11,8 -1,7 -1,5

Quellen: StBA, BBk  * Angaben in jeweiligen Preisen

 Monate

 gleitender 3-Monatsdurchschnitt

 

2013 2014 2015 2016
100

105 

110 

115 

120 

125 

130

135

Auftragseingang im Bauhauptgewerbe  
(Volumenindex 2010 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: StBA, BBk

50



MONATSBERICHT 04-2017

dabei sowohl von gewerblichen Auftraggebern als auch von 
der öffentlichen Hand. Der Auftragsbestand im Bauhaupt-
gewerbe befindet sich auf sehr hohem Niveau.

Dementsprechend gut ist auch die Stimmung in der Bau-
branche. Der ifo Geschäftsklimaindex lag auch im Februar 
deutlich über seinem langjährigen Durchschnitt. Allerdings 
sind die Stimmungswerte im Januar und Februar weniger 
positiv als zuvor. Das Gesamtbild der vorausschauenden 
Indikatoren spricht aber für eine Fortsetzung der guten 
Baukonjunktur.

3. Privater Konsum

Der private Konsum stützt in erheblichem Maße die  
Binnenkonjunktur.

Der private Konsum hat sich im vergangenen Jahr dyna-
misch entwickelt. Er erbrachte mit 1,1 Prozentpunkten 
einen wichtigen Beitrag zum Wachstum des Bruttoinlands-
produkts. Die gute Arbeitsmarkt- und Einkommensent-
wicklung sowie ein Anstieg der Verbraucherpreise in der 
Nähe der Zielmarke der EZB sollten für eine Fortführung 
der positiven Konsumentwicklung sorgen.

Allerdings haben sich die Einzelhandelsumsätze (ohne Kfz) 
am aktuellen Rand eher seitwärts entwickelt. Nach einem 
Anstieg im Dezember fielen sie im Januar wieder (-1,0 %).

Der Handel mit Kraftfahrzeugen, der allerdings auch 
gewerbliche Käufe einschließt, hatte sich in der zweiten 
Jahreshälfte 2016 nach einer vorübergehenden Seitwärts-
bewegung wieder beschleunigt. Im Jahresschlussquartal 
nahmen die Umsätze um 0,8 % zu. Die Wachstumsdynamik 
der letzten zwei Jahre setzte sich somit fort.

Das Geschäftsklima im Einzelhandel hat sich nach der Auf-
hellung im zweiten Halbjahr 2016 wieder etwas eingetrübt. 
Dies geht auf die schlechter beurteilte aktuelle Geschäfts-
situation zurück, während die Aussichten im Februar wie-
der besser eingeschätzt wurden. Insgesamt befindet sich 
der Indikator auf einem Niveau leicht über dem Durch-
schnittswert der letzten fünf Jahre. Auf der Verbraucher-
seite herrscht Optimismus. Das GfK-Konsumklima bewegt 
sich auf hohem Niveau, auch wenn es im Februar leicht 
nachgab. Ungeachtet des etwas stärkeren Preisauftriebs 
bleiben die Perspektiven für den Privaten Konsum von 
daher weiterhin günstig.

 Monate
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4. Außenwirtschaft

Die Exporte haben sich zu Jahresbeginn erholt.

Die Importpreise nehmen spürbar zu.

Im Januar 2017 wurden aus Deutschland Waren und 
Dienstleistungen in jeweiligen Preisen im Wert von 117,4 
Mrd. Euro ausgeführt. Saisonbereinigt waren dies 3,5 % 
mehr als im Vormonat. Damit wurde der starke Rückgang 
des Dezembers (-4,3 %) zu einem Großteil kompensiert.

Die nominalen Einfuhren von Waren und Dienstleistungen 
haben im Januar saisonbereinigt um 2,1 % zugenommen. 
Angesichts steigender Preise für Energiegüter haben die 
Import- und Exportpreise im Januar weiter angezogen.  
In preisbereinigter Rechnung dürfte die Steigerung der  
Im- und Exporte daher wesentlich schwächer gewesen sein.

Der saisonbereinigte Saldo beim Handel mit Waren und 
Dienstleistungen lag im Januar bei 17,9 Mrd. Euro und 
damit nur geringfügig über dem Vorjahresstand. Der Leis-
tungsbilanzsaldo beziffert sich nach Berechnungen der 
Deutschen Bundesbank für Januar auf saisonbereinigt  
17,9 Mrd. Euro. In der Tendenz geht der Leistungsbilanz-
überschuss bei saisonbereinigter Rechnung weiter zurück.

Die monatlichen Ergebnisse zum Außenhandel waren  
in den vergangenen Monaten sehr volatil. Im weniger 
schwankungsanfälligen Dreimonatsvergleich ergibt sich 
ein moderater Anstieg der nominalen Exporte um 1,5 %. 
Preisbereinigt dürften sie nur um etwa einen halben  
Prozentpunkt zugenommen haben.

Die nationalen Konjunkturindikatoren für den Außenhan-
del deuten zusammen mit der Einschätzung der Welt-
konjunktur auf eine weiterhin moderate Expansion der 
Exporte hin. Zwar waren die Bestellungen für das Verarbei-
tende Gewerbe aus dem Ausland im Januar deutlich rück-
läufig, doch die ifo Exporterwartungen im Verarbeitenden 
Gewerbe haben sich weiter verbessert. Die Risiken für die 
globale Wirtschaft bleiben allerdings beachtlich. Die Aus-
trittsverhandlungen mit dem Vereinigten Königreich nach 
der Brexit-Entscheidung stellen eine Herausforderung für 
die Europäische Union dar und die Ausrichtung der Politik 
in den Vereinigten Staaten scheint nach wie vor noch nicht 
festgelegt.

Ausfuhr, Monate

Ausfuhr, gleitender 3-Monatsdurchschnitt

Einfuhr, Monate

Einfuhr, gleitender 3-Monatsdurchschnitt
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Außenhandel*

Q3 Q4 Nov. Dez. Jan.

Warenhandel und Dienstleistungen (Zahlungsbilanzstatistik)  
Veränderung gegen Vorperiode in % (saisonbereinigt)

Ausfuhr -0,1 1,7 3,2 -4,3 3,5

Einfuhr 1,3 3,7 3,2 -0,5 2,1

Außenhandel mit Waren nach Ländern (Außenhandelsstatistik)   
Veränderung gegen Vorjahr in % (Ursprungswerte)

Ausfuhr -0,6 2,2 5,1 6,4 11,8

Eurozone 1,1 2,3 5,2 6,7 8,4

EU Nicht-Eurozone 0,9 -0,1 2,9 2,9 7,3

Drittländer -2,7 3,3 6,3 7,8 17,7

Einfuhr -1,2 3,0 4,4 7,5 11,7

Eurozone -1,2 2,2 2,8 7,1 9,3

EU Nicht-Eurozone 1,8 5,3 8,6 8,8 15,6

Drittländer -2,9 2,6 3,8 7,1 12,3

Quellen: StBA, BBk * Angaben in jeweiligen Preisen
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5. Arbeitsmarkt

Der deutliche Beschäftigungsanstieg setzt sich fort.

Die Arbeitslosigkeit ist im Februar saisonbereinigt weiter 
zurückgegangen. Sie wird dabei durch arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen unterstützt.

Die positiven Entwicklungen am Arbeitsmarkt halten an. 
Die Erwerbstätigkeit und die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung steigen sehr kräftig. Die Frühindikatoren 
deuten weiterhin auf eine hohe Nachfrage nach Arbeits-
kräften hin. Jedoch dauert es inzwischen länger, offene 
Stellen mit passenden Bewerbern zu besetzen. Die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen ist im Februar 2017 weiter leicht 
rückläufig. Auch die Unterbeschäftigung sank im Februar 
2017 saisonbereinigt leicht; sie ist aber etwas höher als im 
Vorjahr, da die gestiegenen arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen für Flüchtlinge einbezogen sind.

Die Frühindikatoren signalisieren im Februar weiter gute 
Aussichten für den Arbeitsmarkt. Nahezu unverändert 
blieb das ifo Beschäftigungsbarometer (110,6 Punkte). Die 
Einstellungsbereitschaft in der Industrie, im Bauhauptge-
werbe und im Handel steigt weiter, während sich die Dyna-
mik in Dienstleistungsbranchen etwas abgeflacht hat. Das 
Arbeitsmarktbarometer des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) hat sich bei den Erwartungen an die 
Entwicklung der Beschäftigung sowie der Arbeitslosigkeit 
verbessert. Der Teilindikator zur Prognose der Arbeitslosig-
keit liegt auf dem besten Stand seit Juni 2011. Der Stellen-
index der Bundesagentur für Arbeit (BA-X) – ein Indikator 
für die Nachfrage nach Arbeitskräften – blieb unverändert 
auf einem Höchstwert.

Die Erwerbstätigkeit hat seit letztem Juni deutlich kräftiger 
zugenommen als bisher gemeldet wurde. Im Jahresdurch-
schnitt 2016 stieg sie nunmehr auf 43,6 Mio. Personen 
(+1,2 % zum Vorjahr). Die positive Entwicklung setzte sich 
Anfang 2017 fort. Im Januar erhöhte sich die Zahl der 
Erwerbstätigen im Inland gegenüber dem Vormonat um 
59.000 Personen (saisonbereinigt). Nach den Ursprungszah-
len liegt sie bei 43,59 Mio. Erwerbstätigen. Dies entspricht 
einem Zuwachs von 609.000 Personen gegenüber dem  
Vorjahr.

  ifo Beschäftigungsbarometer (Index 2005 = 100, linke Skala) 
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Der Anstieg der Erwerbstätigkeit basiert auf der Zunahme 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Dies  
wird nach der Datenrevision der Bundesagentur für Arbeit 
Anfang März wieder sichtbarer. Im Dezember (+82.000)  
fiel der Zuwachs annähernd so hoch aus wie in den beiden 
Vormonaten. Da die Frühindikatoren positive Signale  
senden, dürfte die Beschäftigung tendenziell weiter zuneh-
men. Nach den Ursprungszahlen lag die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung im Dezember bei 31,88 Mio. 
Personen. Gegenüber dem Vorjahr bedeutet das einen 
Zuwachs von 735.000 Personen bzw. 2,4 %.

Die registrierte Arbeitslosigkeit sank im Februar saisonbe-
reinigt um 14.000 Personen. Die Entwicklung der Arbeits-
losigkeit war weiterhin vom Anstieg entlastender arbeits-
markpolitischer Maßnahmen begünstigt. Herausragend 
sind dabei Instrumente zur Aktivierung und beruflichen 
Eingliederung sowie durch Dritte geförderte Maßnahmen. 
Nach Ursprungszahlen sank die Arbeitslosigkeit etwas stär-
ker als im langjährigen Mittel auf 2,76 Mio. Personen. Der 
Vorjahresstand wurde um 149.000 Personen unterschritten. 
Die Arbeitslosigkeit deutscher Staatsbürger nahm zum  
Vorjahresmonat um 212.000 (-9,4 %) ab, während sie bei 
ausländischen Staatsbürgern um 62.000 (+9,8 %) anstieg. 
Hier sind insbesondere Personen aus den acht wichtigsten 
nicht-europäischen Asylzugangsländern betroffen (+71 % 
auf 189.000 Personen). Die Arbeitslosenquote blieb stabil 
bei 6,3 %. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen sank im Februar 
binnen Jahresfrist um 10 % auf 0,942 Mio. Personen.

Die saisonbereinigte Erwerbslosenquote (ILO-Konzept) 
sank im Januar auf 3,8 %. Die Quote ist im internationalen 
Vergleich äußerst niedrig.

Erwerbstätige (Inlandskonzept/linke Skala) 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (rechte Skala)
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Arbeitsmarkt 

Arbeitslose (SGB III)

Q3 Q4 Dez. Jan. Feb.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,651 2,547 2,568 2,777 2,762

gg. Vorjahr in 1.000 -108 -108 -113 -143 -149

gg. Vorperiode in 1.000* -23 -31 -20 -25 -14

Arbeitslosenquote 6,0 5,8 5,8 6,3 6,3

Erwerbstätige (Inland)

Q3 Q4 Nov. Dez. Jan.

in Mio. 43,8 44,0 44,1 43,9 43,6

gg. Vorjahr in 1.000 509 575 578 586 609

gg. Vorperiode in 1.000* 128 193 79 64 59

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

Q3 Q4 Okt. Nov. Dez.

in Mio. 31,6 32,0 32,1 32,1 31,9

gg. Vorjahr in 1.000 285 372 690 717 735

gg. Vorperiode in 1.000* 151 269 73 95 82

Quellen: BA, StBA, BBk * kalender- und saisonbereinigte Angaben 
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Die saisonbereinigte Erwerbslosenquote (ILO-Konzept) 
sank im Januar auf 3,8 %. Die Quote ist im internationalen 
Vergleich äußerst niedrig.

Die Unterbeschäftigung, die auch Personen in entlastenden 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und in kurzfristiger 
Arbeitsunfähigkeit umfasst, belief sich im Februar auf 3,76 
Mio. Personen (Ursprungszahl, ohne Kurzarbeit). Im Ver-
gleich zum Vorjahr stieg sie um 50.000 Personen an, saison-
bereinigt sank sie um 8.000 Personen gegenüber dem Vor-
monat.

6. Preise

Der Aufwärtstrend der Verbraucherpreise setzt sich im  
Februar fort.

Der Rohölpreis sinkt Mitte März deutlich auf das Niveau 
vom Tag des OPEC-Kürzungsbeschlusses.

Die Preisentwicklung in Deutschland hat sich beschleunigt, 
die Kerninflationsrate ist aber weiterhin relativ stabil. Der 
Preisdruck hat sich seit dem letzten Sommer auf allen 
Wirtschaftsstufen spürbar erhöht. Dazu trug in erster Linie 
die Erholung des Rohölpreises, aber auch die Entwicklung 
der Nahrungsmittelpreise bei.

Zuletzt ist der Rohölpreis allerdings nach einer engen Seit-
wärtsbewegung in den letzten dreieinhalb Monaten wieder 
gesunken. Ursächlich hierfür waren Meldungen über die 
hohen Lagerbestände in den USA aufgrund einer wieder 
ansteigenden Schieferölproduktion sowie eine Produktions-
steigerung im wichtigen OPEC-Land Saudi-Arabien. Im 

Ergebnis notierte der Rohölpreis pro Barrel Mitte März  
mit knapp 51 US-Dollar etwa 8 % unter seinem Vormonats-
niveau. Im Vergleich zum Vorjahr lag der Ölpreis allerdings 
noch gut ein Drittel höher.

Die Einfuhrpreise stiegen von Dezember auf Januar um 
0,9 % und damit bereits den fünften Monat in Folge. Auf 
Jahressicht hat sich der Preisauftrieb in den letzten Mona-
ten auch aufgrund des schwächer notierenden Euros aller-
dings deutlich beschleunigt. Mit +6,0 % im Vergleich zum 
Vorjahr erreichten die Preise für nach Deutschland einge-
führte Waren im Januar den höchsten Anstieg seit Mai 2011. 
Am stärksten verteuerte sich importierte Energie, deren 
Preise im Januar rund 40 % über Vorjahresniveau lagen. 
Bleibt die Energie bei der Betrachtung außen vor, stiegen 
die Preise importierter Güter merklich schwächer (+2,5 %).

Im Auslandsabsatz konnten die deutschen Exporteure ihre 
Preise im Januar im Vergleich zum Vormonat um 0,6 % 
erhöhen. Binnen Jahresfrist legten die Ausfuhrpreise mit 
einer Rate von +1,8 % so kräftig zu wie zuletzt im April 
2012. Der Aufwärtstrend wurde vor allem von den Kompo-
nenten Energie (+30,0 %) und Vorleistungsgüter getragen. 
Die Exportpreise für Investitionsgüter und Konsumgüter 
stiegen dagegen schwächer. Die Preisrelation im Außen-
handel (Terms of Trade) verschlechterte sich weiter (-4,0 %), 
nachdem im Vormonat erstmals seit September 2012 wie-
der negative Terms of Trade zu verzeichnen waren. Die  
Verschlechterung ist in erster Linie dem Rohölpreisanstieg 
geschuldet.
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Im Inland stiegen die Erzeugerpreise im Januar mit +0,7 % 
im Vergleich zum Vormonat nochmals deutlicher als im 
Dezember. Etwas stärker verteuerte sich Energie, aber auch 
die Preise für Vorleistungsgüter erhöhten sich. Auf Jahres-
sicht stiegen die Preise für gewerbliche Produkte so stark 
wie seit knapp fünf Jahren nicht mehr. Sie wurden um 
2,4 % angehoben, nachdem sie von Juni 2013 bis Oktober 
2016 anhaltend rückläufig waren.

Die Verbraucherpreise erhöhten sich von Januar auf Februar 
spürbar um 0,6 %. Preiserhöhungen gab es vor allem bei 
Nahrungsmitteln wegen Missernten in südeuropäischen 
Ländern sowie ferienbedingt auch bei Pauschalreisen. Die 
Energiepreise stiegen um 0,3 %. Die Inflationsrate – der 
Anstieg der Verbraucherpreise auf Jahresfrist – erhöhte sich 
im Februar um 0,3 Prozentpunkte auf 2,2 %, den höchsten 
Stand seit 4 ½ Jahren. Damit stieg die Inflationsrate erst-
mals wieder über die Zwei-Prozent-Marke und damit über 
den Zielwert der EZB für die Preisstabilität im Euroraum 
insgesamt. Energie (+7,2 %) und Nahrungsmittel (+4,4 %) 
verteuerten sich mit wachsender Rate. Deutlich billiger 
wurden hingegen mit der Umsetzung des Pflegestärke-
gesetzes II die Preise für Dienstleistungen sozialer Einrich-
tungen (-6,1 %). Die Kerninflationsrate ohne Nahrungsmittel 
und Energie erhöhte sich um 0,1 Prozentpunkte auf 1,3 %.

7. Monetäre Entwicklung

Die EZB setzt ihren geldpolitischen Expansionskurs fort. 
Der Umfang der Anleihekäufe wird ab April reduziert.

Die FED hat ihre Leitzinsen Mitte März angehoben.

Die Europäische Zentralbank (EZB) bleibt weiter bei ihrem 
expansiven Kurs der Geldpolitik. Seit Mitte März 2016 liegt 
der Hauptrefinanzierungssatz unverändert bei 0,0 %. Für 
die Einlagefazilität fällt seitdem ein Negativzins in Höhe 
von -0,4 % an. Laut EZB wird das niedrige Zinsniveau deut-
lich über den geplanten Zeitraum der Anleihekäufe hinaus 
bestehen bleiben.

Der besicherte Interbankenzins liegt derzeit bei -0,4 %, der 
unbesicherte bei -0,3 %. Die geldpolitischen Sondermaß-
nahmen der EZB im Rahmen des Erweiterten Programms 
zum Ankauf von Vermögenswerten (EAPP) stellen zusätz-
liche Liquidität bereit. Das Programm soll bis mindestens 
Ende 2017 laufen. Das Ankaufvolumen wird im nächsten 
Monat planmäßig von 80 Mrd. Euro auf 60 Mrd. Euro  
reduziert.

 Verbraucherpreise (linke Skala) 
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Verbraucherpreisindex

Veränderungen in % gg. Vormonat gg. Vorjahres-
monat

Jan. Feb. Jan. Feb.

Insgesamt -0,6 0,6 1,9 2,2

Insgesamt ohne Energie und 
Nahrungsmittel (Kerninflation) -1,0 0,5 1,2 1,3

 Nahrungsmittel 0,7 1,9 3,2 4,4

 Gesundheitspflege 0,6 0,3 1,7 1,8

   ambulante Gesundheits-
dienstleistungen 0,0 0,2 0,5 0,7

  Pauschalreisen -19,6 9,4 1,4 1,8

 Energie 0,9 0,3 5,9 7,2

  Strom 1,0 0,2 1,4 1,6

  Gas -2,0 -0,1 -3,3 -3,2

 Kraftstoffe 2,2 0,2 12,8 15,6

 Dienstleistungen -1,1 0,6 1,2 1,3

Insgesamt (saisonbereinigt) 0,2 0,2 - -

Quellen: StBA, BBk

56



MONATSBERICHT 04-2017

Die Verbraucherpreise erhöhten sich von Januar auf Februar 
spürbar um 0,6 %. Preiserhöhungen gab es vor allem bei 
Nahrungsmitteln wegen Missernten in südeuropäischen 
Ländern sowie ferienbedingt auch bei Pauschalreisen. Die 
Energiepreise stiegen um 0,3 %. Die Inflationsrate – der 
Anstieg der Verbraucherpreise auf Jahresfrist – erhöhte sich 
im Februar um 0,3 Prozentpunkte auf 2,2 %, den höchsten 
Stand seit 4 ½ Jahren. Damit stieg die Inflationsrate erst-
mals wieder über die Zwei-Prozent-Marke und damit über 
den Zielwert der EZB für die Preisstabilität im Euroraum 
insgesamt. Energie (+7,2 %) und Nahrungsmittel (+4,4 %) 
verteuerten sich mit wachsender Rate. Deutlich billiger 
wurden hingegen mit der Umsetzung des Pflegestärke-
gesetzes II die Preise für Dienstleistungen sozialer Einrich-
tungen (-6,1 %). Die Kerninflationsrate ohne Nahrungsmittel 
und Energie erhöhte sich um 0,1 Prozentpunkte auf 1,3 %.

7. Monetäre Entwicklung

Die EZB setzt ihren geldpolitischen Expansionskurs fort. 
Der Umfang der Anleihekäufe wird ab April reduziert.

Die FED hat ihre Leitzinsen Mitte März angehoben.

Die Europäische Zentralbank (EZB) bleibt weiter bei ihrem 
expansiven Kurs der Geldpolitik. Seit Mitte März 2016 liegt 
der Hauptrefinanzierungssatz unverändert bei 0,0 %. Für 
die Einlagefazilität fällt seitdem ein Negativzins in Höhe 
von -0,4 % an. Laut EZB wird das niedrige Zinsniveau deut-
lich über den geplanten Zeitraum der Anleihekäufe hinaus 
bestehen bleiben.

Der besicherte Interbankenzins liegt derzeit bei -0,4 %, der 
unbesicherte bei -0,3 %. Die geldpolitischen Sondermaß-
nahmen der EZB im Rahmen des Erweiterten Programms 
zum Ankauf von Vermögenswerten (EAPP) stellen zusätz-
liche Liquidität bereit. Das Programm soll bis mindestens 
Ende 2017 laufen. Das Ankaufvolumen wird im nächsten 
Monat planmäßig von 80 Mrd. Euro auf 60 Mrd. Euro  
reduziert.

Die Bilanz der EZB hat sich durch die Ankaufprogramme 
seit Dezember 2014 von 2,0 auf derzeit 3,8 Bio. Euro nahezu 
verdoppelt. Das Ankaufprogramm der EZB lässt die tages-
durchschnittliche Überschussliquidität weiter ansteigen. Im 
Mai lag die Überschussliquidität noch bei 817 Mrd. Euro, im 
Februar waren es bereits 1.315 Mrd. Euro.

Im Gegensatz dazu setzt sich die Zinswende in den Verei-
nigten Staaten fort. Aufgrund der guten Arbeitsmarkter-
gebnisse hat die amerikanische Notenbank den Leitzins im 
März erneut (letztes Mal im Dezember 2016) um 0,25 Pro-
zentpunkte angehoben. Er bewegt sich nun in einer Band-
breite von 0,75 bis 1,00 %. Die Zinsen für zehnjährige ame-
rikanische Staatsanleihen liegen bei etwa 2,5 %.

Die steigenden Zinsen stützen auch den Wert des US-Dollars. 
Derzeit sind 1,07 Dollar für einen Euro fällig. Auch der Wert 
des Pfundes hat nach der deutlichen Abwertung nach dem 
Brexit-Votum wieder etwas zugenommen. Aktuell notiert 
der Euro bei 0,87 Pfund. Der reale effektive Wechselkurs 
Deutschlands (Konsumentenpreise) gegenüber 56 Handels-
partnern wertete im Februar um 0,69 Prozent ab.

Bundesanleihen mit zehnjähriger Laufzeit werfen momen-
tan eine positive Rendite von 0,41 % ab, 0,08 Prozentpunkte 
mehr als vor einem Monat. Im Euroraum herrschen weiter-
hin unterschiedliche Zinsniveaus, die sich im Vergleich 
zum Vormonat nur marginal verändert haben. Für franzö-
sische Staatsanleihen liegt der Zins nur bei 1,03 %. Die  
Rendite zehnjähriger portugiesischer Anleihen hingegen 
beläuft sich auf 4,00 %, die spanischer Anleihen auf 1,80 %. 
Die Verzinsung italienischer Staatsanleihen stieg im letzten 
Monat auf 2,44 % an. Auch die Zinsen für Unternehmens-
anleihen sind gestiegen. Aktuell liegen die Unternehmens-
anleihen mit bester Bonität bei 0,40 %.

 EURIBOR, 3 Monate   
EZB Hauptrefinanzierungssatz 

 Risikoprämie, Differenz aus 3-Monats-EURIBOR und 3-Monats-STOXX GC Pooling
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Bis November 2015 war die Kreditvergabe an nichtfinan-
zielle Kapitalgesellschaften in Deutschland im Vorjahres-
vergleich rückläufig. Seit Dezember 2015 haben die Bestände 
wieder zugenommen. Im Januar 2016 lagen die Buchkredite 
2,5 % höher als im Vorjahr.

Die moderate Steigerung der Buchkredite entspricht den 
Ergebnissen des Bank Lending Surveys der EZB von Januar 
2017, die den Banken in Deutschland eine steigende  
Kreditnachfrage der Unternehmen attestieren sowie eine 
weitgehende Beibehaltung der Kreditstandards.

Die Kreditvergabe an private Haushalte war dynamischer 
und lag im Januar um 3,0 % über Vorjahreswert. Der am 
stärksten wachsende Bestandteil der Kredite waren die 
Wohnungsbaukredite (+3,7 %), die durch die gegenwärtigen 
Finanzierungsbedingungen begünstigt werden.

Auch die Kreditvergabe im Euroraum erholt sich weiter.  
Im Januar war das Kreditvolumen für nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften 2,3 % höher als im Vorjahr. Das  
Kreditvolumen für private Haushalte stieg um 2,2 %.

Der Zinsabstand für Unternehmenskredite innerhalb des 
Euroraums nahm im Januar geringfügig zu. Nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften in Portugal, Spanien, Italien und 
Griechenland mussten durchschnittlich 1,3 Prozentpunkte 
höhere Kreditzinsen als deutsche Unternehmen zahlen. 
Anfang 2013 lag diese Differenz noch bei 2,4 Prozentpunkten.

Die Geldmenge M3 des Euroraums wächst weiter. Im Ver-
gleich zum Vorjahr nahm sie im Januar 2017 um 4,9 % zu. 
Wie schon in vorangegangenen Monaten war der Anstieg 
vor allem auf die Ausweitung der enger gefassten Geld-
menge M1 zurückzuführen, die auf Jahresfrist angesichts 
des erweiterten Anleihekaufprogramms der EZB um 8,4 % 
gestiegen ist. Die monetäre Dynamik blieb aber niedriger 
als zu Vorkrisenzeiten. Zwischen 2000 und 2007 hatte das 
durchschnittliche Jahreswachstum der Geldmenge M3 über 
7 % betragen.
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III.  
Übersichten und Grafiken

59



MONATSBERICHT 04-2017

1. Gesamtwirtschaft
1.1 Bruttoinlandsprodukt und Verwendung1 *

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 2

2014 2015 2016

2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Bruttoinlandsprodukt und Komponenten

Bruttoinlandsprodukt (BIP) - 0,1 + 0,3 + 0,8 + 0,2 + 0,5 + 0,2 + 0,4 + 0,7 + 0,5 + 0,1 + 0,4 

Inländische Verwendung + 0,3 - 0,5 + 1,0 + 0,3 0,0 + 0,8 + 1,0 + 0,7 - 0,1 + 0,5 + 0,9 

Private Konsumausgaben3 + 0,2 + 0,4 + 0,8 + 0,4 + 0,4 + 0,6 + 0,4 + 0,7 + 0,2 + 0,2 + 0,3 

Konsumausgaben des Staates + 0,2 + 1,1 + 0,6 + 0,3 + 0,7 + 1,1 + 1,3 + 1,3 + 0,9 + 0,2 + 0,8 

Bruttoanlageinvestitionen - 1,1 - 0,8 + 1,1 + 0,5 + 0,1 + 0,1 + 1,6 + 1,8 - 1,5 - 0,2 + 0,8 

Ausrüstungen + 1,5 - 2,5 + 2,4 - 0,1 + 1,8 + 0,4 + 1,8 + 0,9 - 2,3 - 0,5 - 0,1 

Bauten - 3,4 - 0,2 + 0,6 + 0,9 - 1,2 - 0,2 + 1,9 + 2,7 - 1,7 - 0,3 + 1,6 

Sonstige Anlagen + 0,7 + 0,4 - 0,1 + 0,8 + 0,4 + 0,6 + 0,4 + 0,9 + 0,7 + 0,6 + 0,3 

Exporte + 0,6 + 1,8 + 2,0 + 1,0 + 1,6 0,0 - 0,7 + 1,4 + 1,2 - 0,3 + 1,8 

Importe + 1,6 + 0,1 + 2,7 + 1,4 + 0,4 + 1,1 + 0,6 + 1,4 + 0,1 + 0,4 + 3,1 

Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten4

Inländische Verwendung + 0,3 - 0,5 + 0,9 + 0,3 0,0 + 0,7 + 0,9 + 0,6 - 0,1 + 0,5 + 0,8 

Private Konsumausgaben3 + 0,1 + 0,2 + 0,4 + 0,2 + 0,2 + 0,3 + 0,2 + 0,4 + 0,1 + 0,1 + 0,2 

Konsumausgaben des Staates 0,0 + 0,2 + 0,1 + 0,1 + 0,1 + 0,2 + 0,3 + 0,3 + 0,2 0,0 + 0,2 

Bruttoanlageinvestitionen - 0,2 - 0,2 + 0,2 + 0,1 0,0 0,0 + 0,3 + 0,4 - 0,3 0,0 + 0,2 

Ausrüstungen + 0,1 - 0,2 + 0,2 0,0 + 0,1 0,0 + 0,1 + 0,1 - 0,2 0,0 0,0 

Bauten - 0,4 0,0 + 0,1 + 0,1 - 0,1 0,0 + 0,2 + 0,3 - 0,2 0,0 + 0,2 

Sonstige Anlagen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Vorratsveränderung5 + 0,4 - 0,8 + 0,2 - 0,1 - 0,4 + 0,2 + 0,1 - 0,4 - 0,1 + 0,3 + 0,3 

Außenbeitrag - 0,4 + 0,8 - 0,2 - 0,1 + 0,6 - 0,5 - 0,6 + 0,1 + 0,5 - 0,3 - 0,4 

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 6

2015 2016

2011 2012 2013 2014 2015 2016 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Bruttoinlandsprodukt und Komponenten

Bruttoinlandsprodukt (BIP) + 3,7 + 0,5 + 0,5 + 1,6 + 1,7 + 1,9 + 2,1 + 1,5 + 3,2 + 1,5 + 1,2 

Inländische Verwendung + 2,9 - 0,8 + 0,9 + 1,4 + 1,6 + 2,3 + 2,5 + 2,3 + 3,1 + 2,0 + 1,6 

Private Konsumausgaben3 + 1,3 + 1,3 + 0,7 + 0,9 + 2,0 + 2,0 + 2,1 + 2,1 + 2,8 + 1,5 + 1,5 

Konsumausgaben des Staates + 0,9 + 1,1 + 1,2 + 1,2 + 2,7 + 4,0 + 3,4 + 4,6 + 4,8 + 3,7 + 3,2 

Bruttoanlageinvestitionen + 7,2 - 0,7 - 1,1 + 3,4 + 1,7 + 2,3 + 4,1 + 3,2 + 4,6 + 1,4 + 0,1 

Ausrüstungen + 6,8 - 3,2 - 2,1 + 5,5 + 3,7 + 1,1 + 6,4 + 3,9 + 4,4 - 0,5 - 2,6 

Bauten + 8,1 + 0,5 - 1,1 + 1,9 + 0,3 + 3,0 + 3,1 + 3,0 + 5,4 + 2,1 + 1,3 

Sonstige Anlagen + 5,3 + 1,1 + 0,6 + 4,0 + 1,9 + 2,6 + 2,1 + 2,4 + 2,7 + 2,7 + 2,5 

Exporte + 8,3 + 2,8 + 1,9 + 4,1 + 5,2 + 2,6 + 3,6 + 1,3 + 4,6 + 1,3 + 3,3 

Importe + 7,0 - 0,1 + 3,1 + 4,0 + 5,5 + 3,7 + 5,0 + 3,2 + 4,8 + 2,4 + 4,5 

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, BIP Kettenindex 2010 = 100; 
*   BIP Schnellmeldung des Statistischen Bundesamtes vom 14. Februar 2017; Komponenten Stand vor Schnellmeldung 

(Veröffentlichung nach Redaktionsschluss am 23. Februar 2017);
2 Kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
3 Einschließlich private Organisationen ohne Erwerbszweck;
4 Rechnerischer Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt;
5 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen;
6 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.
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1.2  Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts und wichtiger 
Verwendungskomponenten1

 Kettenindex (rechte Skala)

 Veränderung gegen Vorquartal in %, Außenbeitrag: Wachstumsbeitrag in Prozentpunkten (linke Skala)

 Veränderung gegen Vorjahr in %, gelber Balken = Jahresdurchschnitte
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Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, BIP Kettenindex 2010 = 100;
2 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.
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1.3  Bruttowertschöpfung, gesamtwirtschaftliche Kennzahlen und 
Prognosespektrum

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 1

2014 2015 2016

2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Bruttowertschöpfung nach 
Wirtschaftsbereichen2 

Bruttowertschöpfung - 0,4 + 0,4 + 0,7 + 0,3 + 0,4 + 0,2 + 0,1 + 1,0 + 0,5 + 0,1 + 0,4 

Produzierendes Gewerbe  
(ohne Baugewerbe) - 0,3 + 0,4 + 1,0 - 0,6 + 0,9 + 0,3 - 0,5 + 1,1 0,0 + 0,7 - 0,1 

Baugewerbe - 2,9 - 0,5 - 0,9 + 2,1 - 1,5 - 0,5 + 0,8 + 3,0 - 0,7 - 0,6 + 1,4 

Handel, Verkehr und Gastgewerbe - 0,4 + 0,4 + 1,3 + 0,3 + 0,2 - 0,1 + 0,3 + 1,4 + 0,6 - 0,5 + 1,3 

Finanz- und Versicherungsdienstleister - 2,2 - 0,1 + 1,1 + 0,7 + 0,6 - 0,7 - 1,3 + 3,8 - 0,9 + 0,8 + 0,4 

Unternehmensdienstleister - 0,5 + 1,4 - 0,1 + 0,9 + 0,3 + 0,9 + 0,5 + 0,1 + 1,5 - 0,3 + 0,3 

Öffentliche Dienstleister, Erziehung, 
Gesundheit 0,0 + 0,3 + 1,1 + 0,7 + 0,1 + 0,3 + 0,3 + 0,8 + 0,4 + 0,3 + 0,1 

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 9

2015 2016

 2011 2012 2013 2014 2015 2016 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Preisentwicklung

Preisindex + 1,1 + 1,5 + 2,0 + 1,8 + 2,0 + 1,4 + 2,1 + 1,7 + 1,5 + 1,3 + 1,2 

Inländische Verwendung + 2,1 + 1,6 + 1,6 + 1,4 + 0,9 + 1,0 + 1,0 + 0,8 + 0,8 + 0,9 + 1,3 

Private Konsumausgaben + 2,0 + 1,5 + 1,1 + 1,0 + 0,6 + 0,6 + 0,6 + 0,5 + 0,4 + 0,6 + 1,1 

Kennzahlen

Erwerbstätige 3 + 1,4 + 1,2 + 0,6 + 0,8 + 0,9 + 1,0 + 1,2 + 1,3 + 1,2 + 0,8 + 0,6 

Arbeitsvolumen 4 + 1,6 - 0,1 - 0,3 + 1,2 + 0,9 + 0,7 + 1,8 - 0,2 + 2,9 + 0,6 - 0,6 

Arbeitsproduktivität 5 + 2,3 - 0,7 - 0,1 + 0,8 + 0,8 + 0,9 + 0,9 + 0,2 + 2,0 + 0,7 + 0,6 

Lohnkosten je Arbeitnehmer 6 + 3,0 + 2,5 + 1,8 + 2,8 + 2,5 + 2,3 + 2,4 + 2,6 + 2,0 + 2,3 + 2,3 

Lohnstückkosten 7 + 0,7 + 3,2 + 1,9 + 2,0 + 1,6 + 1,4 + 1,5 + 2,4 0,0 + 1,6 + 1,7 

verfügbares Einkommen8 + 3,0 + 2,4 + 1,5 + 2,3 + 3,1 + 2,8 + 3,2 + 2,7 + 3,4 + 2,2 + 2,8 

Terms of Trade - 2,7 - 0,2 + 1,1 + 1,3 + 2,6 + 1,5 + 2,6 + 2,4 + 2,3 + 1,4 + 0,2 

Prognose Bruttoinlandsprodukt9 Veränderung in % gegen Vorjahr

Institution Stand 2017 2018

DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 03/2017 + 1,4 + 1,7 

HWWI Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut 03/2017 + 1,1 + 1,6 

IfW Institut für Weltwirtschaft 03/2017 + 1,7 + 2,0 

IWH Institut für Wirtschaftsforschung Halle 03/2017 + 1,3 + 1,6 

OECD Organisation for Economic Co-operation and Development 03/2017 (+ 1,8)a   (+ 1,7)a   

RWI Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 03/2017 + 1,3 + 1,8 

EU Europäische Kommission 02/2017 + 1,6 + 1,8 

Bundesregierung Jahresprojektion 01/2017 + 1,4 + 1,6 

IWF Internationaler Währungsfonds 01/2017 (+ 1,5)a (+ 1,5)a 

ifo ifo Institut für Wirtschaftsforschung 12/2016 + 1,5 + 1,7 

Institute Gemeinschaftsdiagnose (Institute) 09/2016 + 1,4 + 1,6 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Institute, internationale Organisationen.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100, kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;    2     Ohne Nettogütersteuern;
3 Inlandskonzept;    4     Geleistete Arbeitsstunden der Erwerbstätigen (IAB der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg);   5     BIP je Erwerbstätigen;
6  Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer im Inland;   7     Lohnkosten (Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer) in Relation zur Arbeits produk-

tivität (BIP bzw. Bruttowertschöpfung preisbereinigt je Erwerbstätigen);   8     Der privaten Haushalte;   9     Ursprungszahlen;
a    Kalenderbereinigte Werte.
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1.4  Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichen1
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Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100, kalender- und saisonbereinigte Werte, Verfahren Census X-12-ARIMA.
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1.5 Entwicklung wichtiger gesamtwirtschaftlicher Kennzahlen1
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Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100;     2     Reales BIP je Erwerbstätigen, Ursprungszahlen;
3 Lohnkosten zur Arbeitsproduktivität, Ursprungszahlen;     4     Ursprungszahlen;     5     Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
6 Wachstumsbeiträge, Verfahren Census X-12-ARIMA.
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1.6 Internationaler Vergleich

2014 2015 2016

2013 2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 

Bruttoinlandsprodukt 1 Veränderungen gg. Vorperiode in %

Deutschland + 0,5 + 1,6 + 1,7 + 1,9 + 0,6 - 0,1 + 0,3 + 0,8 + 0,2 + 0,5 + 0,2 + 0,4 + 0,7 + 0,5 + 0,1 + 0,4 

Eurozone (EZ 19)2 - 0,3 + 1,2 + 2,0 + 1,7 + 0,3 + 0,2 + 0,4 + 0,4 + 0,8 + 0,4 + 0,3 + 0,5 + 0,5 + 0,3 + 0,4 + 0,4 

Europäische Union (EU 28)3 + 0,2 + 1,6 + 2,2 + 1,9 + 0,4 + 0,3 + 0,5 + 0,5 + 0,8 + 0,4 + 0,4 + 0,6 + 0,4 + 0,4 + 0,4 + 0,5 

Japan + 2,0 + 0,3 + 1,2 + 1,0 + 1,1 - 1,8 - 0,2 + 0,7 + 1,3 0,0 + 0,2 - 0,2 + 0,5 + 0,5 + 0,3 + 0,3 

USA + 1,7 + 2,4 + 2,6 + 1,6 - 0,3 + 1,0 + 1,2 + 0,6 + 0,5 + 0,6 + 0,5 + 0,2 + 0,2 + 0,4 + 0,9 + 0,5 

China + 7,7 + 7,2 + 6,8 + 6,8 + 1,5 + 1,8 + 1,8 + 1,9 + 2,0 + 1,7 + 1,8 + 1,5 + 1,3 + 1,9 + 1,8 + 1,7 

Leistungsbilanzsaldo  in % des BIP4

Deutschland + 6,8 + 7,5 + 8,6 + 8,3 + 7,3 + 6,8 + 8,1 + 7,9 + 8,3 + 8,4 + 9,2 + 8,5 + 8,8 + 8,8 + 7,9 + 7,6 

Eurozone (EZ 19)2 + 2,2 + 2,4 + 3,1 + 3,4 + 2,4 + 1,9 + 2,6 + 2,8 + 3,1 + 3,0 + 3,3 + 2,8 + 3,2 + 3,6 + 3,3 + 3,5 

Europäische Union (EU 28)3 + 1,1 + 0,9 + 1,2 + 1,5 + 0,7 + 0,8 + 0,9 + 1,3 + 1,2 + 1,2 + 1,1 + 1,2 + 1,1 + 1,6 + 1,5 + 1,6 

Japan + 0,9 + 0,8 + 3,1 + 3,7 - 0,2 + 0,2 + 0,2 + 0,6 + 0,7 + 0,8 + 0,7 + 0,9 + 1,0 + 0,9 + 0,9 + 1,0 

USA - 2,2 - 2,2 - 2,5 -  - 2,2 - 2,2 - 2,2 - 2,4 - 2,6 - 2,5 - 2,7 - 2,5 - 2,9 - 2,6 - 2,4 -  

China + 1,5 + 2,6 + 3,0 + 1,9 + 0,1 + 0,6 + 0,5 + 0,5 + 0,6 + 0,5 + 0,4 + 0,5 + 0,2 + 0,4 + 0,4 + 0,2 

2016 2017

2014 2015 2016 Feb. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb. 

Arbeitslosenquoten5  in %

Deutschland  5,0  4,6  4,2  4,4  4,3  4,3  4,2  4,2  4,2  4,1  4,0  4,0  3,9  3,9  3,8 -  

Eurozone (EZ 19)2 11,6 10,9 10,0 10,3 10,2 10,2 10,1 10,1 10,0  9,9  9,9  9,8  9,7  9,6  9,6 -  

Europäische Union (EU 28)3 10,3  9,4  8,5  8,8  8,7  8,7  8,6  8,6  8,5  8,5  8,4  8,3  8,3  8,2  8,1 -  

Japan  3,6  3,4  3,1  3,2  3,2  3,2  3,2  3,1  3,0  3,1  3,0  3,0  3,1  3,1  3,0 -  

USA  6,2  5,3  4,9  4,9  5,0  5,0  4,7  4,9  4,9  4,9  4,9  4,8  4,6  4,7  4,8  4,7 

China  4,1  4,1  4,0  4,0  4,0  4,1  4,1  4,1  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0 -  -  

Verbraucherpreise Veränderungen gg. Vorjahreszeitraum in %

Deutschland + 0,8 + 0,1 + 0,4 - 0,2 + 0,1 - 0,3 0,0 + 0,2 + 0,4 + 0,3 + 0,5 + 0,7 + 0,7 + 1,7 + 1,9 + 2,2 

Eurozone (EZ 19)2 + 0,4 0,0 + 0,2 - 0,2 0,0 - 0,2 - 0,1 + 0,1 + 0,2 + 0,2 + 0,4 + 0,5 + 0,6 + 1,1 + 1,8 + 2,0 

Europäische Union (EU 28)3 + 0,6 0,0 + 0,3 - 0,1 0,0 - 0,2 - 0,1 + 0,1 + 0,2 + 0,3 + 0,4 + 0,5 + 0,6 + 1,2 + 1,7 + 1,9 

Japan + 2,8 + 0,8 - 0,1 + 0,2 0,0 - 0,3 - 0,5 - 0,4 - 0,4 - 0,5 - 0,5 + 0,1 + 0,5 + 0,3 + 0,4 -  

USA + 1,6 + 0,1 + 1,3 + 1,0 + 0,9 + 1,1 + 1,0 + 1,0 + 0,8 + 1,1 + 1,5 + 1,6 + 1,7 + 2,1 + 2,5 + 2,7 

China + 2,0 + 1,4 + 2,0 + 2,3 + 2,3 + 2,3 + 2,0 + 1,9 + 1,8 + 1,3 + 1,9 + 2,1 + 2,3 + 2,1 + 2,5 + 0,8 

Quellen: Statistisches Bundesamt, OECD, Eurostat, National Bureau of Statistics of China.      
1  Preisbereinigt, Jahresangaben auf Basis von Ursprungszahlen, Quartalsangaben auf Basis von saisonbereinigten Werten;   
2  Eurozone 19 Mitgliedstaaten (Stand 01.01.2015);          
3  Europäische Union 28 Mitgliedstaaten (Stand 01.07.2013);         
4  Jeweilige Preise, saisonbereinigte Angaben;          
5  Abgrenzung nach ILO, saisonbereinigte Angaben.
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1.7 Internationaler Vergleich – Konjunkturindikatoren

2016 2017 2016 2017

2014 2015 2016 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb. März

Welt

OECD & major six CLI1 100,3 99,8 99,6 99,5 99,6 99,8 - 99,7 99,8 99,9 100,0 - -

CPB Welt Industrieproduktion2 112,8 114,9 116,8 116,3 117,0 118,3 - 117,5 118,7 118,7 - - -

CPB Welthandel2 111,4 113,7 115,1 114,3 115,0 116,3 - 114,1 117,1 117,6 - - -

S&P GSCI Rohstoff Index 4642 2852 2225 2311 2235 2308 - 2251 2308 2417 2383 2389 -

Eurozone

Vertrauensindikator für die Industrie3 - 3,8 - 3,1 - 2,7 - 3,4 - 2,9 - 0,6 - - 0,7 - 1,1 0,0  0,8  1,3 -

Industrieproduktion4 101,4 103,5 105,0 104,5 104,9 105,8 - 105,2 106,8 105,5 106,5 - -

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  2,0  1,2  0,9  0,9  0,6  0,9 -  0,7  1,0  1,0  1,1  1,3 -

Konsumentenvertrauen5 -10,2 - 6,2 - 7,7 - 7,8 - 8,2 - 6,4 - - 8,0 - 6,2 - 5,1 - 4,8 - 6,2 -

USA

Einkaufsmanager-Index Verarbeitendes 
Gewerbe6 55,6 51,4 51,5 51,5 51,1 53,3 - 52,0 53,5 54,5 56,0 57,7 -

Industrieproduktion7 104,9 105,2 104,2 103,9 104,4 104,5 - 104,4 104,2 104,8 104,6 - -

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  2,5  2,1  1,8  1,8  1,6  2,1 -  1,8  2,2  2,5  2,4  2,4 -

Konsumentenvertrauen8 86,9 98,0 99,8 94,8 100,7 107,8 - 100,8 109,4 113,3 111,6 114,8 -

Japan

All-Industry-Activity-Index9 102,2 102,5 102,7 102,4 102,9 103,5 - 103,3 104,1 103,1 - - -

Industrieproduktion10 99,1 97,9 97,4 96,2 97,6 99,7 - 98,5 99,9 100,6 100,3 - -

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  0,5  0,3 - 0,1 - 0,2 - 0,1  0,0  0,1 - 0,1  0,0  0,0  0,1  0,1  0,1 

Konsumentenvertrauen11 39,3 41,3 41,7 41,2 42,1 42,1 - 42,3 40,9 43,1 43,2 43,1 -

China

Vertrauensindikator für die Industrie12 50,7 49,9 50,3 50,1 50,2 51,4 - 51,2 51,7 51,4 51,3 51,6 -

Industrieproduktion13 + 8,3 + 6,1 + 6,1 + 6,1 + 6,1 + 6,1 - + 6,1 + 6,2 + 6,0 - + 6,3 -

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  4,2  3,4  2,9  2,9  2,8  2,9 -  2,7  3,0  3,0  3,3  3,3 -

Konsumentenvertrauen14 107,9 108,8 107,4 104,3 108,6 111,1 - 110,2 111,5 111,5 - - -

Quellen: OECD, CPB, Standard & Poor’s, Eurostat, EU-Kommission, ISM, FED, University of Michigan, Japanese MITI, Japanese Cabinet Office, 
National Bureau of Statistics of China, China Federation of Logistics and Purchasing, Macrobond.
1  OECD Composite Leading Indicator, amplitude & seasonal adjusted;
2  Index 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt;
3  DG ECFIN Business Climate Indicator, Salden, saisonbereinigt;
4  Index 2010 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
5  DG ECFIN Consumer Confidence Indicator, Salden, saisonbereinigt;
6  Zusammengesetzter Diffusionsindex, Salden positiver und negativer Antworten, Mittelwert = 50, saisonbereinigt;
7  Index 2012 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
8  Conference Board, Index 1985 = 100, saisonbereinigt;
9  Index 2010 = 100, saisonbereinigt;
10  Index 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt;
11  Gesamtindex, saisonbereinigt;
12  Manufacturing PMI, Index, Wachstumsschwelle = 50, saisonbereinigt;
13  Jahresraten auf Basis von Ursprungszahlen;
14  Consumer Confidence Index, Wachstumsschwelle = 100.
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1.8 Internationaler Vergleich – Entwicklung der Konjunkturindikatoren

   USA-Einkaufsmanager-Index Verarbeitendes Gewerbe  
(rechte Skala) 1

  Japan-All-Industry-Activity-Index (linke Skala) 2

   Vertrauensindikator für die Industrie in der Eurozone  
(rechte Skala) 3
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Quellen: ISM, Japanese MITI, EU-Kommission, FED, Eurostat, University of Michigan.
1  Zusammengesetzter Diffusionsindex, Salden positiver und negativer Antworten, Mittelwert = 50, saisonbereinigt;
2  Index 2010 = 100, saisonbereinigt;
3  DG ECFIN Business Climate Indicator, Salden, saisonbereinigt;
4  Index 2010 = 100 (eigene Berechnung), preis-, kalender- und saisonbereinigt;
5  Index 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt;
6  Index 2010 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
7  Conference Board, Index 1985 = 100, saisonbereinigt;
8  Gesamtindex, saisonbereinigt;
9  DG ECFIN Consumer Confidence Indicator, Salden, saisonbereinigt.
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Zeitreihen nicht direkt miteinander vergleichbar.
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2. Produzierendes Gewerbe
2.1 Produktion, Umsätze, Kapazitätsauslastung
 Bundesrepublik Deutschland

2016 2016 2017

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan.
Produktion 1

Produzierendes Gewerbe Index 108,0 108,5 109,6 110,1 109,2 109,5 109,6 111,1 109,6 110,1 110,7 108,0 111,0
 gg. Vp. in % 1,5 0,5 1,0 1,7 -0,8 0,3 0,1 3,0 -1,4 0,5 0,5 -2,4 2,8

gg. Vj. in % 1,4 0,6 1,0 1,5 0,5 0,8 1,3 2,3 1,4 1,6 2,3 -0,1 0,0
Industrie 2 Index 109,9 110,3 111,7 112,2 111,5 111,6 111,6 113,5 111,8 112,3 112,8 109,7 113,8

gg. Vp. in % 2,0 0,4 1,3 2,0 -0,6 0,1 0,0 3,7 -1,5 0,4 0,4 -2,7 3,7
gg. Vj. in % 1,9 0,5 1,3 1,8 0,9 1,0 1,5 2,8 1,8 1,7 2,7 -0,3 0,6

Vorleistungsgüter Index 106,3 106,2 107,3 107,6 106,9 106,9 107,7 107,7 107,5 107,4 108,4 107,2 109,0
gg. Vp. in % 1,8 -0,1 1,0 1,4 -0,7 0,0 0,7 2,1 -0,2 -0,1 0,9 -1,1 1,7
gg. Vj. in % 1,8 -0,1 1,0 1,3 0,6 0,7 1,5 1,6 1,2 1,9 2,2 0,3 1,3

Investitionsgüter Index 116,6 117,7 119,5 120,2 119,2 119,5 119,0 122,7 119,5 120,7 120,7 115,5 122,6
gg. Vp. in % 2,4 0,9 1,5 2,3 -0,8 0,3 -0,4 5,5 -2,6 1,0 0,0 -4,3 6,1
gg. Vj. in % 2,3 0,9 1,5 2,5 1,3 1,1 1,3 4,2 2,0 1,1 3,5 -0,9 0,2

Konsumgüter Index 101,9 102,1 103,4 103,4 103,6 103,5 103,0 104,8 103,4 103,5 104,1 101,5 103,8
gg. Vp. in % 1,4 0,2 1,3 2,2 0,2 -0,1 -0,5 2,4 -1,3 0,1 0,6 -2,5 2,3
gg. Vj. in % 1,3 0,1 1,4 1,6 0,8 1,0 1,9 1,9 2,6 3,3 2,0 0,2 -0,3

Baugewerbe Index 108,5 106,1 106,9 109,3 105,3 105,9 107,2 106,0 105,4 106,7 108,9 106,0 104,6
gg. Vp. in % 2,7 -2,2 0,8 2,5 -3,7 0,6 1,2 -0,3 -0,6 1,2 2,1 -2,7 -1,3
gg. Vj. in % 2,7 -2,2 0,8 2,9 -0,3 0,8 0,6 0,3 0,9 0,8 1,7 -0,9 -5,7

Bauhauptgewerbe 3 Index 119,8 119,0 120,1 122,9 116,4 118,7 122,4 119,6 118,0 120,4 124,9 121,9 115,1
gg. Vp. in % 5,3 -0,7 0,9 1,4 -5,3 2,0 3,1 1,0 -1,3 2,0 3,7 -2,4 -5,6
gg. Vj. in % 5,3 -0,7 0,9 3,3 -1,0 1,2 1,1 2,1 0,2 0,2 2,6 0,0 -7,9

Ausbaugewerbe Index 98,2 94,3 95,0 97,0 95,2 94,3 93,4 93,7 93,9 94,3 94,3 91,6 95,0
gg. Vp. in % 0,0 -4,0 0,7 3,9 -1,9 -0,9 -1,0 -1,7 0,2 0,4 0,0 -2,9 3,7
gg. Vj. in % 0,0 -3,9 0,7 2,1 0,8 0,4 0,1 -1,9 1,8 1,6 0,6 -1,5 -3,3

Energie 4 Index 92,7 97,5 96,0 94,9 95,3 97,5 96,5 98,1 96,8 96,3 96,4 96,7 96,0
gg. Vp. in % -3,8 5,2 -1,5 -1,1 0,4 2,3 -1,0 0,6 -1,3 -0,5 0,1 0,3 -0,7

gg. Vj. in % -3,8 5,2 -1,5 -2,7 -2,4 -1,4 0,6 -0,1 -1,5 0,5 -0,4 1,7 0,1
Umsätze in der Industrie 1

Industrie insgesamt Index 108,6 110,3 111,0 111,4 110,8 110,6 111,0 112,6 111,3 111,5 112,4 109,2 113,2
gg. Vp. in % 2,6 1,6 0,6 0,9 -0,5 -0,2 0,4 4,3 -1,2 0,2 0,8 -2,8 3,7
gg. Vj. in % 2,6 1,5 0,6 1,6 0,1 0,3 0,5 2,2 1,5 0,3 2,9 -1,7 1,2

Inland Index 104,5 105,0 105,3 106,5 105,1 104,4 105,1 105,8 105,0 105,0 105,8 104,6 106,5
gg. Vp. in % 1,3 0,5 0,3 1,2 -1,3 -0,7 0,7 3,4 -0,8 0,0 0,8 -1,1 1,8

gg. Vj. in % 1,3 0,5 0,2 1,5 -0,2 -0,6 -0,1 1,0 0,6 -1,2 1,4 -0,6 -0,7
darunter: Index 111,0 113,7 114,4 116,5 114,7 112,7 113,8 115,0 114,0 114,6 113,4 113,3 119,1
Investitionsgüter gg. Vp. in % 3,2 2,4 0,6 1,4 -1,5 -1,7 1,0 5,3 -0,9 0,5 -1,0 -0,1 5,1

gg. Vj. in % 3,1 2,4 0,5 2,9 0,8 -0,5 -0,8 1,9 1,6 -3,4 0,7 0,0 0,2
Ausland Index 113,0 115,8 117,1 116,7 116,9 117,3 117,4 119,9 118,1 118,4 119,5 114,2 120,3

gg. Vp. in % 4,1 2,5 1,1 0,7 0,2 0,3 0,1 5,2 -1,5 0,3 0,9 -4,4 5,3
gg. Vj. in % 4,1 2,5 1,0 1,7 0,3 1,0 1,3 3,4 2,3 1,7 4,4 -2,6 3,1

darunter: Eurozone Index 102,0 106,4 109,9 109,1 109,3 110,8 110,5 112,5 111,9 111,1 112,7 107,8 114,6
gg. Vp. in % 5,0 4,3 3,3 1,2 0,2 1,4 -0,3 4,2 -0,5 -0,7 1,4 -4,3 6,3
gg. Vj. in % 5,0 4,3 3,3 4,6 2,9 3,3 2,6 6,5 4,0 4,6 4,6 -1,7 5,0

2014 2015 2016 2017
Kapazitäts- und Geräteauslastung 5 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj.
Verarbeitendes Gewerbe in % 83,9 84,0 83,9 84,1 84,4 84,4 84,3 84,4 85,0 84,4 84,8 85,7 86,0

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo Institut für Wirtschaftsforschung.      
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt (Verfahren Census X-12-ARIMA); Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis 
kalenderbereinigter Daten;      2      Verarbeitendes Gewerbe, soweit nicht der Energie zugeordnet zuzüglich Erzbergbau, Gewinnung von Steinen 
und Erden;      3      Tiefbau und Hochbau ohne Ausbaugewerbe;      4      Energieversorgung, Kohlenbergbau, Gewinnung von Erdöl und Erdgas, 
Mineralölverarbeitung;      5      Laut ifo Konjunkturtest; Saisonbereinigung des ifo Instituts; Verarbeitendes Gewerbe ohne Energie.
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2.2  Entwicklung der Produktion1
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 gleitender 3-Monatsdurchschnitt

 Monatswerte

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA; preisbereinigt, Index 2010 = 100;
2 Produzierendes Gewerbe (ohne Energie und Bauleistungen);
3 Für das Baugewerbe liegen keine Daten vor Januar 2010 vor.
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2.3 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.          
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt; Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis kalenderbereinigter Daten;   
2  Auftragseingänge ohne Großaufträge über 50 Mio. Euro auf Basis freiwilliger Angaben.      

2016 2016 2017

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Aug. Sep. Okt. Nov. Dez. Jan.

Auftragseingang 1

Industrie insgesamt Index 109,1 110,2 112,1 110,9 110,5 111,3 115,8 111,7 111,3 116,6 112,4 118,3 109,6

 gg. Vp. in % 2,9 1,0 1,7 0,9 -0,4 0,7 4,0 0,8 -0,4 4,8 -3,6 5,2 -7,4

gg. Vj. in % 2,8 1,0 1,7 1,2 -1,2 1,4 5,4 2,0 2,9 6,3 2,0 8,0 -0,8

Inland Index 103,4 105,3 106,3 104,9 106,0 104,0 110,0 105,1 104,3 109,6 106,3 114,2 102,2

gg. Vp. in % 1,6 1,8 0,9 -0,7 1,0 -1,9 5,8 2,3 -0,8 5,1 -3,0 7,4 -10,5

gg. Vj. in % 1,6 1,8 0,9 -1,1 1,6 -1,2 4,2 1,4 0,0 4,2 0,2 8,7 -2,1

Ausland Index 113,7 114,2 116,9 115,8 114,1 117,1 120,4 117,1 117,0 122,3 117,3 121,6 115,7

gg. Vp. in % 3,8 0,4 2,4 2,2 -1,5 2,6 2,8 -0,2 -0,1 4,5 -4,1 3,7 -4,9

gg. Vj. in % 3,7 0,4 2,3 2,9 -3,1 3,4 6,3 2,6 5,1 7,9 3,5 7,5 0,2

Eurozone Index 101,6 105,8 110,7 106,8 109,2 112,2 114,8 115,0 111,0 112,9 110,4 121,0 111,6

gg. Vp. in % 2,7 4,1 4,6 1,0 2,2 2,7 2,3 4,1 -3,5 1,7 -2,2 9,6 -7,8

gg. Vj. in % 2,6 3,8 4,7 5,8 1,6 2,6 8,8 2,3 4,7 3,7 2,4 21,7 2,8

Nicht-Eurozone Index 122,1 120,1 121,2 122,1 117,6 120,6 124,3 118,6 121,2 128,8 122,1 122,0 118,5

gg. Vp. in % 4,4 -1,6 0,9 2,9 -3,7 2,6 3,1 -2,9 2,2 6,3 -5,2 -0,1 -2,9

gg. Vj. in % 4,4 -1,6 0,8 1,3 -5,9 3,9 4,7 2,9 5,4 10,8 4,1 -0,5 -1,6

 Vorleistungsgüter Index 102,0 101,5 103,1 101,0 102,6 103,0 105,9 103,2 104,0 105,4 106,0 106,3 102,1

gg. Vp. in % 1,9 -0,5 1,6 -1,2 1,6 0,4 2,8 1,5 0,8 1,3 0,6 0,3 -4,0

gg. Vj. in % 2,0 -0,5 1,6 -0,9 1,1 2,2 3,6 2,9 3,4 4,7 2,6 3,8 1,8

 Inland Index 99,8 99,0 99,4 98,1 99,6 98,5 101,3 98,7 98,5 102,1 100,6 101,2 97,3

gg. Vp. in % 0,5 -0,8 0,4 -1,3 1,5 -1,1 2,8 0,4 -0,2 3,7 -1,5 0,6 -3,9

gg. Vj. in % 0,5 -0,7 0,3 -1,3 0,7 -0,1 2,2 0,1 -0,4 4,3 -0,4 2,7 -0,3

 Ausland Index 104,7 104,5 107,5 104,3 106,1 108,2 111,3 108,6 110,4 109,3 112,3 112,2 107,7

gg. Vp. in % 3,7 -0,2 2,9 -1,2 1,7 2,0 2,9 2,8 1,7 -1,0 2,7 -0,1 -4,0

gg. Vj. in % 3,8 -0,2 2,8 -0,6 1,6 5,0 5,4 6,2 7,8 4,9 6,2 4,9 4,2
 Investitionsgüter Index 114,3 116,4 118,6 117,6 116,1 117,5 123,2 118,1 116,7 125,2 116,7 127,7 115,0

gg. Vp. in % 3,3 1,8 1,9 2,3 -1,3 1,2 4,9 0,3 -1,2 7,3 -6,8 9,4 -9,9

gg. Vj. in % 3,3 1,7 1,9 2,2 -2,7 1,0 7,1 1,7 2,8 8,5 1,5 11,4 -1,5

 Inland Index 107,8 112,1 114,1 112,4 112,9 110,8 120,3 112,8 111,2 118,9 112,9 129,1 107,4

gg. Vp. in % 2,8 4,0 1,8 -0,1 0,4 -1,9 8,6 4,2 -1,4 6,9 -5,0 14,3 -16,8

gg. Vj. in % 2,8 4,1 1,6 -0,9 2,4 -1,5 6,8 3,5 0,8 5,1 0,9 14,7 -3,8

 Ausland Index 118,4 119,0 121,4 120,8 118,0 121,7 125,0 121,4 120,1 129,1 119,0 126,8 119,7

gg. Vp. in % 3,8 0,5 2,0 3,7 -2,3 3,1 2,7 -1,8 -1,1 7,5 -7,8 6,6 -5,6

gg. Vj. in % 3,6 0,5 2,0 4,2 -5,5 2,6 7,4 0,6 4,0 10,5 1,9 9,6 -0,3

 Konsumgüter Index 107,3 109,7 111,2 113,4 110,9 108,5 112,2 109,4 109,7 111,3 113,7 111,5 109,3
gg. Vp. in % 3,7 2,2 1,4 1,2 -2,2 -2,2 3,4 2,7 0,3 1,5 2,2 -1,9 -2,0
gg. Vj. in % 3,6 2,2 1,5 4,5 0,3 0,7 0,1 2,5 1,3 -1,0 3,3 -2,3 -7,7

 Inland Index 99,4 101,5 100,6 101,6 103,3 96,7 100,7 97,6 97,4 99,1 100,8 102,3 99,8
gg. Vp. in % 1,6 2,1 -0,9 0,0 1,7 -6,4 4,1 2,6 -0,2 1,7 1,7 1,5 -2,4

gg. Vj. in % 1,5 2,1 -0,9 0,2 1,6 -4,3 -0,8 -3,5 -3,1 -1,2 -0,7 -0,6 -2,2

 Ausland Index 114,0 116,8 120,4 123,5 117,4 118,6 121,9 119,4 120,2 121,7 124,7 119,3 117,4
gg. Vp. in % 5,2 2,5 3,1 2,0 -4,9 1,0 2,8 2,7 0,7 1,2 2,5 -4,3 -1,6
gg. Vj. in % 5,3 2,4 3,1 7,9 -0,6 4,7 0,7 7,4 4,7 -0,7 6,4 -3,5 -11,3

Industrie ohne Großaufträge 2 Index 108,4 109,9 111,7 110,8 109,8 110,9 115,4 111,1 112,2 116,5 114,4 115,3 112,0

gg. Vp. in % 3,2 1,4 1,6 0,6 -0,9 1,0 4,1 1,6 1,0 3,8 -1,8 0,8 -2,9
gg. Vj. in % 3,2 1,4 1,5 1,1 -1,2 1,9 4,8 2,6 3,6 6,0 4,0 4,3 1,3
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2.4   Entwicklung des Auftragseingangs der Industrie1

 Bundesrepublik Deutschland
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 gleitender 3-Monatsdurchschnitt
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preisbereinigt, Index 2010 = 100; saisonbereinigt, Verfahren Census X–12–ARIMA;
2 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter.
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2.5 Auftragseingang im Bauhauptgewerbe, Baugenehmigungen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo Institut für Wirtschaftsforschung, eigene Berechnungen.   
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt; Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis kalenderbereinigter Daten;  
2 Ursprungszahlen;            
3 Ursprungszahlen; Veränderungen gegenüber der Vorperiode auf Basis kalender- und saisonbereinigter Daten;
4 Saldo der positiven und negativen Antworten. 

2016 2016

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.
Auftragseingang 1

Bauhauptgewerbe Index 109,2 113,7 128,4 128,9 129,1 122,4 133,2 123,3 120,9 122,9 133,9 132,6 133,2
gg. Vp. in % -1,9 4,1 12,9 6,6 0,2 -5,2 8,8 -4,5 -1,9 1,7 9,0 -1,0 0,5
gg. Vj. in % -1,9 3,8 13,0 14,0 17,8 10,1 10,2 14,1 10,4 5,8 21,6 4,9 4,3

Hochbau Index 117,4 121,8 137,7 134,2 142,4 134,2 139,8 137,3 130,9 134,4 139,3 139,2 141,0
gg. Vp. in % -0,5 3,7 13,1 4,7 6,1 -5,8 4,2 -4,1 -4,7 2,7 3,6 -0,1 1,3
gg. Vj. in % -0,9 3,8 13,3 11,6 21,1 10,6 9,4 15,5 12,0 4,7 20,4 -0,2 8,7

Wohnungsbau Index 134,9 149,9 172,2 172,8 171,8 170,4 173,9 159,8 164,1 187,3 170,9 190,8 160,1
gg. Vp. in % 3,0 11,1 14,9 13,2 -0,6 -0,8 2,1 -10,7 2,7 14,1 -8,8 11,6 -16,1
gg. Vj. in % 2,5 11,4 14,9 17,1 20,2 8,9 13,8 3,7 14,5 9,3 20,3 21,7 0,3

Hochbau ohne Index 108,7 107,8 120,5 115,1 127,9 116,3 122,9 126,1 114,5 108,2 123,7 113,6 131,5
Wohnungsbau gg. Vp. in % -2,6 -0,8 11,8 -0,9 11,1 -9,1 5,7 0,6 -9,2 -5,5 14,3 -8,2 15,8

gg. Vj. in % -3,0 -0,8 12,1 7,8 21,7 11,8 6,5 24,7 10,4 1,1 20,5 -13,0 14,5

Tiefbau Index 101,1 105,6 119,2 123,7 115,9 110,5 126,6 109,3 110,9 111,4 128,4 126,0 125,4
gg. Vp. in % -3,3 4,5 12,9 9,0 -6,3 -4,7 14,6 -5,0 1,5 0,5 15,3 -1,9 -0,5
gg. Vj. in % -3,0 3,7 12,8 16,6 14,1 9,5 11,1 12,8 8,6 7,2 23,0 11,9 -1,1

Straßenbau Index 98,8 100,9 120,1 127,6 114,0 113,3 125,6 115,5 110,8 113,6 119,9 134,5 122,5
gg. Vp. in % -4,4 2,1 19,0 28,2 -10,7 -0,6 10,9 0,2 -4,1 2,5 5,5 12,2 -8,9
gg. Vj. in % -3,5 1,4 17,5 22,6 14,8 10,3 27,0 20,9 2,6 7,4 26,9 47,3 9,1

Tiefbau ohne Straßenbau Index 102,5 108,4 118,6 121,3 117,0 108,8 127,2 105,5 111,0 110,0 133,6 120,9 127,2
gg. Vp. in % -2,7 5,8 9,4 -0,7 -3,5 -7,0 16,9 -8,2 5,2 -0,9 21,5 -9,5 5,2
gg. Vj. in % -2,7 5,0 10,1 13,6 13,7 9,1 4,4 7,2 13,1 7,1 20,9 -1,4 -5,0

gewerbliche Auftraggeber Index 112,9 112,7 123,9 119,3 130,2 117,1 129,2 124,4 116,6 110,2 130,0 121,3 136,4
(Hoch- und Tiefbau ohne gg. Vp. in % -1,1 -0,2 9,9 -1,3 9,1 -10,1 10,3 -2,7 -6,3 -5,5 18,0 -6,7 12,4
Wohnungsbau) gg. Vj. in % -1,4 -0,3 10,4 6,8 18,2 8,6 7,3 17,9 9,2 -0,5 18,3 -13,0 20,6

öffentliche Auftraggeber Index 95,3 100,1 115,4 121,1 110,9 108,5 121,0 107,4 108,0 110,0 123,0 120,9 119,1
(Hoch- und Tiefbau ohne gg. Vp. in % -5,1 5,0 15,3 12,0 -8,4 -2,2 11,5 -2,5 0,6 1,9 11,8 -1,7 -1,5
Wohnungsbau) gg. Vj. in % -4,7 4,0 15,1 20,4 15,9 12,5 11,5 17,0 9,6 10,8 26,5 23,8 -10,4

Baugenehmigungen (Neubau) 2

Hochbau (veranschlagte Kosten) Mio. € 78378 83667 98125 22101 25466 24933 25625 7976 8345 8612 8094 8269 9262
gg. Vj. in % 2,5 6,7 17,3 23,0 24,4 11,6 12,0 5,4 13,2 16,3 4,1 21,5 11,7

Wohngebäude Mio. € 46466 51206 58976 13636 15393 14854 15093 4996 4958 4899 4839 4825 5429
gg. Vj. in % 6,4 10,2 15,2 27,4 21,5 7,4 7,8 3,8 9,8 8,9 -1,7 14,8 11,4

Nichtwohngebäude Mio. € 31913 32461 39149 8465 10073 10080 10532 2980 3387 3713 3255 3444 3833
gg. Vj. in % -2,7 1,7 20,6 16,5 29,1 18,3 18,7 8,2 18,6 27,6 14,0 32,3 12,2

gewerbliche Auftraggeber Mio. € 24145 24355 29235 6321 7558 7368 7988 2086 2572 2710 2499 2679 2810
gg. Vj. in % 2,2 0,9 20,0 24,3 25,0 13,3 18,9 -3,6 24,2 19,4 16,2 31,9 10,9

öffentliche Auftraggeber Mio. € 7768 8106 9915 2144 2515 2712 2544 894 815 1003 757 765 1022
gg. Vj. in % -15,4 4,3 22,3 -1,6 43,3 34,6 17,9 51,6 3,8 56,6 7,5 34,0 15,9

Wohngebäude (Rauminhalt) 3 Mio. m 3 141 150 168 39,7 44,3 41,8 42,7 13,9 14,0 13,8 13,6 13,6 15,4
gg. Vj. in % 2,8 6,7 12,2 24,6 17,7 3,0 6,4 -2,8 5,9 6,5 4,0 8,3 6,9

gg. Vp. in % 3,1 6,0 12,4 8,6 -5,9 -3,9 9,1 -6,7 0,7 5,0 2,6 4,1 -0,1

2016 2016 2017
2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.

ifo Konjunkturtest 4

Kapazitäts- und Geräteauslastung Salden 74,3 74,0 76,2 64,6 77,2 81,9 81,1 82,2 82,1 81,3 79,8 69,7 60,1

witterungsbedingte 
Baubehinderungen Salden 8,6 13,8 15,0 35,0 14,0 5,0 6,0 3,0 2,0 4,0 12,0 29,0 62,0
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2.6  Entwicklung des Auftragseingangs im Bauhauptgewerbe
 Bundesrepublik Deutschland
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preis- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA, Index 2010 = 100;
2 Hoch- und Tiefbau einschließlich vorbereitende Baustellenarbeiten;
3 Kubikmeter umbauter Raum; Ursprungszahlen.
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2.7 ifo Konjunkturtest, ZEW-Geschäftserwartungen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: ifo Institut für Wirtschaftsforschung, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung, eigene Berechnungen.  
1 Saldo der positiven und negativen Antworten; Saisonbereinigung des ifo Instituts;     
2 Saldo der positiven und negativen Antworten.

2016 2017 2016 2017

2014 2015 2016 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb. März

ifo Konjunkturtest 1

Gewerbliche Wirtschaft

Geschäftsklima Salden 9,1 9,3 9,6 8,7 9,2 14,1 - 13,9 13,7 14,8 12,6 14,7 - 

Geschäftslage Salden 13,4 15,5 17,5 17,3 17,2 20,3 - 19,0 20,0 21,8 22,3 25,1 - 

Geschäftserwartungen Salden 4,2 3,2 2,1 0,6 1,4 8,2 - 8,9 7,7 7,9 3,4 4,9 - 

Verarbeitendes Gewerbe

Geschäftsklima Salden 12,9 11,5 10,1 8,8 9,9 15,7 - 16,8 14,8 15,4 13,9 16,5 - 

Geschäftslage Salden 18,9 19,0 18,7 18,1 18,5 21,9 - 21,7 21,5 22,4 23,9 28,8 - 

Geschäftserwartungen Salden 7,1 4,2 1,8 -0,1 1,7 9,6 - 11,9 8,2 8,7 4,3 4,8 - 

Vorleistungsgüter

Geschäftsklima Salden 13,5 12,4 11,0 8,8 11,6 17,4 - 17,9 16,6 17,6 16,7 18,8 - 

Geschäftslage Salden 20,2 18,1 19,2 18,8 18,2 23,7 - 21,5 23,6 25,9 25,0 32,5 - 

Geschäftserwartungen Salden 7,0 6,9 3,2 -0,7 5,2 11,3 - 14,3 9,9 9,6 8,7 6,0 - 

Investitionsgüter

Geschäftsklima Salden 15,1 10,6 8,8 8,9 7,2 14,8 - 15,0 14,6 14,8 14,5 15,8 - 

Geschäftslage Salden 20,5 18,6 18,3 19,1 17,7 21,5 - 23,1 21,9 19,6 24,9 28,3 - 

Geschäftserwartungen Salden 9,9 2,9 -0,3 -0,8 -2,7 8,3 - 7,3 7,4 10,1 4,5 4,0 - 

Konsumgüter

Geschäftsklima Salden 7,7 9,7 9,6 7,7 9,5 13,0 - 13,7 13,0 12,2 7,0 11,3 - 

Geschäftslage Salden 14,5 19,4 17,6 16,7 17,0 18,7 - 17,5 19,1 19,4 17,2 22,2 - 

Geschäftserwartungen Salden 1,1 0,4 2,0 -0,9 2,2 7,4 - 10,0 7,1 5,2 -2,7 0,9 - 

Bauhauptgewerbe

Geschäftsklima Salden -3,1 -2,9 5,4 3,1 6,9 11,4 - 10,2 11,0 13,1 10,8 7,6 - 

Geschäftslage Salden -3,3 -4,3 9,4 8,3 11,5 14,5 - 12,6 14,2 16,6 17,6 15,7 - 

Geschäftserwartungen Salden -2,9 -1,4 1,5 -1,9 2,5 8,5 - 7,8 7,9 9,7 4,2 -0,2 - 

Dienstleistungen

Geschäftsklima Salden 22,7 28,6 29,7 28,1 30,4 33,3 - 32,6 35,3 31,9 28,7 27,0 - 

Geschäftslage Salden 32,5 38,9 40,8 42,3 39,2 43,2 - 40,6 47,1 41,9 38,8 39,4 - 
Geschäftserwartungen Salden 13,3 18,8 19,2 14,8 21,9 23,8 - 24,8 24,2 22,3 19,1 15,2 - 

ZEW-Konjunkturerwartungen 2

konjunkturelle Lage Salden 40,0 57,0 55,2 51,8 54,2 60,6 77,0 59,5 58,8 63,5 77,3 76,4 77,3
Konjunkturerwartungen Salden 29,6 31,5 6,7 12,3 -1,9 11,3 13,3 6,2 13,8 13,8 16,6 10,4 12,8
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2.8  Entwicklung des ifo Geschäftsklimas1
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Quelle: ifo Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Saisonbereinigte Salden, Saisonbereinigungsverfahren des ifo Instituts.
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3. Privater Konsum
3.1 Konsumausgaben, Einzelhandelsumsätze, Preise, Geschäfts- und Konsumklima
 Bundesrepublik Deutschland 

2014 2015 2016

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 1

Private Konsumausgaben 1 Index 104,4 106,5 108,6 104,6 105,4 105,8 106,3 106,8 107,2 108,0 108,3 108,5 108,9 
(in konstanten Preisen) gg. Vp. in % 0,9 2,0 2,0 0,4 0,8 0,4 0,4 0,6 0,4 0,7 0,2 0,2 0,3 

gg. Vj. in % 0,9 2,0 2,0 0,6 1,4 2,1 1,7 2,2 2,1 2,1 2,8 1,5 1,5 
 Verfügbare Einkommen in Mrd. € 1710 1763 1812 429 433 435 440 443 446 447 451 453 459
 (in jeweiligen Preisen) gg. Vp. in % 2,3 3,1 2,8 0,7 1,0 0,5 1,0 0,7 0,7 0,3 0,8 0,4 1,3 

gg. Vj. in % 2,3 3,1 2,8 2,0 2,6 3,1 3,0 3,2 3,2 2,7 3,4 2,2 2,8 

2017 2017 2016 2017
2014 2015 2016 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb. März

Einzelhandelsumsätze 1

Einzelhandel Index 102,7 105,3 106,8 106,4 106,7 107,5 - 107,8 107,0 107,6 106,5 - - 
(ohne Handel mit Kfz) gg. Vp. In % 1,4 2,5 1,4 0,0 0,3 0,7 - 1,5 -0,7 0,6 -1,0 - - 

gg. Vj. in % 1,4 2,5 1,4 1,3 1,1 1,6 - 2,7 1,2 1,0 0,0 - - 
 Lebensmittel, Getränke, Index 102,5 104,9 106,3 105,7 106,9 106,5 - 106,7 106,0 106,8 104,7 - - 
 Tabakwaren gg. Vp. In % 1,2 2,3 1,3 -0,2 1,1 -0,4 - -0,1 -0,7 0,8 -2,0 - - 

gg. Vj. in % 1,4 2,3 1,2 0,7 1,1 1,3 - 2,2 0,7 0,8 -1,9 - - 
 Textilien, Bekleidung, Index 99,8 99,1 99,1 100,3 97,1 101,3 - 104,3 100,1 99,4 96,7 - - 
 Schuhe, Lederwaren gg. Vp. In % 1,0 -0,7 0,0 2,9 -3,2 4,3 - 15,2 -4,0 -0,7 -2,7 - - 

gg. Vj. in % 0,9 -0,4 -0,1 0,2 -2,1 3,5 - 6,6 4,0 0,3 -4,1 - - 
 Geräte der Informations- Index 121,8 126,7 126,6 125,9 125,2 129,7 - 129,7 127,2 132,2 145,0 - - 
 und Kommunikationstechnik gg. Vp. In % 3,7 4,0 -0,1 0,1 -0,6 3,6 - 5,4 -1,9 3,9 9,7 - - 

gg. Vj. in % 3,9 3,9 0,2 0,6 -2,7 2,6 - 3,6 -0,8 4,5 17,9 - - 
 Möbel, Raumausstattung, Index 98,9 100,8 101,4 101,3 101,2 101,5 - 101,3 100,1 103,2 100,5 - - 
 Haushaltsgeräte, Baubedarf gg. Vp. In % -0,8 1,9 0,6 -0,3 -0,1 0,3 - 1,3 -1,2 3,1 -2,6 - - 

gg. Vj. in % -0,7 1,9 0,6 0,5 0,8 0,0 - 0,9 -2,4 1,6 -1,5 - - 
Handel mit Kfz einschl. Index 104,6 111,4 117,6 116,2 118,2 119,1 - 118,7 120,3 118,2 - - - 
Instandhaltung und Reparatur gg. Vp. In % 2,4 6,5 5,6 -0,6 1,7 0,8 - -1,7 1,3 -1,7 - - - 

gg. Vj. in % 2,3 6,7 5,5 4,4 5,5 5,2 - 5,4 4,8 5,2 - - - 
Umsätze im Gastgewerbe 1

Insgesamt Index 101,7 102,3 102,9 103,2 103,9 101,9 - 102,3 102,5 101,0 - - - 
gg. Vp. In % 0,9 0,6 0,6 0,5 0,7 -1,9 - -3,4 0,2 -1,5 - - - 
gg. Vj. in % 0,9 0,7 0,9 0,8 1,1 -0,6 - -0,2 -0,7 -0,9 - - - 

Pkw-Neuzulassungen 2

Insgesamt in Tsd. 3037 3206 3352 942 822 796 - 263 277 257 241 244 -
gg. Vj. in % 2,9 5,6 4,5 9,4 4,2 -0,3 - -5,6 1,5 3,7 10,5 -2,6 - 

private Neuzulassungen in Tsd. 1099 1098 1173 344 295 275 - 93 96 87 76 80 -
gg. Vj. in % -1,9 -0,1 6,8 10,4 11,0 3,6 - -1,9 4,5 9,3 13,5 -0,9 - 

Verbraucherpreise 3

Insgesamt Index 106,6 106,9 107,4 107,1 107,6 108,2 - 107,9 108,0 108,8 108,1 108,8 - 
gg. Vj. in % 0,9 0,2 0,5 0,1 0,5 1,1 - 0,8 0,8 1,7 1,9 2,2 - 

Nahrungsmittel gg. Vj. in % 1,0 0,8 0,8 0,2 0,8 1,2 - 0,0 1,2 2,5 3,2 4,4 - 
Wohnungsmieten gg. Vj. in % 1,5 1,2 1,2 1,1 1,2 1,4 - 1,4 1,4 1,5 1,6 1,6 - 
Haushaltsenergie gg. Vj. in % -0,9 -5,5 -4,5 -5,6 -4,2 -1,5 - -2,3 -2,9 0,8 2,8 3,3 - 
Kraftfahrer-Preisindex gg. Vj. in % -0,8 -2,6 -1,3 -2,8 -1,6 1,5 - 1,3 0,5 2,8 4,7 5,7 - 

Stimmungsindikatoren zum privaten Konsum
ifo Geschäftsklima Einzelhandel4 Salden 2,9 7,1 8,1 8,8 7,0 8,9 - 7,9 9,4 9,4 5,8 4,4 - 

Geschäftslage Salden 8,9 15,7 17,9 17,7 17,9 19,7 - 16,7 22,1 20,4 17,0 11,8 - 
Geschäftserwartungen Salden -2,9 -1,3 -1,3 0,4 -3,3 -1,4 - -0,7 -2,6 -1,0 -4,8 -2,8 - 

GfK – Konsumklima 5 Punkte 8,5 9,7 9,8 9,6 10,1 9,8 10,0 10,0 9,7 9,8 9,9 10,2 10,0 
Anschaffungsneigung Punkte 48,7 54,7 52,7 53,1 55,6 52,0 - 53,4 51,8 50,8 51,2 50,8 - 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, Kraftfahrt-Bundesamt, ifo Institut, Gesellschaft für Konsumforschung.       
1      Preis-, kalender- und saisonbereinigt; Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis preis- und kalenderbereinigter Daten;       
2      Ursprungszahlen;      3      Ursprungszahlen; Index 2010 = 100;      4      Salden der positiven und negativen Antworten, Saisonbereinigung des 
ifo Instituts;      5      Durch GfK standardisierte und saisonbereinigte Salden der positiven und negativen Antworten; der letzte Wert ist jeweils 
prognostiziert.         
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1 Basis: 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Saisonbereinigung des ifo Instituts;
3 Saisonbereinigung der GfK.

 gleitender 12-Monatswert         Monatswerte
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4. Außenwirtschaft
4.1 Leistungsbilanz und Außenhandel nach Ländern

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1  Zahlungsbilanzstatistik (BPM 6), kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Außenhandelsstatistik des Statistischen Bundesamtes, Warenhandel, Ursprungszahlen.

2016 2016 2017

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan.
Leistungsbilanz und Komponenten (Saldo)1

 Leistungsbilanz in Mrd. € 221 261 258 68 69 62 60 22,1 19,6 20,8 21,4 17,7 17,9
gg. Vp. in % 15,3 18,1 -0,9 3,8 1,5 -10,3 -3,1 10,4 -11,4 6,2 2,7 -17,4 1,0 

 Warenhandel in Mrd. € 230 259 269 67 72 67 63 23,4 22,1 22,1 22,5 18,1 19,6
gg. Vp. in % 7,2 12,6 3,6 4,2 7,2 -6,4 -6,8 8,1 -5,4 -0,3 1,8 -19,5 8,1 

  Ausfuhr in Mrd. € 1120 1176 1190 294 298 297 302 100,7 98,9 99,8 103,3 98,9 102,8
gg. Vp. in % 3,2 5,0 1,2 0,6 1,3 -0,3 1,8 3,9 -1,7 0,8 3,5 -4,2 3,9 

  Einfuhr in Mrd. € 889 917 921 227 226 229 239 77,3 76,8 77,7 80,8 80,8 83,2
gg. Vp. in % 2,2 3,1 0,5 -0,5 -0,4 1,6 4,3 2,7 -0,6 1,2 4,0 0,1 2,9 

 Dienstleistungen in Mrd. € -25 -19 -22 -5 -6 -6 -6 -1,4 -2,2 -1,9 -1,7 -2,2 -1,6
gg. Vp. in % -38,1 -26,2 16,6 -20,9 21,1 -3,8 5,4 -26,9 54,6 -11,5 -11,9 28,8 -25,1

  Einnahmen in Mrd. € 224 245 254 63 63 63 64 21,6 21,1 21,6 21,9 20,9 21,2
gg. Vp. in % 9,1 9,2 3,5 0,6 -0,3 0,9 1,3 3,5 -2,1 2,2 1,6 -4,7 1,7 

  Ausgaben in Mrd. € 250 264 276 68 69 69 70 23,0 23,3 23,5 23,6 23,1 22,9
gg. Vp. in % 1,3 5,6 4,4 -1,3 1,2 0,5 1,7 0,9 1,4 0,9 0,5 -2,3 -0,9

 Primäreinkommen in Mrd. € 56 60 52 15 12 12 14 4,9 3,5 4,3 4,8 4,9 5,9
gg. Vp. in % -5,8 5,3 -11,8 -7,8 -20,6 7,8 11,6 19,0 -29,2 23,4 11,7 1,9 21,6 

 Sekundäreinkommen in Mrd. € -41 -39 -41 -9 -9 -12 -11 -4,8 -3,8 -3,6 -4,2 -3,1 -6,0
gg. Vp. in % -4,1 -3,0 3,9 2,4 -2,2 40,8 -12,2 25,7 -20,0 -5,5 15,6 -25,8 94,2 

Außenhandel nach Ländern2

Ausfuhr insgesamt in Mrd. € 1124 1194 1207 294 307 298 307 96,2 105,9 101,4 107,9 97,4 98,9
gg. Vj. in % 3,3 6,2 1,1 0,6 2,2 -0,6 2,2 9,7 0,4 -4,2 5,1 6,4 11,8 

 EU-Länder in Mrd. € 649 693 708 176 181 173 177 54,2 63,1 59,7 63,3 54,1 58,8
gg. Vj. in % 4,8 6,8 2,2 2,5 3,8 1,0 1,4 10,0 1,7 -4,5 4,3 5,3 8,0 

  Eurozone1 in Mrd. € 411 434 442 110 113 107 112 32,6 39,2 37,5 39,7 34,4 37,1
gg. Vj. in % 2,0 5,6 1,8 1,4 2,5 1,1 2,3 9,0 1,7 -4,0 5,2 6,7 8,4 

  Nicht-Eurozone in Mrd. € 238 259 266 67 68 66 66 21,6 23,9 22,2 23,6 19,8 21,7
gg. Vj. in % 10,1 8,9 2,8 4,3 6,0 0,9 -0,1 11,5 1,7 -5,4 2,9 2,9 7,3 

 Drittländer in Mrd. € 475 501 499 118 126 125 130 42,1 42,8 41,7 44,7 43,3 40,1
gg. Vj. in % 1,2 5,4 -0,4 -2,1 0,0 -2,7 3,3 9,3 -1,4 -3,6 6,3 7,8 17,7 

Einfuhr insgesamt in Mrd. € 910 949 955 236 237 235 247 76,6 81,9 82,2 85,8 78,7 84,0
gg. Vj. in % 2,2 4,3 0,6 0,4 0,1 -1,2 3,0 5,3 -1,6 -2,3 4,4 7,5 11,7 

 EU-Länder in Mrd. € 595 622 633 156 159 155 163 48,6 55,0 54,2 56,9 51,7 53,9
gg. Vj. in % 3,4 4,5 1,8 2,2 1,9 -0,3 3,2 5,2 -0,7 -2,1 4,7 7,7 11,3 

  Eurozone in Mrd. € 411 426 429 106 108 105 110 32,6 36,9 36,4 37,9 35,3 36,4
gg. Vj. in % 2,3 3,7 0,7 1,1 0,6 -1,2 2,2 4,2 -2,4 -2,7 2,8 7,1 9,3 

  Nicht-Eurozone in Mrd. € 184 196 204 50 51 50 53 16,0 18,1 17,7 19,0 16,4 17,5
gg. Vj. in % 6,0 6,2 4,1 4,5 4,8 1,8 5,3 7,5 2,9 -0,8 8,6 8,8 15,6 

 Drittländer in Mrd. € 315 328 322 80 78 80 84 28,0 26,8 28,0 28,9 27,0 30,1
gg. Vj. in % 0,0 3,9 -1,7 -2,9 -3,5 -2,9 2,6 5,3 -3,3 -2,6 3,8 7,1 12,4 
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1  Zahlungsbilanzstatistik (BPM 6), kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA.

    Monatssaldo           gleitender 12-Monatsdurchschnitt

 Einfuhr, gleitender 3-Monatsdurchschnitt        Einfuhr, Monatswerte

 Ausfuhr, gleitender 3-Monatsdurchschnitt        Ausfuhr, Monatswerte
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5. Arbeitsmarkt
5.1 Erwerbstätige, Arbeitslose, gemeldete Arbeitsstellen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung, Statistisches Bundesamt.
1 Inlandskonzept;
2 Aus der Arbeitskräfteerhebung; Abgrenzung nach ILO;
3 Abgrenzung nach SGB; Quoten auf Basis aller zivilen Erwerbspersonen;
4 Konjunkturelle Kurzarbeit nach § 96 SGB III;
5 Verfahren Census X-12-ARIMA.

2016 2016 2017

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.
Ursprungszahlen
Erwerbstätige 1 in Tsd. 42662 43057 43593 43061 43498 43781 44032 43940 44052 44104 43939 43589 -

gg. Vj. in Tsd. +335 +395 +536 +549 +512 +509 +575 +532 +560 +578 +586 +609 -

Sozialversicherungspflichtig in Tsd. 30218 30853 31520 31072 31356 31640 32012 32005 32055 32101 31879 - -
Beschäftigte gg. Vj. in Tsd. +490 +635 +667 +690 +644 +620 +714 +675 +690 +717 +735 - -

Erwerbslose 2 in Tsd. 2090 1950 1775 1915 1776 1752 1657 1639 1722 1705 1544 1758 -
gg. Vj. in Tsd. -92 -140 -175 -186 -177 -95 -241 -169 -130 -234 -359 -89 -

Erwerbslosenquote in % 5,0 4,6 4,1 4,5 4,2 4,1 3,8 3,8 4,0 3,9 3,5 4,0 -
Arbeitslose insgesamt 3 in Tsd. 2898 2795 2691 2892 2674 2651 2547 2608 2540 2532 2568 2777 2762

gg. Vj. in Tsd. -52 -104 -104 -101 -98 -108 -108 -100 -109 -101 -113 -143 -149

SGB II in Tsd. 1965 1936 1869 1960 1892 1843 1781 1820 1784 1776 1783 1767 1748
gg. Vj. in Tsd. -16 -29 -67 -23 -58 -89 -99 -89 -102 -93 -100 -192 -216

SGB III in Tsd. 933 859 822 932 782 808 766 787 756 756 785 1010 1014
gg. Vj. in Tsd. -36 -75 -37 -78 -40 -19 -9 -11 -7 -8 -13 +49 +67

Westdeutschland in Tsd. 2075 2021 1979 2095 1962 1970 1888 1942 1888 1877 1897 2048 2039
gg. Vj. in Tsd. -6 -54 -42 -42 -40 -43 -42 -37 -41 -38 -46 -64 -68

Ostdeutschland in Tsd. 824 774 712 797 712 681 659 666 652 655 671 730 723
gg. Vj. in Tsd. -46 -50 -62 -59 -58 -65 -66 -64 -68 -63 -67 -79 -81

Arbeitslosenquote in % 6,7 6,4 6,1 6,6 6,1 6,0 5,8 5,9 5,8 5,7 5,8 6,3 6,3
Westdeutschland in % 5,9 5,7 5,6 5,9 5,5 5,5 5,3 5,4 5,3 5,3 5,3 5,7 5,7
Ostdeutschland in % 9,8 9,2 8,5 9,5 8,5 8,1 7,8 7,9 7,7 7,8 8,0 8,7 8,6

Zugänge an Arbeitslosen in Tsd./M. 637 626 642 681 589 653 645 648 642 652 642 712 711
Abgänge an Arbeitslosen in Tsd./M. 647 633 651 627 666 655 658 725 710 660 605 503 727
Kurzarbeit 4 in Tsd. 49 44 42 50 47 35 36 35 38 37 33 - -
(konjunkturell bedingt) gg. Vj. in Tsd. -27 -5 -2 -1 0 +1 -10 -4 -9 -15 -6 - -

Unterbeschäftigung in Tsd. 3803 3631 3578 3687 3555 3550 3520 3524 3495 3508 3557 3728 3762
gg. Vj. in Tsd. -99 -171 -53 -167 -75 -6 +35 +15 +23 +32 +51 +48 +50

Gemeldete Arbeitsstellen in Tsd. 490 569 655 610 653 682 677 687 691 681 658 647 675
gg. Vj. in Tsd. +33 +78 +87 +94 +93 +87 +72 +87 +79 +71 +68 +66 +61

saisonbereinigte Angaben 5

Erwerbstätige 1 gg. Vp. in Tsd. +334 +394 +536 +146 +108 +128 +193 +43 +59 +79 +64 +59 -
Sozialv.pfl. Beschäftigte gg. Vp. in Tsd. +490 +634 +667 +164 +128 +151 +269 +54 +73 +95 +82 - -

Erwerbslose gg. Vp. in Tsd. -82 -156 -149 -36 -35 -28 -77 -22 -28 -31 -27 -21 -
Erwerbslosenquote in % 5,0 4,6 4,2 4,3 4,2 4,1 3,9 4,1 4,0 3,9 3,9 3,8 -
Arbeitslose insgesamt 3 gg. Vp. in Tsd. -53 -103 -104 -32 -29 -23 -31 -2 -15 -8 -19 -25 -15

SGB II gg. Vp. in Tsd. -16 -28 -69 -21 -27 -30 -27 -2 -15 -3 -15 -80 -20
SGB III gg. Vp. in Tsd. -37 -75 -35 -11 -2 +6 -4 +1 0 -4 -6 +55 +6
Westdeutschland gg. Vp. in Tsd. -6 -54 -42 -12 -13 -8 -12 +3 -7 -4 -11 -15 -8
Ostdeutschland gg. Vp. in Tsd. -46 -49 -62 -20 -17 -15 -18 -4 -8 -4 -8 -10 -6

Arbeitslosenquote in % 6,7 6,4 6,1 6,2 6,1 6,1 6,0 6,1 6,0 6,0 6,0 5,9 5,9
Westdeutschland in % 5,9 5,7 5,5 5,6 5,5 5,5 5,5 5,5 5,5 5,5 5,5 5,4 5,4
Ostdeutschland in % 9,7 9,2 8,4 8,7 8,5 8,3 8,2 8,3 8,2 8,2 8,1 7,9 7,9

Unterbeschäftigung gg. Vp. in Tsd. -100 -171 -51 -35 +30 +30 +11 +11 +4 -2 +1 -18 -8
Gemeldete Arbeitsstellen gg. Vp. in Tsd. +33 +78 +87 +21 +19 +17 +15 +6 +5 +3 +6 +7 -1

Indizes
ifo Beschäftigungsbarometer Index 106,8 108,4 109,2 108,3 108,2 109,0 111,2 110,1 110,7 111,1 111,8 110,7 110,6
IAB-Arbeitsmarktbarometer Index 102,7 103,1 103,2 102,9 102,8 103,4 103,8 103,7 103,8 103,8 103,8 104,2 104,4

BA-X Stellenindex Index 168,7 192,2 216,6 209,0 214,3 219,0 224,0 221,0 223,0 223,0 226,0 226,0 226,0
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5.2  Entwicklung des Arbeitsmarkts
 Bundesrepublik Deutschland
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Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, Statistisches Bundesamt.
1 Erwerbstätige nach dem Inlandskonzept;
2 Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA.

   Erwerbstätige – vierteljährliche Vorjahresveränderung in % (rechte Skala)             Ursprungswerte             saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA
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6. Preise
6.1 Verbraucherpreise, Erzeugerpreise, Baupreise
 Bundesrepublik Deutschland

2016 2016 2017

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.

Verbraucherpreise 1

Insgesamt (Ursprungszahlen) Index 106,6 106,9 107,4 106,6 107,1 107,6 108,2 107,7 107,9 108,0 108,8 108,1 108,8 
gg. Vj. in % +0,9 +0,3 +0,5 +0,2 +0,1 +0,5 +1,1 +0,7 +0,8 +0,8 +1,7 +1,9 +2,2 

 Waren Index 107,9 107,0 106,6 105,5 106,8 106,4 107,7 106,9 107,5 107,6 108,0 108,0 108,6 
gg. Vj. in % +0,2 -0,8 -0,4 -0,8 -0,9 -0,5 +0,8 -0,1 +0,4 +0,5 +1,8 +2,7 +3,2 

 Verbrauchsgüter Index 111,7 110,0 108,8 107,7 108,9 108,8 109,9 108,9 109,5 109,6 110,6 111,3 112,1 
gg. Vj. in % +0,2 -1,5 -1,1 -1,8 -2,0 -1,1 +0,8 -0,5 +0,2 +0,2 +2,1 +3,5 +4,3 

 darunter: Index 111,5 112,4 113,3 113,1 113,2 112,7 114,0 112,6 112,7 114,2 115,2 116,0 118,2 
 Nahrungsmittel gg. Vj. in % +1,0 +0,8 +0,8 +1,0 +0,2 +0,8 +1,2 +0,4 0,0 +1,2 +2,5 +3,2 +4,4 

 darunter: Index 119,5 112,8 107,8 106,9 108,0 107,5 108,7 107,5 108,6 107,8 109,6 109,8 110,0 
 Haushaltsenergie 2 gg. Vj. in % -0,9 -5,6 -4,4 -6,6 -5,7 -4,2 -1,5 -3,7 -2,3 -2,9 +0,8 +2,8 +3,3 

 Gebrauchsgüter, Index 104,8 105,5 106,3 104,8 106,8 105,2 108,3 107,6 108,8 108,6 107,5 104,7 105,0 
 mittlere Lebensdauer gg. Vj. in % +0,7 +0,7 +0,8 +0,6 +0,9 +0,4 +1,1 +0,4 +0,6 +1,1 +1,6 +1,1 +1,1 

 Gebrauchsgüter, Index 96,9 97,3 98,4 98,2 98,4 98,4 98,7 98,5 98,6 98,8 98,7 98,8 99,1 
 langlebig gg. Vj. in % -0,5 +0,4 +1,1 +1,4 +1,2 +1,1 +0,9 +1,1 +0,9 +1,0 +0,8 +0,8 +0,9 

 Dienstleistungen Index 105,5 106,8 108,2 107,6 107,5 108,8 108,7 108,4 108,3 108,3 109,5 108,3 109,0 
gg. Vj. in % +1,6 +1,2 +1,3 +1,2 +1,1 +1,4 +1,3 +1,3 +1,3 +1,1 +1,5 +1,2 +1,3 

 darunter: Index 105,4 106,7 108,0 107,4 107,7 108,1 108,6 108,3 108,5 108,6 108,7 109,0 109,1 
 Wohnungsmieten gg. Vj. in % +1,5 +1,2 +1,2 +1,1 +1,1 +1,2 +1,4 +1,3 +1,4 +1,4 +1,5 +1,6 +1,6 

 Insgesamt ohne Energie Index 105,6 106,8 108,1 107,5 107,8 108,3 108,8 108,4 108,5 108,6 109,3 108,5 109,2 
gg. Vj. in % +1,3 +1,1 +1,2 +1,2 +1,1 +1,2 +1,3 +1,2 +1,1 +1,2 +1,6 +1,5 +1,7 

Energie Index 115,5 107,4 101,6 99,2 102,0 101,7 103,4 101,9 103,4 102,2 104,5 105,4 105,7 
gg. Vj. in % -2,1 -7,0 -5,4 -7,8 -7,6 -5,6 -0,6 -3,6 -1,4 -2,7 +2,5 +5,9 +7,2 

Insgesamt (saisonbereinigt 3) Index 106,6 106,9 107,4 106,6 107,3 107,6 108,2 107,7 108,0 108,0 108,5 108,7 108,9 
gg. Vj. in % +0,9 +0,3 +0,5 +0,2 +0,3 +0,6 +1,1 +0,7 +0,8 +0,8 +1,7 +2,0 +2,3 

HVPI 4 Index 99,9 100,0 100,4 99,6 100,1 100,6 101,1 100,6 100,8 100,8 101,8 101,0 101,7 
gg. Vj. in % +0,8 +0,1 +0,4 +0,1 0,0 +0,4 +1,0 +0,5 +0,7 +0,7 +1,7 +1,9 +2,2 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 5

Insgesamt Index 105,8 103,9 102,1 101,4 101,7 102,2 103,0 102,0 102,7 103,0 103,4 104,1 -  
gg. Vj. in % -1,0 -1,8 -1,7 -2,8 -2,7 -1,6 +0,2 -1,4 -0,4 +0,1 +1,0 +2,4 -  

Vorleistungsgüter Index 103,5 102,3 100,8 100,2 100,5 101,0 101,4 101,0 100,9 101,5 101,9 102,8 -  
gg. Vj. in % -1,1 -1,2 -1,5 -2,2 -2,3 -1,6 +0,2 -1,2 -0,7 +0,4 +1,1 +2,4 -  

Investitionsgüter Index 103,5 104,2 104,8 104,6 104,7 104,9 105,0 104,9 104,9 105,0 105,0 105,4 -  
gg. Vj. in % +0,5 +0,7 +0,6 +0,7 +0,6 +0,6 +0,6 +0,6 +0,6 +0,6 +0,6 +0,9 -  

Konsumgüter Index 109,0 108,1 108,8 108,2 108,1 108,9 109,8 109,2 109,5 109,7 110,2 110,6 -  
gg. Vj. in % +0,6 -0,8 +0,6 +0,3 -0,1 +0,6 +1,5 +0,8 +1,1 +1,4 +1,9 +2,1 -  

Gebrauchsgüter Index 105,7 107,1 108,4 108,1 108,4 108,6 108,6 108,6 108,6 108,6 108,7 109,1 -  
gg. Vj. in % +1,3 +1,3 +1,2 +1,4 +1,3 +1,2 +1,1 +1,2 +1,2 +1,0 +1,1 +1,0 -  

Verbrauchsgüter Index 109,5 108,3 108,8 108,3 108,1 109,0 110,0 109,3 109,6 109,9 110,5 110,8 -  
gg. Vj. in % +0,5 -1,1 +0,5 +0,2 -0,3 +0,6 +1,6 +0,7 +1,1 +1,5 +2,1 +2,2 -  

Energie Index 108,5 102,6 96,6 95,3 96,1 96,6 98,5 95,9 98,1 98,4 98,9 100,0 -  
gg. Vj. in % -3,1 -5,4 -5,8 -8,6 -7,7 -5,6 -1,2 -5,2 -2,2 -1,7 +0,2 +4,0 -  

Baupreise 6

Wohngebäude Index 109,4 111,1 113,4 112,5 113,2 113,7 114,1 -  -  -  -  -  -  
gg. Vj. in % +1,8 +1,6 +2,1 +1,7 +2,1 +2,1 +2,2 -  -  -  -  -  -  

Straßenbau Index 110,3 111,4 112,4 111,7 112,1 112,7 113,1 -  -  -  -  -  -  
gg. Vj. in % +1,3 +1,0 +0,9 +0,5 +0,7 +1,2 +1,3 -  -  -  -  -  -  

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preisindex 2010 = 100; Gliederung nach Waren und Leistungen; Abgrenzung nach der COICOP (Classification of Individual Consumption by  
Purpose);     2     Strom, Gas und andere Brennstoffe;     3     Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;     4     Harmonisierter Verbraucher-
preis index; Ursprungszahlen; Basis 2015 = 100;     5     Ursprungszahlen; Preisindex 2010 = 100;     6     Ursprungszahlen; Preisindex 2010 = 100; 
Quartalsdaten.           
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6.2  Entwicklung der Verbraucherpreise, Erzeugerpreise

Verbraucher- und Erzeugerpreise (2010 = 100)
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Quelle: Statistisches Bundesamt.

 Verbraucherpreise             Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
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6.3 Weltmarktpreise für Rohstoffe, Außenhandelspreise, Wechselkurse des Euro
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: HWWI, Europäische Zentralbank, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.      
1 HWWI-Index auf US-Dollar-Basis, 2015 = 100;          
2 Index 2010 = 100;            
3  Berechnung der EZB; EWK-19-Gruppe: Die verwendeten Gewichte beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 2007 bis 

2009 mit den neun nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden EU-Mitgliedstaaten sowie Australien, China, Hongkong, Japan, Kanada, 
Norwegen, Schweiz, Singapur, Südkorea, Vereinigte Staaten;

4 Berechnung der Deutschen Bundesbank; auf Basis der Verbraucherpreise.       
       

2016 2016 2017

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.

Weltmarktpreise für Rohstoffe 1

Insgesamt Index 172,4 100,1 87,4 70,0 87,9 90,7 100,9 91,2 99,9 95,4 107,3 108,6 109,2 
gg. Vj. in % -7,1 -41,9 -12,7 -32,8 -23,0 -6,7 +18,9 -1,8 +7,9 +10,9 +41,6 +62,3 +62,3 

Nahrungs- und Genussmittel Index 121,6 100,0 102,1 93,6 105,3 105,0 104,4 104,3 105,5 105,4 102,4 106,2 105,9 
gg. Vj. in % -1,5 -17,7 +2,1 -11,4 +5,4 +6,8 +8,5 +10,6 +8,1 +10,0 +7,5 +14,9 +14,7 

Industrie-Rohstoffe Index 135,2 100,1 97,3 87,7 95,2 97,5 108,8 96,5 99,2 110,4 116,7 119,5 125,8 
gg. Vj. in % -13,4 -26,0 -2,8 -19,9 -10,7 +1,0 +23,9 +0,4 +6,1 +27,5 +40,1 +44,5 +45,1 

Energie-Rohstoffe Index 179,2 100,1 85,5 66,8 86,1 89,2 99,8 89,9 99,5 93,3 106,7 107,7 107,8 
(Rohöl und Kohle) gg. Vj. in % -6,8 -44,1 -14,6 -35,5 -25,7 -8,3 +19,2 -2,8 +7,9 +9,4 +44,6 +69,1 +69,0 

Außenhandelspreise 2

Einfuhrpreise insgesamt Index 103,6 100,9 97,8 96,2 97,2 97,8 99,8 97,8 98,7 99,4 101,3 102,2 -  
gg. Vj. in % -2,2 -2,6 -3,1 -5,2 -5,6 -2,8 +1,0 -1,8 -0,6 +0,3 +3,5 +6,0 -  

Güter der Index 111,9 112,7 112,4 110,8 111,3 112,4 114,9 112,8 113,7 114,5 116,5 117,8 -  
Ernährungswirtschaft gg. Vj. in % -0,6 +0,7 -0,3 -2,4 -2,1 +0,7 +2,8 +1,0 +1,4 +2,4 +4,5 +6,4 -  

Güter der gewerblichen Index 102,8 99,7 96,3 94,8 95,7 96,3 98,3 96,2 97,2 97,9 99,7 100,6 -  
Wirtschaft gg. Vj. in % -2,4 -3,0 -3,4 -5,4 -6,0 -3,2 +0,9 -2,1 -0,8 +0,1 +3,3 +5,9 -  

Rohstoffe und Halbwaren Index 109,0 88,3 77,1 70,4 75,7 77,7 84,5 77,7 81,4 83,0 89,2 91,5 -  
gg. Vj. in % -7,7 -19,0 -12,7 -23,0 -21,0 -10,1 +6,1 -6,6 -1,5 +3,0 +17,5 +30,3 -  

Fertigwaren Index 100,9 103,3 102,2 102,3 102,0 102,1 102,6 102,0 102,1 102,6 103,0 103,4 -  
gg. Vj. in % -0,4 +2,4 -1,1 -0,6 -1,7 -1,4 -0,4 -1,1 -0,6 -0,6 +0,1 +0,7 -  

Ausfuhrpreise insgesamt Index 104,0 104,9 104,0 103,6 103,7 104,0 104,8 104,0 104,3 104,8 105,2 105,8 -  
gg. Vj. in % -0,3 +0,9 -0,9 -1,1 -1,6 -0,9 +0,4 -0,6 -0,1 +0,3 +1,1 +1,8 -  

Terms of Trade Verhältnis 100,4 103,9 106,4 107,7 106,7 106,3 105,0 106,3 105,7 105,4 103,8 103,5 -  
gg. Vj. in % +1,9 +3,5 +2,4 +4,3 +4,2 +1,9 -0,6 +1,2 +0,6 0,0 -2,4 -4,0 -  

Wechselkurs des Euro

in US-Dollar Kurs 1,33 1,11 1,11 1,10 1,13 1,12 1,08 1,12 1,10 1,08 1,05 1,06 1,06 
gg. Vj. in % +0,1 -16,5 -0,3 -2,2 +2,2 +0,4 -1,5 -0,1 -1,9 +0,6 -3,1 -2,3 -4,1 

in Yen Kurs 140,4 134,3 120,3 127,0 122,0 114,3 117,9 114,2 114,5 116,9 122,4 122,1 120,2 
gg. Vj. in % +8,3 -4,3 -10,4 -5,3 -9,1 -15,9 -11,3 -15,3 -15,1 -11,1 -7,5 -4,8 -5,6 

in Pfund-Sterling Kurs 0,81 0,73 0,82 0,77 0,79 0,85 0,87 0,85 0,89 0,87 0,84 0,86 0,85 
gg. Vj. in % -5,0 -10,0 +12,8 +3,6 +9,1 +18,4 +20,4 +16,5 +22,0 +23,0 +16,3 +14,1 +9,9 

Effektive Wechselkurse des Euro 3

nominal Index 101,8 92,3 94,8 94,1 94,9 95,1 94,9 95,4 95,5 95,0 94,2 94,4 93,9 
gg. Vj. in % +0,6 -9,3 +2,6 +1,2 +4,0 +2,6 +2,7 +1,6 +2,0 +4,2 +1,8 +0,8 -0,9 

real, auf Basis von Index 97,9 88,4 90,1 89,5 90,3 90,5 90,2 90,6 90,8 90,2 89,6 89,7 89,2 
Verbraucherpreisen gg. Vj. in % -0,3 -9,7 +2,0 +0,4 +3,2 +2,1 +2,1 +1,1 +1,4 +3,5 +1,5 +0,6 -0,8 

Preisliche Wettbewerbsfähigkeit der  
deutschen Wirtschaft 4

25 ausgewählte Industrieländer Index 98,5 94,7 95,2 94,8 95,2 95,3 95,4 95,5 95,8 95,2 95,3 95,1 94,8 
gg. Vj. in % +0,2 -3,9 +0,5 -0,3 +0,8 +0,6 +1,0 +0,4 +0,7 +1,1 +1,1 +0,6 -0,1 

56 Länder Index 91,0 86,3 87,4 87,4 87,7 87,4 87,2 87,6 87,5 87,1 87,1 86,9 86,3 
gg. Vj. in % +0,8 -5,1 +1,3 +1,0 +2,7 +0,7 +0,7 -0,2 +0,1 +1,5 +0,6 -0,5 -1,6 
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6.4   Entwicklung der Weltmarktpreise für Rohstoffe, Außenhandelspreise, 
Außenwert des Euro

 auf Euro-Basis

 auf US-Dollar-Basis

 Einfuhrpreise

 Ausfuhrpreise

 Außenwert des Euro gegenüber dem US-Dollar; 1999 = 100

  Nominaler effektiver Wechselkurs des Euro 1;  

1. Quartal 1999 = 100

 Indikator der preislichen Wettbewerbsfähigkeit 2
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Quellen: HWWI, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1  Erstes Quartal 1999 = 100; Berechnung der EZB; EWK-19-Gruppe: Durchschnitte der Euro Wechselkurse. Die dabei verwendeten 

Gewichte beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 1999 bis 2001 mit den Handelspartnern Australien,  
Bulgarien, China, Dänemark, Estland, Hongkong, Japan, Kanada, Kroatien, Norwegen, Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz,  
Singapur, Südkorea, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich sowie Vereinigte Staaten und spiegeln auch Dritt-
markteffekte wider;

2 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (25 Industrieländer).
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7. Monetäre Entwicklung
7.1 Zinsen, Geldmenge, Kredite, Aktienindizes

Quellen: STOXX, Europäische Zentralbank, Deutsche Bundesbank, Deutsche Börse AG, Dow Jones & Company
1  STOXX GC Pooling Index, 3 Monate
2  Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
3  Ursprungszahlen;
4  Performanceindex (mit Bereinigung um Dividendenzahlungen und Kapitalveränderungen);
5  Kurs- bzw. Preisindex.          

2016 2016 2017

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb.

Geldmarktsätze, Umlaufrenditen
(Monatsdurchschnitte)

3-Monats Repo-Satz1 Zinssatz 0,12 -0,13 -0,37 -0,31 -0,38 -0,40 -0,39 -0,40 -0,38 -0,39 -0,40 -0,40 -0,41

3-Monats EURIBOR Zinssatz 0,21 -0,02 -0,26 -0,19 -0,26 -0,30 -0,31 -0,30 -0,31 -0,31 -0,32 -0,33 -0,33

6-Monats EURIBOR Zinssatz 0,31 0,05 -0,16 -0,10 -0,15 -0,19 -0,21 -0,20 -0,21 -0,21 -0,22 -0,24 -0,24

12-Monats EURIBOR Zinssatz 0,48 0,17 -0,04 0,01 -0,02 -0,06 -0,07 -0,06 -0,07 -0,07 -0,08 -0,09 -0,11

Differenz
3M-EURIBOR ./. 3M-Repo-Satz1 Zinssatz 0,09 0,11 0,11 0,13 0,12 0,10 0,08 0,09 0,08 0,07 0,08 0,07 0,08

Umlaufsrendite
 3–5-jähriger Bundesanleihen Zinssatz 0,22 -0,12 -0,51 -0,36 -0,48 -0,62 -0,57 -0,62 -0,58 -0,52 -0,60 -0,55 -0,63

Umlaufsrendite
 5–8-jähriger Bundesanleihen Zinssatz 0,64 0,13 -0,28 -0,12 -0,27 -0,45 -0,27 -0,44 -0,37 -0,23 -0,22 -0,20 -0,23

Umlaufsrendite
 9–10-jähriger Bundesanleihen Zinssatz 1,16 0,50 0,09 0,26 0,08 -0,12 0,15 -0,09 0,00 0,19 0,25 0,25 0,26

Geldmenge

Wachstum der Geldmenge M1 2 gg. Vj. in % 6,0 10,9 9,1 10,3 9,2 8,6 8,4 8,4 8,0 8,5 8,8 8,4 - 

Wachstum der Geldmenge M2 2 gg. Vj. in % 2,6 5,0 5,1 5,4 5,0 5,0 4,8 5,0 4,6 4,9 4,8 4,7 - 

Wachstum der Geldmenge M3 2 gg. Vj. in % 1,9 4,8 4,9 5,0 4,8 5,0 4,7 5,1 4,4 4,8 5,0 4,9 - 

Wachstum der Geldmenge M3
3-Monatsdurchschnitt 2 gg. Vj. in % 1,9 4,7 5,0 5,1 5,0 5,0 4,8 4,9 4,8 4,8 4,9 - - 

Kredite

an den privaten Sektor im 
Euroraum 3 gg. Vj. in % -2,0 +0,4 +1,6 +1,1 +1,4 +1,6 +2,3 +1,9 +2,2 +2,2 +2,4 +2,4 - 

Buchkredite im Euroraum gg. Vj. in % -1,6 +0,6 +1,4 +1,1 +1,2 +1,5 +1,9 +1,8 +1,9 +1,8 +2,1 +1,8 - 

an den privaten Sektor in 
Deutschland 2 gg. Vj. in % +1,0 +2,5 +2,8 +2,4 +2,9 +2,6 +3,3 +2,9 +3,3 +3,3 +3,3 +3,5 - 

Buchkredite in Deutschland gg. Vj. in % +0,8 +2,1 +3,0 +2,6 +3,1 +3,2 +3,3 +3,3 +3,3 +3,4 +3,3 +3,5 - 

Buchkredite an nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften in D. 3 gg. Vj. in % -0,2 -0,6 +2,1 +1,6 +2,2 +2,0 +2,4 +2,3 +2,5 +2,3 +2,3 +2,5 - 

Laufzeit bis 1 Jahr gg. Vj. in % -2,9 -0,8 +0,1 +0,5 +2,0 -1,3 -0,7 -1,8 +0,1 +0,4 -2,6 -1,7 - 

Laufzeit über 1 Jahr  
bis 5 Jahre gg. Vj. in % +1,1 -1,5 +2,3 +0,4 +1,8 +3,4 +3,6 +4,0 +3,8 +3,4 +3,6 +2,7 - 

Laufzeit über 5 Jahre gg. Vj. in % +0,3 -0,4 +2,5 +2,2 +2,4 +2,4 +2,8 +2,9 +2,8 +2,5 +3,2 +3,5 - 

Buchkredite an private 
Haushalte in Deutschland 3 gg. Vj. in % +1,2 +2,1 +2,9 +2,8 +2,9 +3,0 +2,9 +3,0 +2,9 +3,0 +2,9 +3,0 - 

darunter: 
Wohnungsbaukredite gg. Vj. in % +2,2 +3,4 +3,7 +3,5 +3,7 +3,7 +3,7 +3,8 +3,7 +3,7 +3,7 +3,7 - 

Aktienmärkte (Monatsdurchschnitte)

Deutscher Aktienindex (DAX 30) 4 Index  9537 10969 10196  9674  9963 10332 10813 10504 10619 10596 11226 11620 11745
gg. Vp. in % +14,8 +15,0 -7,1 -9,0 +3,0 +3,7 +4,7 -0,2 +1,1 -0,2 +5,9 +3,5 +1,1

Dow Jones Euro Stoxx (50) 5 Index  3145  3445  3005  2977  2975  2975  3093  3012  3042  3026  3210  3299  3293
gg. Vp. in % +12,6 +9,5 -12,8 -10,7 -0,1 0,0 +4,0 +0,6 +1,0 -0,5 +6,1 +2,8 -0,2

Standard & Poor’s 500 5 Index  1931  2061  2093  1949  2076  2161  2186  2159  2143  2167  2247  2273  2331
gg. Vp. in % +17,6 +6,7 +1,5 -5,1 +6,5 +4,1 +1,1 -0,9 -0,7 +1,1 +3,7 +1,2 +2,5

Nikkei 225 5 Index 15475 19166 16924 16870 16389 16502 17935 16730 17036 17686 19082 19199 19189
gg. Vp. in % +14,3 +23,8 -11,7 -11,4 -2,9 +0,7 +8,7 +0,8 +1,8 +3,8 +7,9 +0,6 -0,1
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7.2  Monetäre Entwicklung und Zinsstruktur

saisonbereinigt, Veränderung gegen Vorjahr in % 1

 monatlich

 gleitender 3-Monatsdurchschnitt

Veränderung gegen Vorjahr in %
 Deutschland

 EWU
     Buchkredite Deutschland
     Buchkredite EWU

Monatsdurchschnitte, Januar 2003 = 100
 DAX 30 3

 Dow Jones Euro Stoxx (50) 4

 Standard & Poor’s 500 4

 Nikkei 225 4

 EURIBOR 3-Monatsgeld 2

 Bundesanleihen mit 10-jähriger Restlaufzeit 2

 Differenz: Bundesanleihen – EURIBOR
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Quelle: Deutsche Bundesbank.
1   Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;
2 Monatsdurchschnitte;
3   Performanceindex (mit Bereinigung um Dividendenzahlungen und Kapitalveränderungen);
4   Kurs- bzw. Preisindex.
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Erläuterungen zur Konjunkturanalyse

Die Resultate der gesamtwirtschaftlichen Aktivi tä ten einer 
Volkswirtschaft finden ihren zusammenfassen den Aus-
druck in den Ergebnissen der Volks wirt schaft  lichen Ge-
samtrechnungen (VGR). Die konjunkturelle Entwicklung 
wird daher am umfassendsten in den makroökonomischen 
Aggregaten der VGR wider  ge spiegelt. Ein wesentlicher 
Nachteil der VGR-Daten ist es jedoch, dass sie erst ver-
gleichsweise spät vor liegen. In der Regel sind vorläufige 
Daten aus dem ab ge lau fenen Quartal erst 6–8 Wochen, 
endgültige Daten oft erst Jahre später verfügbar. Daher 
kann auf die VGR-Ergebnisse für die Beobach tung und 
Ana lyse der Konjunktur am aktuellen Rand nur in sehr 
be schränk tem Maße zurückgegriffen werden.

Ziel der Konjunkturanalyse ist es, auf Basis der aktuellen 
Konjunkturindikatoren Aussagen über die tat säch lichen 
konjunkturellen Bewegungen der Wirtschaft zu machen. 
Aus der Konjunkturanalyse sollen außerdem soweit wie 
möglich auch fundierte Aus sa gen über künftige Entwick-
lungen abgeleitet werden. Diese Unter suchungen können 
nur auf der Grund lage möglichst aktueller statistischer 
Daten und hier auf basierender Indikatoren erfolgen. Des-
halb greift die Konjunktur beobachtung auf bestimm te 
Indika toren als Nähe rungs größen für später zu er  war ten de 
VGR-Ergebnisse zurück. Die beobachteten Indika to ren 
decken dabei für die konjunkturelle Entwick lung wichtige 
Einzel tatbestände und Teil bereiche der Ge samtwirtschaft 
ab und lassen sich wie folgt kategorisieren:

 • Indikatoren, deren statistische Datenbasis Wert größen 
sind (Produktion, Auftragseingang, Außen    handel, Ein-
zelhandelsumsätze, Geld menge usw.)

 • Indikatoren auf Basis von Personenzahlen und phy-
sischer Größen (Baugenehmigungen, Erwerbs  tätige, 
offene Stellen usw.)

 • Indikatoren auf der Grundlage von Umfrage ergeb nissen 
(ifo Konjunkturtest, GfK-Kon sum klima usw.)

Obgleich weniger aktuell, sind die Ergebnisse der VGR für 
die Konjunkturbeobachtung unentbehrlich, da nur sie 
einen exakten quantitativen Einblick in die Ent wick lung der 
Gesamtwirtschaft erlauben. Neben der Beo b achtung der 

konjunkturellen Ent wicklung am aktuellen Rand auf der 
Grundlage von Einzel indi katoren werden im Quartals- und 
Halb jahresturnus daher auch die je  weils neuesten Ergeb-
nisse der VGR in die Betrachtung einbezogen.

In Bezug auf ihre Aktualität lassen sich die In di ka  toren in 
so genannte vorlaufende Indikatoren (z. B. ifo Konjunktur-
test, GfK-Konsumklima, Auftrags ein gän ge, Bau   genehmi-
gungen), gleichlaufende (Pro duk  tion, Um  sätze) und nach-
laufende Indikatoren (Erwerbstätige, Arbeits lose) einteilen.

Konjunkturelle Bewegungen unterscheiden sich so   wohl in 
ihrer zeitlichen Abfolge als auch in ihrer In ten sität in den 
einzelnen Bereichen und Zweigen der Wirt schaft. Die einzel-
nen Indikatoren werden daher nach ökono mis chen Teilbe-
reichen der Gesamt     wirtschaft (z. B. Ge  werbliche Wirtschaft, 
Produzie ren des Gewerbe, Handel) bis auf die Ebene einzel-
ner Wirt  schaftszweige disaggregiert und gesondert be -
trachtet.

Der sich in den Indikatoren auf der Grundlage der Ur -
sprungs werte (= originäre statistische Daten) ausdrückende 
konjunkturelle Verlauf wird von saiso na len Schwankungen 
und irregulären bzw. kalendarischen Einflüssen (Arbeits-
tage, Ferien u. ä.) überlagert. Indika toren, die auf Wertgrö-
ßen ba  sieren, können bei Ver änderungen des Preisniveaus 
die Ana   lyse der realwirtschaftlichen Aktivitäten zusätzlich 
er  schwe     ren. Durch verschiedene Bereinigungsver fah ren 
können die ge  nannten Einflüsse aber quantifiziert und weit-
gehend neutralisiert werden. Dies ermög licht eine Betrach-
tung der durch realwirt schaft liche Aktivitäten bedingten 
konjunkturellen Entwicklung im engeren Sinne.

Der überwiegende Teil der im Monatsbericht des Bun  des-
ministeriums für Wirtschaft und Energie zur wirtschaftli-
chen Lage beobachteten Kon junktur indika to ren wird auf 
Basis der Ursprungs werte arbeits täglich bereinigt und sai-
sonbereinigt analysiert. Die auf Wert größen basierenden 
Indi ka  toren werden dabei so weit als möglich in nominaler 
(d. h. nicht preisbereinigter) und realer (d. h. preis berei-
nigter) Form zugrunde gelegt. Die Saison  be rei ni gung der 
aktuellen Konjunktur indi ka toren einschließlich der VGR 
und der Erwerbstäti gen reihen erfolgt in der Regel nach 
dem Verfahren Census X-12-ARIMA.
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Die Berichterstattung zur wirtschaftlichen Lage in Deutsch-
land umfasst die üblichen Konjunktur indi ka toren aus der 
VGR, Produzierendem Gewer be, Binnen- und Außenhan-
del, Arbeitsmarkt, Preis ent wicklung und einige wichtige 
monetäre Indi ka to ren. Daneben werden Ergebnisse aus dem 
ifo Kon junktur test (Ge  schäfts klima) und einige weitere 
wichtige, aus Umfragen gewonnene Indika to ren berück-
sichtigt. Im internationalen Ver gleich werden die Ent wick-
lung des Brutto inlands pro duktes, der Leistungs bilanz, der 
Arbeits losigkeit und der Ver braucher preise ausgewiesen.

Ansprechpartner im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie:

Andreas Hartl  
(Eine digitale Ordnungspolitik für die Plattform-
ökonomie)

Dr. Alexandra Effenberger und Dr. Alfred Garloff  
(Wege zu einem inklusiveren Wirtschaftswachstum)

Olga Milanin  
(Energiesteuerermäßigung für Erdgas als Kraftstoff 
wird bis Ende 2026 verlängert)

Dr. Katja Gerling und Matthias Pannhorst  
(Bessere Datengrundlage für die amtliche Energie-
statistik)

Referat IC 1 Beobachtung, Analyse und Projektion  
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung  
(Wirtschaftliche Lage)

Fragen und Anregungen können Sie gerne  
an sdw@bmwi.bund.de richten.
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Von Bitcoin zum Smart Contract
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Neues Aktionsprogramm Digitalisierung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie
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Alle Ausgaben der Schlaglichter der Wirtschaftspolitik  
finden Sie im Internet unter  
www.bmwi.de/Navigation/DE/Service/Monatsbericht/monatsbericht.html
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